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VORSATZ 

Khol'sche Farbenlehre 

I m Dezember vergangenen 
Jahres wurde in einem eigens 

dazu eingerichteten Beirat im 
Bundeskanzleramt eine Emp­
fehlung an die Bundesregierung 
über die Vergabe der Publizi­
stikförderung 1996 erarbeitet. 
Über 100 Zeitschriften - darun­
ter das Juridikum - hatten ge­
mäß den einschlägigen Bestim-

r 
mungen des Publistikförde-
rungsgesetzes 1984 einen ent­
sprechenden Antrag auf Zu­
erkennung eines Förderungsbe­
trages gestellt. 

Die einschlägigen Bestim­
mungen sind §§ 6ff und sehen 
neben formalen Apfordernissen 
in § 7(3) lediglich folgende Kri­
terien als Fördervoraussetzung 
vor. Demgemäß sind jene Zeit- . 
schriften förderungswürdig, pie 
"ausschließlich oder vorwie­
gend Fragen der Politik, der . 
Kultur oder der Weltanschau­
ung (Religion) oder der damit 
zusammenhängenden wissen­
schaftlichen Disziplinen auf ho­
hem Niveau abhandeln und 
dadurch der staatsbürgerlichen 
Bildung dienen ce. 

Soweit das Gesetz. Jetzt gin­
ge es nur noch darum, ebendie­
ses nach den klassischen Regeln 
der Interpretation und darüber­
hinaus - als "Meisterstück" ju­
ristischen Handwerks - verfas­
sungskonform auszulegen und 
zu vollziehen. Und damit hätte 
sich's. Anderer Ansicht ist hier 
offenbar der Parlaments klub 
der ÖVP unter seinem Vorsit­
zenden Dr. Khol, der am 
4.12.1996 eine parlamentarische 
Anfrage an den Bundeskanzler 
einbrachte, in welcher einige 
der um eine Förderung einge­
reicht habenden Medien in Zu­
sammenhang zum "linksextre­
men oder linksalternativen 
(sic!) Spektrum der politischen 
Landschaft Österreichs", oder 
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beispielsweise als "mit dem 
links-anarchistischen TATblatt 
in Verbindung stehend" ge­
bracht werden. In Verbindung 
mit dem Verhalten der ÖVP­
Minister im Ministerrat (nach 
dem Motto: Wenn diese Zeit­
schriften gefördert werden, 
dann gibt's 1996 überhaupt kei­
ne Publizistikförderung" wird 
das Ziel deutlich: 

Khol hat auf die Bundesre­
gierung dahingehend Einfluß 
genommen, daß diese die Emp­
fehlung des Publizistikbeirates 
ignorieren solle und nur mehr 
jene Medien in den Genuß einer 
Förderung kommen sollten, die 
nach der Khol'schen Privatan­
sicht - und nur um eine solche 
handelt es sich ja - als "förde­
rungswürdig" gelten sollen. 

In einer der vom Bundes­
kanzler konkret zu beantwor­
tenden Frage: "Sind Sie bereit, 
die gesamte Publizistikförde­
rung zu gefährden, nur um 
linksradikale, linksanarchisti­
sche oder linksalternative Zeit­
schriften fördern zu können?" 
wird dann.selbst nicht mehr der 
geringste Versuch gemacht, die­
se Erpressungstaktik der ÖVP 
auch nur in geringster Weise zu 
kaschieren. 

Das Neue an dieser Vor­
gangsweise ist eigentlich die. 
Unverblümtheit, mit der - im­
merhin von einem führenden 
Funktionär einer der beiden Re­
gierungsparteien - versucht 
wird, ein Organ zu einer Voll­
ziehung eines Gesetzes zu be­
einflußen, die rechtlich nicht 
gedeckt ist: Die Bundesregie­
rung sollte entgegen der 
Stellungnahme des Publizi­
stikbeirates, die ihrerseits selbst-

. redend ohne ideologisch einge­
färbte Filterstücke auskommt, 
Zeitschriften, die die gesetzli­
chen Vorgaben zur Förderung 
erfüllen, einfach ignorieren. Die 

Folge dieser Entscheidung be­
steht darin, daß eine Zeitschrift, 
die alle gesetzlichen Förde­
rungsbedingungen erfüllt, mit 
einer ablehnenden "Wissens­
mitteilung" konfrontiert wird. 

Es ist sicherlich zutreffend, 
diesen angestrebten Zustand als 
"Gesinnungsvollzug" zu be­
zeichnen. Wer kommod ist und 
nicht unangehm auffällt, dem 
wird eine Förderung gewährt, 
bei anderen wird halt der fach­
lichen Stellungnahme eines ei­
gens eingerichteten Beirates 
einfach nicht gefolgt. 

Man sieht gerade an diesem 
Beispiel- und das noch dazu in 
Zeiten wie ebendiesen -, wie 
wichtig das in Art 18 B-VG ver­
ankerte Legalitätsgebot für die 
Verwaltung ist. Nicht umsonst 
ist der gesetzmäßige Vollzug ei­
nes der wichtigsten erkämpften 
Resultate in demokratischen 
Verfassungsstaaten heutiger 
Prägung. An dieser Stelle tritt 
die Problematik der derzeitigen 
Praxis der Förderungsvergabe 
klar zutage: Aus der Tatsache, 
daß es keinen durchsetzbaren 
Anspruch auf Förderung gibt, 
sondern nur Bedingungen, "bei 
deren Erfüllung eine solche 
überhaupt gewährt werden 
kann ce, ergeben sich sehr oft 
rechtsstaatlich alles andere als 
wünschenswerte Ergebnisse. 
Als (Neben)wirkung ist nach 
wie vor eine Kontrolle der 
Staatsuntertanen gewährleistet. 
Gerade im demokratiepolitisch 
so wichtigen Regelungsgebiet 
wie dem des Medienrechtes ist 
die derzeitige Situation alles an­
dere als zufriedenstellend. 

Darüberhinaus zeigt dieser 
Vorfall auf, wie es in Österreich 
um die Situation der Medienpo­
litik - sofern diese nur als ein 
aktiv gestaltbares Tätigkeitsfeld 
begriffen wird - bestellt ist. 
Dieses Thema ist ja mittlerwei-

le sogar ~chon kommerziell ge­
führten Massenmedien des öf­
teren eine Geschichte wert. Die 
Versuche, ein "Medienvolksbe­
gehren" zu initiieren, zeigen 
nur zu deutlich, daß die öster­
reichische Mediensituation weit 
davon entfernt ist, jenen demo­
kratiepolitischen Standard zu 
erreichen, der in anderen eu­
ropäischen Ländern schon lan­
ge anzutreffen ist..(Aber genug 
davon: diese Geschichte ist eine 
andere und auch leider schon 
eine allzugut bekannte.) 

Als letztes bleibt mir noch 
darauf hinzuweisen, daß die 
Geschichte typisch öster­
reichisch - um auch einmal die­
se dumme, hier aber treffende­
Phrase zu verwenden, ausge­
gangen ist: Von den ursprüng­
lich vorgesehenen 11 Zeitschrif­
ten, die nicht gefördert werden 
hätten sollen, sind 3übrigge­
blieben, die jetzt tatsächlich 
nicht gefördert werden, näm­
lich: akin, Die Alternative und 
Zoom. Die parlamentarische 
Anfrage wurde zurückgezogen 
und darüberhinaus die Ent­
scheidung über die Vorgangs­
weise bei der zukünftigen "Ab­
wicklung" der Publizistikför­
derung auf nächstes Jahr ver­
tagt. Und über Dinge wie diese 
wird ja sowieso nicht geredet, 
von den an diesem Spiel in un­
rühmlicher Position Beteiligten 
zumindest nicht freiwillig. 

Bleibt nur noch abzuwarten, 
wie die Vergabe der Pub li­
zistikförderung 1997 abge­
wickelt werden wird. Die Be­
teiligten - eigentlich eher: Be­
troffenen - sind schon ge­
spannt. 

Die Aspekte dieser Begeben­
heit sind jedenfalls schillernd: 
katholisch-schwarz, dunkel­
heimat-grün, erdverbunden­
braun, gartenzwergmützen­
rosarot, ... • 
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MERKWÜRDIG 

Paß-genau 
strukturbereinigt 
Österreich. (Wilfried Embacher) 
Für die Behörden war die Sache 
wieder einmal recht einfach: Per­
sonen, denen ein Reisepaß der 
jugoslawischen Föderation (oder 
ein kroatischer R,eisepaß) ausge­
stellt wurde, könne ein vorüber­
gehendes Aufenthaltsrecht als 
Kriegsflüchtling aus Bosnien 
nicht zukommen. Selbst wenn 
ihnen dieses Aufenthaltsrecht 
auf Grund ihrer alten - von der 
Teilrepublik Bosnien-Herzego­
wina ausgestellten - Reisepässe 
bescheinigt worden war, könne 
dieses Aufenthaltsrecht nach 
Entgegennahme eines neuen Rei­
sepasses nicht verlängert werden 
und komme auch eine bevorzug­
te Überleitung in das Regime des 
Aufenthaltsgesetzes nicht in Be­
tracht. 

Es wurden daher in der Praxis 
sowohl Anträge auf Bescheini­
gung des Aufenthaltsrechts als 
Kriegsflüchtlinge als auch Anträ­
ge auf Erteilung einer Aufent­
haltsbewilligung mit der Begrün­
dung, daß mangels bosnischer 
Staatsangehörigkeit niemals ein 
Aufenthaltsrecht bestanden ha­
be, abgewiesen. 

Der Verwaltungs gerichtshof 
hat nunmehr festgestellt, daß -
diese Praxis rechtswidrig war 
(Erkenntnis vom 24.10.1996, 
AZ: 95/18/0891). Das Höchstge­
richt führt dazu aus, daß der 
Umstand, daß ein Reisepaß (im 
Beschwerdefall von der jugosla­
wischen Föderation) ausgestellt 
wurde, weder bedeute, daß die 
betreffenden Personen aus­
schließlich Staatsangehörige die­
ses Staates seien, noch daß diese 
Personen dadurch anderweitigen 
Schutz gefunden hätten. 

Damit trägt der Verwaltungs­
gerichtshof dem Faktum Rech­
nung, daß Personen, deren 
Staatsangehörigkeit nach dem 
Zerfall Jugoslawiens ungeklärt 
war, Reisepässe jener Staaten er­
hielten, denen sie von den Bot­
schaften eigenmächtig zugewie­
sen wurden. Die Annahme einer 
Staatsbürgerschaft dieser Länder 

6 

kann dadurch nach Ansicht des 
Höchstgerichtes jedoch nicht an­
genommen werden. 

So erfreulich diese Entschei­
dung ist, zeigt sie gleichzeitig die 
Schwächen des Rechtsschutzes 
auf Grund der Überlastung des 
Verwaltungsgerichtshofes auf. 
Die Aufhebung des Auswei­
sungsbescheides erfolgte beinahe 
zwei Jahre nach dessen Erlas­
sung. Viele andere Personen ha­
ben nach rechtswidrigen Ent­
scheidungen Österreich bereits 
verlassen; über eine amtswegige 
Behebung bereits rechtskräftiger 
Entscheidungen wird - wie be­
reits bei den berühmt geworde­
nen Fristversäumnissen - nicht 
einmal diskutiert. 

Die nunmehr als rechtswidrig 
erkannte Behördenpraxis zeigt 
einmal mehr, wie die Ankündi­
gung der "Strukturbereinigung 
zur Lösung des Gastarbeiterpro­
blems" (Regierungsvorlage zu 
§ 13 AufG) zu verstehen ist. • 

Aloah-Hoi! 
USA. (Stefan Lintl) Nachdem 
das hawaiianisehe Höchstgericht 
entschieden hat, daß der Aus­
schluß gleichgeschlechtlicher 
Paare von der Eheschließung 
dem Gleichheitsgrundsatz der 
Staatsverfassung widerspricht 
(siehe auch lwidikum 5/93), hat 
das Repräser{tantenhaus des US­
Bundesstaates bereits eine Ver­
fassungs änderung beschlossen, 
die Schwule und Lesben weiter 
v0l!- der "Institution Ehe" fern­
halten würde. Sofern der Senat 
Hawaiis ebenfalls zustimmt, 
wird die Änderung einer Volks~ 
abstimmung mit ungewissem 
Ausgang unterzogen werden. 

Auf Bundesebene ist be­
kanntlich bereits ein Gesetz 
"zum Schutz der Ehe" beschlos­
sen und von Präsident Clinton 
medienwirksam unterzeichnet 
worden, nach dem allfällige Ho­
mosexuellenehen von anderen 
Bundesstaaten nicht anerkannt 
werden müßten. Nur: dieses Ge­
setz ist verfassungswidrig, da_ in 
der US-Bundesverfassung aus-

drücklieh festgelegt ist, daß jeder 
Bundesstaat jeden Rechtsakt ei­
nes anderen Bundesstaates un­
eingeschränkt anerkennen muß. 

Bislang hat lediglich der repu­
blikanische Gouverneur, von 
Massachusetts, William Weld 
(der nebenbei der lesben- und 
schwulenfreundlichste Gouver­
neur der USA ist) erklärt, daß 
allfällige hawaianische Homose­
xuellenehen in seinem Bundes­
staat anerkannt würden. • 

Zivildienst neu 
Österreich. ( Barbara Stein er) 
Mit der Zivildienstgesetz 
(ZDG)-Novelle 1996, di,e am 1. 
März 1997 in Kraft tritt, wurde 
nun endgültig die Dauer des Zi­
vildienstes auf 12 Monate ein­
schließlich 2 Wochen Dienstfrei­
steIlung festgelegt, die - Ge­
wissensprüfung abgeschafft und 
auch die Möglichkeit einer 
nachträglichen, also auch nach 
Feststellung der Tauglichkeit 
möglichen, Zivildiensterklärung, 
geschaffen. 

Rund 40 Änderungen, die 
endlich die Provisorien (Dauer 
des Zivildienstes, befristete Auf­
hebung der Gewissensprüfung) 
der letzten Jahre beseitigen, aber 
,auch wesentliche Erschwernisse 
des Zivildienstes mit sich brin­
gen, wurden vorgenommen. Vor 
allem zum Zwecke der Kosten­
ersparnis ist nun der Aufschub 
des Zivildienstes weiter be­
schränkt worden: Nach den 
Worten des Gesetzgebers in den 
erläuternden Bemerkungen (EB) 
liegt dies "nicht zuletzt im Inter­
esse der Betroffenen [ ... ], da die 
Dienstleistung im Alter der Stel­
lungspflicht sicher leichter fällt, 
als in späteren Jahren". Vorran­
gig geht es aber wohl darum, sich 
die Mehrkosten zu ersparen, die 
im Regelfall "in späteren Jahren" 
durch z.B. eigene Woh~ung, Be­
rufstätigkeit und vor allem Un­
terhaltspflichten entstehen kön­
nen. 

Weiters wurden die Arten der 
Dienstleistungen U.a. auf den 
Dienst in Justizanstalten und die 

Betreuung von Schub häftlingen 
erweitert, dies jedoch ohne Zu­
satzausbildung zur Grundausbil­
dung, die hauptsächlich aus Er­
ster Hilfe, Brandbekämpfung 
und ein bißehen Theorie über Zi­
vilschutz besteht. 

Mit § 8 Abs 2 ZDG wurde ein 
Kunstgriff vollzogen, der der In­
kompetenz und Überlastung der 
Vollzugsbehörden Rechnung 
tragen soll (die in der Vergangen­
heit zur Aufhebung von Be~chei­
den durch den VwGH führte): 
So ist für die Rechtswirksamkeit ' 
des Zuweisungsbescheides, mit 
dem ein Zivildienstpflichtiger ei­
ner Dienstbehörde zugewiesen 
wird, nicht mehr die Zustellung 
mindestens 4 Wochen vor 
Dienstantritt nötig, sondern es 
reicht nunmehr aus (und zumin­
dest darauf hat man auch einen 
Anspruch), daß der Bundesmi­
nister für Inneres diesen Be­
scheid spätestens 6 Wochen vor 
Dienstantritt genehmigt und für 
eine unverzügliche Zust,ellung 
gesorgt wird - was in der Praxis 

_dazu führt, daß die Benachrichti­
gung des Dienstantrities kurzfri­
stig erfolgen kann. 

All diese Regelungen dienen 
nach den EB vor allem den "In­
teressen des Zivildienstpflichti­
gen" (siehe auch Juridikum 
5/93). • 

Kein Eintritt 
für Schwule 
Österreich. (Thomas Sperlich) 
Gemäß § 14 Mietrechtsgesetz 
(MRG) hat u.a. ein Lebensge­
fährte, der mit dem bisherigen 
Hauptmieter "bis zu dessen Tod 
durch mindestens drei Jahre hin­
durch in der Wohnung in einer in 
wirtschaftlicher Hinsicht gleich 
einer Ehe eingerichteten Haus­
gemeinschaft gelebt hat", ein 
Eintrittsrecht in den Mietvertrag 
des verstorbenen Partners. 

,Der Oberste Gerichtshof 
hatte nun zu entscheiden, ob 
dieses Recht auch bei gleichge­
schlechtlicher Lebensgemein­
schaft bestehe. 
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Dieser Entscheidung (OGH 
5.12.1996,6 Ob 2325/96x) liegt 
folgender festgestellter Sachver­
halt zugrunde: 1989 zog der ho­
mosexuelle Beklagte in die Woh­
nung seines Partners. Bis zu des­
sen Tod im Jahre 1994 teilten die 
beiden die Kosten der Lebens­
und Haushaltsführung je etwa 
zur Hälfte. Die Hausarbeit wur­
de "halbe-halbe" aufgeteilt. Sie 
verbrachten Freizeit und Urlaub 
zusammen. Die Beziehung war 
auch sexueller Natur. Kurzum, 
die Gemeinschaft unterschied 
sich nicht von einer "gut funk­
tionierenden Ehe" zwischen ver­
schiedengeschlechtlichen Perso­
nen. 

Das Bezirksgericht Favoriten 
entschied daher, daß der überle­
bende Partner in den Mietvertrag 
eingetreten sei. Denn der Begriff 
"Lebensgefährte" iSd MRG sei 
ausdehnend zu interpretieren. Es 
hätten sich sowohl die Gegeben­
heiten als auch die Absichten des 
Gesetzgebers in Richtung auf die 
Schaffung einer liberalen und to­
leranten Gesellschaft geändert. 

Das Berufungsgericht be­
stätigte diese Entscheidung und 
ergänzte, daß durch § 14 MRG 
gerade auch Personen, die eine 
Legalisierung ihrer persönlichen 
Beziehung durch Ehe nicht an­
gestrebt haben oder wegen des 
Mangels an den gesetzlichen 
Voraussetzung nicht anstreben 
konnten, vor plötzlicher Ob­
dachlosigkeit infolge des Todes 
des Lebenspartners zu schützen 
selen. Auch seI die Ent­
schließung des Europäischen 
Parlaments zur Gleichberechti­
gung gleichgeschlechtlicher Part­
nerschaften aus dem Jahre1994 
Zeichen eines gesellschaftlichen 
Wandels. Dieser sei bei der Aus­
legung des MRG zu berücksich­
tigen. 

Das Höchstgericht hingegen 
blieb bei seiner nicht-liberalen 
und nicht-toleranten, traditionell 
homosexuellenfeindlichen 
Rethtsprechung: Das Eintritts­
recht des Lebensgefährten wäre 
nämlich bereits 1967 im damali­
gen "Mietengesetz" eingeführt 
worden. Keinesfalls könne der 

Konsumentenrecht 
E ntscheidungssa m m lu ng 

(KRES) 

DerTd (Verein für Konsumenteninformation) ist 
Herausgeber dieser umfassenden Entscheidungs­
sammlung zum Konsumentenrecht in Österreich. 
Mit (bislang) 2 Bänden von mehr als 1000 Seiten mit 
rund 600 Gerichtsentscheidungen (auch von Un­
tergerichten) ist diese Loseblaftsammlung (A5) das 
Handbuch für Praktikerinnen im Konsumentenschutz. 
Ein Nachsendeservice hilft, die Sammlung jeweils 
up to date zu halten. 

• Der erste Band u~faßt die Themenbereiche Kon­
sumentenschutzgesetz, Internationales Privatrecht, All­
gemeine Geschäftsbedingungen (§§ 864 a, 879 ABGB) 
und Produkthaftung. 

• Der zweite Band enthält die Themenbereiche 
Gewährleistung bei Kauf- und Werkverträgen. 
• Der drifte Band - mit den Themen Verzug, Irrtum, 
Dienstleistungshaftung und sonstigen interessanten 
Entscheidungen - soll im Frühjahr 1997 erscheinen. 

Preis: 1.680.-:- ÖS (zuzüglich Versandkosten) 

• TU - Verein für Konsumenteninformation 
A-1060 Wien, Mariahilferstr. 81 
Tel.: ++43.1.58877.333 Fax: ++43.1.58877.71 
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damaligen Gesetzgebung unter­
stellt werden, mit der getroffe­
nen Regelung auch homosexuel­
le Lebensgemeinschaften erfaßt 
zu haben. Denn nach dem dama­
ligen Strafgesetz "war doch Un­
zucht mit Personen desselben 
Geschlechtes ein (mit schwerem 
Kerker bestraftes) Verbrechen" 
und wäre das Eintrittsrecht im 
Todesfall 1981 unverändert in 
das MRG übrnommen worden. 

Der OGH ignoriert dabei je­
doch, daß im Jahre 1981 die 
gleichgeschlechtliche" Unzucht" 
scho~ längst nicht mehr strafbar 
gewesen ist und daß die damalige 
Gesetzgebung dennoch die For­
mulierung "in wirtschftlicher 
Hinsicht gleich einer Ehe einge­
richteten Haushaltsgemein­
schaft" wählte. Also wurde gera­
de nicht auf die Verschiedenge­
schlechtlichkeit abgestellt. 

Weiters begründet das 
Höchstgericht sein Urteil damit, 
daß in anderen Gesetzen zwi­
sehen gleich- und verschiedenge­
schlechtlichen Lebensgemein­
schaften unterschieden wird 

MERKWÜRDIG 

("Personen verschiedenen Ge­
schlechtes, die miteinander in 
außerehelicher Lebensgemein­
schaft leben" - § 72 StGB; "nicht 
verwandten, andersgeschlechtli­
chen, in Haushaltsgemeinschaft 
mit dem Versicherten lebenden 
Person" - § 123 ASVG). 

Daraus vermeint das Höchst­
gericht nun ableiten zu können, 
daß eine Gleichstellung homose­
xueller und heterosexueller Le­
bensgemeinschaften durch die 
Gesetzgebung keineswegs (und 
zwar generell) erfolgt sei. Das 
mag für die soeben angeführten 
gesetzlichen Bestimmungen zu­
treffen, warum aber auch für das 
MRG, welches nach seinem kla­
ren Wortlaut eben nur auf die in 
wirtschaftlicher Hinsicht gleich 
einer Ehe eingerichteten Haus­
haltsgemeinschaft abgestellt und 
nicht auf die Verschiedenge­
schlechtlichkeit oder Eheähn­
lichkeit, bleibt·im Dunkeln. 

Im übrigen sind zum besseren 
Verständnis des Judikats die vor­
gebrachten juristischen Spitzfin­
digkeiten bei Seite zu lassen. Das 

Aufregende Lokale gibt es 
genug ••• 

CAFE LANGE 

8. Bezirk, Langegasse 29 
tägl. 18.00 - 02.00 Uhr 

Faßbier (Guinness, Schremser, Mohrenbräu, 

Puntigamer} 

Malt-Whiskeys 

div. Brotaufstriche, viele Tees 

Mo. - Fr. 18.00-21.00 Uhr: Schnitzel, 

Kartoffelpuffer, 

Hühnerflügerl, etc. 
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Ergebnis dürfte eher auf der of­
fenbar am Höchstgerichte herr­
schenden Homosexuellenfeind -
lichkeit beruhen. 

Schlußendlich - so der OGH 
- sei es nicht Aufgabe der Recht­
sprechung "im Wege der Rechts­
fortbildung oder einer allzu 
weitherzigen Interpretation 
möglicher Intentionen des Ge­
setzgebers Gedanken in ein Ge­
setz hineinzutragen, die darin -
wie dargestellt - nicht enthalten 
sind". Daß das Höchstgericht 
sich regelmäßig weit weniger um 
die Intentionen der Gesetzge­
bung schert, mitunter auch offen 
gegen diese entscheidet,verdeut­
licht nur die in diesem Fall gezo­
gene Wertung. 

Der OGH hat gesprochen! 
Nun ist die Gesetzgebung am 
Wort. 

Verfestigung 
des Aufenthalts 
Luxemburg. (Thomas Sperlieh) 
Nach dem Assoziierungsabkom­
men EWG-Türkei vom 
12.9.1963 und den aufgrund die­
ses Abkommens ergangenen Be­
schlüssen (insbesondere auf­
grund des Beschlusses Nr. 1180 

des Assoziationsrates) haben 
türkische Staatsangehörige in 
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den EU-Mitgliedstaaten ein sich 
mit der Dauer der ordnungs­
gemäßen Beschäftigung verfesti­
gendes Recht auf Teilnahme am 
jeweiligen Arbeitsmarkt und da­
mit einhergehend ein sich verfe­
stigendes Aufenthaltsrecht (siehe 
Bürstmayr, Assoziierungsab­
kommen EWG-Türkei, juridi­
kum 4/96, S. 13). 

Der Beschluß 1180 des Asso­
ziationsrates gewährt türkischen 
Staatsangehörigen nach vier Jah­
ren ordnungsgemäßer Beschäfti­
gung freien Zugang zu jeder von 
ihnen gewählten 'entgeltlichen 
Beschäftigung. 

Das deutsche Bundesverwal­
tungsgericht legte nun dem Eu­
ropäischen Gerichtshof in Lu­
xemburg (EuGH) die Frage zur 
Vorabentscheidung vor, ob ein 
türkischer Seemann, der acht 
Jahre ordnungsgemäß auf deut­
schen Seeschiffen beschäftigt 

'war, freiwillig das Beschäfti­
gungsverhältnis beendete und an 
dieses nicht unmittelbar an­
schließend ein neues einging 
bzw. aufgrund von Arbeitslosig­
keit nicht eingehen konnte; sei­
nen Anspruch auf Erteilung einer 
Aufenthaltsbewilligung verliere. 

Der Gerichtshof (EuGH 
23.1.1997, C-171195, Recep Te­
tik) entschied, daß ein türkischer 
Arbeitnehmer gleichwohl die 
Möglicheit haben müsse, inner­
halb eines angemessenen Zeit-

raumes 1m Aufnahmestaat 
tatsächlich eine neue Beschäfti­
gung zu suchen, und ihm 
während dieses Zeitraumes ein 
Aufenthaltsrecht zustehen müs­
se, und zwar ungeachtet des U m­
standes, daß er selbst seinen 
früheren Arbeitsvertrag gekün­
digt habe, ohne unmittelbar 
anschließend ein neues Arbeits­
verhältnis einzugehen. Dem Be­
troffenen sei ein angemessener 
Zeitraum zu gewähren, um ihm 
die Suche nach einer neuen Be­
schäftigung zu ermöglichen. Der 
Zeitraum müsse lang genug sein, 
sein Recht auf Zugang zum Ar­
beitsmarkt nicht wirkungslos zu 
machen und seine Chancen auf 
eine neue Beschäftigung nicht zu 
beeinträchtigen. 

Der Betroffene müsse nur die 
im Aufnahmestaat vorgeschrie­
benen Formalitäten einhalten, 
wie beispielsweise die Meldung 
als Arbeitsloser und die Mitwir­
kung bei der institutionalisierten 
Arbeitsvermittlung. 

Es ist Sache des jeweiligen 
Aufnahmestaates - bzw. beim 
Fehlen entsprechender gesetzli­
cher Regelungen, die des angeru­
fenen nationalen Gerichts - ei­
nen angemessenen Zeitraum 
festzulegen, der lang genug sein 
muß, um die tatsächlichen Chan­
cen des Betroffenen, eine neue 
Beschäftigung zu finden, nicht 
zu beeinträchtigen. • 

Der Ausschuß 
gegen Folter 
Genf. (plädoyer) Wesentliche 
Impulse zum Schutz von Aus­
länderinnen vor Mißhandlung 
bei drohender Abschiebung 
(Verbot des Refoulement) liefert 
die Rechtsprechung des UN­
Ausschusses gegen Folter in 
Genf. 

Dieses Gremium hat die Indi­
vidualbeschwerde eines kurdi­
schen Asylwerbers gegen die 
Schweiz gutgeheißen. Der Aus­
schuß stellt dabei geringere An­
forderungen an den Nachweis ei­
nes Mißhandlungsrisikos im 
Heimatstaat als die Straßburger 
Rechtsprechung. 

Im Fall des kurdischen Asyl­
werbers ließ der Ausschuß das 
schweizerische Argument nicht 
geHen, die Türkei habe das UN­
Übereinkommen gegen Folter 
ratifiziert. 

Angesicht der nach wie vor 
andauernden systematischen 
Folterungen in der Türkei könne 
dieser Umstand die Scherheit des 
betroffenen Kurden nicht genü­
gend garantieren. (Feststellungen 
des UN-Ausschusses gegen die 
Folter "Ismail Alan c. Schweiz 
vom 8.5.1996 in VPB 1996 IV, 
S.942ff) • 

Werte Abonenntinnen! Interne Mitteilung 

Aufgrund eines technischen Störfalles in unseren betriebli­
chen Anlagen ist es in den letzten Wochen zu irrtümlichen 
Rechnungsemissionen gekommen. 

Wir arbeiten an der Behebung des Schadens und versichern 
allfälligen Geschädigten die Wiedergutmachung des erlitte­
nen Malheurs. 

Für besonders dringliche Fälle steht Ihnen/Euch unsere' 
Ombudsnummer zur Verfügung: (Tel. 0 222/ 985 37 40) 

Mit der Bitte um Nachsicht 

Verein Context,Geschäftsfuhrung 
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RECHT & GESELLSCHAFT 

Frauenvolksbegehren: 7. - 14.April 1997 

Kommet ZU Hauf 
VON IRIS KUGLER 

"Uff" ist nicht nur ein Laut, der. mitunter nach angespannten Situationen zu 
vernehmen ist, sondern auch der Vereinsname der Protagonistinnen des 

Frauenvolksbegehrens (Unabhängiges Frauen Forum). 
Di~ Forderungen sind an sich beschämend, sollte es sich doch - zumindest in 

einem zivilisierten Land - um selbstverständliche, weil längst erkämpfte 
Errungenschaften handeln. 

Frauen stellen nicht nur 52% der Bevölke­
rung, also die Mehrheit, sie zahlen auch 

dieselben Steuern und Beiträge und leisten 
nach wie vor den Großteil der unbezahlten 
Reproduktionsarbeit. Dennoch sind sie nicht 
im gleichen bzw. schon gar nicht im propor­
tionalen Ausmaß an den gesellschaftlichen 
Ressourcen beteiligt, sondern vielmehr sogar 
ausgeschlossen. 

Der spezifisch weibliche Lebenszusam­
menhang wird im Patriarchat zur Falle, aus 
deres kein Entrinnen gibt. Einerseits gilt es, 
sich dem ungeschriebenen gesellschaftlichen 
Diktat zu unterwerfen, die Weiblichkeit 
durch das Gebären von Kindern unter Be­
weis zu stellen, andererseits werden für diese 
gesellschaftlich wichtigste Aufgabe nicht nur 
keine Orden vergeben, die Fähigkeit zu ihrer 
Erfüllung wird zudem bestraft. Da in Öster­
reich jede dritte, in Wien jede zweite Ehe ge­
schieden wird, ist jeder Verweis auf eine Auf­
fangfunktion der Familie zynisch. Wovon 
soll sich eine geschiedene Frau mit zwei Kin­
dern auffangen lassen? Vielleicht von ihrem 
Unterhaltsanspruch in der Höhe von 33% 
seines Nettoeinkommens, der ihr jedoch bei­
spielsweise auf ihre Notstandshilfe angerech­
net wird. Da auch sein Einkommen auf ihre 
Notstandshilfe während aufrechter Ehe an­
gerechnet wird, kann dies auch als Beispiel 
für eine frauenfeindliche Sozialpolitik, die 
Frauen in die ökonomische Abhängigkeit 
von Männern treibt, angesehen werden. Um­
gekehrt wird schon deshalb kein Schuh dar­
aus, weil Frauen im Durchschnitt weniger 
verdienen als Männer und die Transferein­
kommen von Männern als Folge höher sind. 
Es handelt sich hiebei daher um eine ver­
steckte Diskriminierung. Aber eh nicht die 
einzige. Ein weiterer Fangarm, über den 
Frauen stolpern, sind die nichtvorhandenen 
Kinderbetreuungseinrichtungen. Es dient der 
Verschleierung seiner Macht und ist oben-
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drein für sie mühsam, dauernd über die 
Schädlichkeit oder Nichtschädlichkeit der 
Berufstätigkeit von Müttern für die Ent­
wicklung ihrer Kinder diskutieren zu müs­
sen. Es geht nur in den seltensten Fällen um 
Frauen, die sich "egoistisch" selbstverwirkli­
chen wollen oder - "Schande über solche 
Weiber" - Karriere machen wollen. Die Kar­
riere der meisten Frauen findet hinter 
Fließbändern statt und ergibt sich aus einer 
bitteren wirtschaftlichen Notwendigkeit und 
zwar auch in den wenigen aufrechten Ehen, 
die es noch gibt. 

Sollte eine Frau den verführerischen Ein­
flüsterungen erliegen, die sie vom Erwerbsle­
ben und Arbeitsprozeß fernhali:en wollen, 
trifft sie das patriarch ale Damoklesschwert 
spätestens dann, wenn sie glaubt, sich im Al­
ter für ihr Wohlverhalten eine Pension ver­
dient zu haben. Nix da, die Fußangeln sind 
bis zum Schluß eines Frauenlebens gleich­
mäßig verteilt. Nachdem dasSparpaket jener 
Bevölkerungsgruppe, die sich am wenigsten 
wehren kann, vordergründig problemlos aufs 
Aug gedrückt werden konnte, liest sich das 
Programm zur Frauenpolitik verschiedener 
Parteiprogramme wie ein belletristischer 
Wurmfortsatz. Wenn soviel guter Wille zu 
solchen Ergebnissen führt, ve~blassen politi­
sche Gegner zur Dekoration. Zweifel an der 
Ernsthaftigkeit sind mehr als angebracht. So­
gar Jörg Haider entdeckt die Frauen, wenn es 
gilt, den politischen Gegner anzuschießen. 
Was das angeht, haben wirklich alle Dreck 
am Stecken und kein qualifiziertes Interesse, 
hier irgendetwas zu ändern oder auch nur das 
Gesicht zu wahren. 

Die Reservearmee hat ihre Schuldigkeit 
getan und kann nun gehen. Daß sich mittler­
weile die gesellschaftlichen Rahmenbedin­
gungen gehörig geändert haben, hat sich noch 
nicht flächendeckend herumgesprochen. 

Männern mit dem Hinweis, sie seien Fami­
lienerhalter, mehr Lohn zu bezahlen, ist ange­
sichts der Scheidungsraten ein Hohn. In 
Österreich werden die Kinder in der Regel 
immer noch ihren Müttern zugesprochen, die 
dann nicht nur das Recht haben, sie zu vertre­
ten, sondern auch die Pflicht, sie zu erhalten. 

Doch die Tage, in denen man mit der größ­
ten Bevölkerungsgruppe in diesem Land un­
gehemmt Schlitten fahren konnte, sind ge­
zählt und mit Spannung kann das Frauen­
volksbegehren mit der anschließenden Grün­
dung einer Frauenpartei erwartet werden. 

Die elf Gebote 

Das Frauenvolksbegehren umfaßt elf Forde­
rungspunkte, die als frauenpolitische Essen­
tialia betrachtet werden können: So soll die 
öffentliche Förderung von Unternehmen an 
die Frauenquote in diesem Unternehmen ge­
bunden werden. Dies kann nur logisch und 
konsequent sein, wenn man bedenkt, daß die­
se Unternehmen schon jetzt mit den Steuern 
auch der Frauen subventioniert werden. Wei­
ters wird ein Mindesteinkommen von öS 
15.000,- gefordert und (wir schreiben 1997) 
gleicher Lohn für.gleichw~rtige Arbeit. Daß 
solches nach Jahrzehnten sozialdemokrati­
scher Regierungsarbeit noch gefordert wer­
den muß, ist schlicht eine Schande, doch nicht 
die einzige. PartnerInneneinkommen sollen 
bei Notstandshilfe und Ausgleichszulage 
nicht mehr angerechnet werden. Teilzeitarbeit 
und geringfügige Beschäftigung sind arbeits­
und sozialrechtlich der vollen Erwerbstätig­
keit gleichzustellen. 

Es folgen weitere Selbstverständlichkeiten 
wie ganztägige Betreuungseinrichtungen für 
Kinder, zwei Jahre Karenzzeit für Alleiner­
zieherInnen und die Förderung von Frauen 
durch staatliche Bildungsrnaßnahmen sowie 
abschließend: Gesetzlich garantierter An­
spruch auf Teilzeitarbeit für Eltern bis zum 
Schuleintritt ihres Kindes mit Rückkehrrecht 
zur Vollzeitarbeit, Ausdehnung der Behalte­
frist am Arbeitsplatz nach der Karenzzeit auf 
26 Wochen und das Recht auf Grundpension, 
die nicht unter dem Existenzminimum liegen 
darf. Wenn einE LebenspartnerIn nicht er­
werbstätig ist, hat der oder die andere dafür 
Pensionsbeiträge zu zahlen. Kindererziehung 
und Pflegearbeit wirken pensionserhöhend. 
Ehe nicht die tatsächliche Gleichberechti­
gung in allen Bereichen gegeben ist, darf das 
Pensionsantrittsalters für Frauen nicht weiter 
angehoben werden. 

Vom 7. bis 14. April liegt das Frauen­
volksbegehren in den Gemeindeämtern und 
Magistratischen Bezirksämtern zum Unter­
schreiben auf. Männer und Frauen, denen die 
Beseitigung demokratiepolitischer Defizite 
ein Anliegen ist, sollten ein Zeichen setzen .• 
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RECHT & GESELLSCHAFT 

Zum Wesen und Wert des Verbotsgesetzes 

Unverzichtbarer 
Antifaschismus 

VON WOLFGANG NEUGEBAUER 

Durch die Verbotsgesetznovelle 1992 erfolgte eine massive Veränderung in der 
Behandlung von Neonazis in Österreich. Wo Gerichte sich früher scheuten, 
wurden in den letzten Jahren harte Urteile gegen führende Neonazis gefällt. 
Trotzdem- oder vielleicht gerade deshalb - wurde in letzter Zeit verstärkt 
Kritik an diesem Gesetz geäußert. Ist es tatsächlich obsolet oder beschwert 

sich nur der Fuchs über die neue Tür im Hühnerstall? 

I n einer Zeit und in einem Land, wo die 
stärkste rechtsextreme Partei Europas un­

verhohlen nach der Macht greift, sicht der 
Profil-Außen- und Hobby-Rcchtspolitikel' 
Georg Hoffmann-Ostenhof Demokratie und 
Grundrechte durch zu harte Urteile gegen 
Neonazis und Friedhofsschänder, durch 
"Tugendterror" "autoritärer Antifaschisten" 
beschädigt. U nbeeinträchtigt von jeglicher 
Sachkenntnis und applaudiert von Schima­
nek und Co. degradiert er das Verbotsgesetz 
zum Gesinnungsstrafrecht, das nicht mehr 
zeitgemäß sei. Im Lichte dieser Diskussion ist 
es sinnvoll, den historisch-politischen 
Stellenwert und die Wirksamkeit des Ver­
botsgesetzes bei der Bekämpfung des Rechts­
extremismus aufzuzeigen. 

Völkerrechtliche Verpflichtung 

Als Ergebnis des Zweiten Weltkriegs hatte die 
1945 wiedererstandene Republik Österreich 
ihre Verfassungsordnung grundlegend in 
Richtung Antifaschismus verändert. In dem 
am 8. Mai 1945 beschlossenen Verfassungsge­
setz über das Verbot der NSDAP wurde auch 
jede Wiederbetätigung im nationalso­
zialistischen Sinn verboten und unter schwe­
re Strafen gestellt. In den Staatsvertrag 1955 
wurden weitere antifaschistische Bestimmun­
gen aufgenommen, die durch das 
Verfassungsgesetz vom 4.3.1964 gleichfalls 
Verfassungsrang erhielten und keineswegs 
"obsolet" sind. Schließlich unterzeichnete 
Österreich 1972 das in der UNO 1965 be­
schlossene und mittlerweile von 146 Staaten 
ratifizierte Internationale Übereinkommen 
über die Beseitigung aller Formen rassischer 
Diskriminierung und verpflichtete sich, die 
Verbreitung rassistischer Ideen unter Strafe zu 
stellen und einschlägige Organisationen und· 
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Propagandatätigkeit zu verbieten, was durch 
die Schaffung des § 283 StGB geschah. Unse­
re Gesetze gegen Nazismus und Rassismus 
stellen somit keine spezifische österreichische 
Sondergesetzgebung dar, sondern entspre­
chen dem internationalen Rechtsstandard. 

Zurückhaltende Praxis 

Die antifaschistische Verfassungsordnung 
Österreichs wurde freilich lange Zeit von Po­
litikern und Juristen nicht ernst genommen; 
selbst sozialdemokratische Politiker erklär­
ten als Innen- oder Justizminister, daß diese 
Verfassungsbestimmungen, etwa hinsichtlich 
des Verbots neonazistischer Parteien, nicht 
unmittelbar anwendbar seien oder nicht an­
gewendet werden sollten. 

Fragwürdige politische Überlegungen -
z,B. Verbote und Verfolgungen schaffen 
,;Märtyrer" oder die angebliche Attraktivität 
illegaler ~litischer Tätigkeit für Jugendliche 
- wurden in der Praxis höher gestellt als die 
Verfassung. Es ist das Verdienst des von anti­
faschistischen Anwälten (Lansky, Zanger) 
angerufenen Verfassungs gerichtshofs 
(VfGH), mit unmißverständlicher Klarheit 
und Konsequenz dem Antifaschismus in der 
österreichischen Rechtspraxis zum Durch­
bruch verholfen zu haben. Im sogenannten 
ANR -Erkenntnis des VfGH vom 29.11.1985 
- es ging um die Zulassung der neonazisti­
schen Gruppe ANR bei den ÖH-Wahlen 
1979 und 1981 - wurde festgestellt, daß das 
Verbot nationalsozialistischer Wiederbetäti­
gung "unmittelbar anwendbares Verfassungs­
recht", ja "umfassende Maßgabe jeglichen 
staatlichen Verhaltens" und "allgemeine Ge­
neralklausel" der österreichischen Rechtsord­
nung ist, die für alle Behörden und Gerichte 
der Republik Österreich verbindlich ist. 

Dieser eindeutigen Verfassungs- und Ge­
setzeslage und den darauf aufbauenden 
höchstgerichtlichen Entscheidungen ent­
sprach jedoch keineswegs die Praxis der Ge­
richte auf der unteren Ebene bzw. der 
staatsanwaltschaftlichen und polizeilichen 
Behörden. Die für die Strafverfolgung von . 
neonazistischen Aktivitäten zuständigen 
Staatsanwaltschaften und Behorden wurden 
in der Regel erst dann tätig, wenn von dritter 
Seite Anzeigen erstattet und Proteste in der 
Öffentlichkeit laut wurden, während nur sel­
ten ein offensives Vorgehen der Behörden 
festzustellen war. Diese Zurückhaltung hing 
vermutlich hauptsächlich mit den Erfahrun­
gen der Staatsanwälte bei den Prozessen zu­
sammen, wo selbst bei klarer Beweislage 
führende Neonazis freigesprochen wurden. 
Der zu dieser Rechtssprechung führende' 
Bewußtseinsstand der Laienrichter entsprach 
dem gesellschaftlichen Klima der 
Nachkriegszeit, das durch politischen Op­
portunismus gegenüber den ehemaligen 
Nationalsozialisten und Kriegsteilnehmern 
gekennzeichnet war. Von "Trauerarbeit", an­
tifaschistischer Bewußtseinsbildung und 
zeitgeschichtlicher Aufklärung war keine 
Spur. 

Diese Unzukömmlichkeiten stießen Ende 
der achtziger Jahre in einer durch die Wald­
heim-Diskussion sensibler gewordenen 
österreichischen Öffentlichkeit auf zuneh­
mende Kritik. Nach längeren Verhandlungen 
kam es 1992 zu einer von Michael Graff kon­
zipierten, einstimmig. beschl()ssenen Novel­
Iierung des Verbotsgesetzes, die einerseits ei­
ne Herabsetzung des zu hohen Strafrahmens 
und andererseits einen eigenen Tatbestand 
für Leugnung, Verharmlosung, Gutheißung 
oder Rechtfertigung des NS-Völkermordes 
brachte. 

Bewußtseinswandel 

Die Verbotsgesetznovelle markierte einen in 
diesem Ausmaß nicht erwarteten Wende­
punkt in der Behandlung von Neonazis und 
Rassisten in Österreich; denn in der Folge 
wurden nahezu alle führenden Neonazis von 
Gerd Honsik über Walter Ochensberger bis 
zu den VAPO-Leuten Küssel, Schimanek 
jun. und RadI gerichtlich abgeurteilt, wobei 
es unter dem Eindruck der Briefbomben­
terroranschläge zu harten Urteilen - 11 Jahre 
für Küssel- kam. Die grundlegende Ände­
rung der Spruchpraxis der einst scharf kriti­
sierten Geschwornengerichte spiegelt 
offenkundig Wandlungen im Bewußtsein der 
Bevölkerung wider, die mit dem geringeren 
Stellenwert der Kriegsgeneration und der 
ehemaligen NS, aber auch mit der Wirkung 
der an Schulen und Universitäten geleistet~n, 
im großen und ganzen demokratisch und 
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pro-österreichisch orientierten Erziehungs­
arbeit zusammenhängen. Jedenfalls haben 
diese Maßriahmen im Bereich der Justiz eine 
weit über die Aburteilung von Einzeltätern 
hinausgehende Wirkung erreicht: die mili­
tanten Neonazigruppen wurden, vor allem 
im Zusammenhang mit den Briefbombener­
mittlungen, vorerst zerschlagen; offen neo­
nazistische Zeitungen wie "Sieg" oder "Halt" 
können in Österreich nicht mehr legal und 
mittels billigem Zeitungsporto verbreitet 
werden; Kundgebungen und Wehrsportü­
bungen können derzeit nicht abgehalten wer­
den; rechtsextreme Medien und Aktivisten 
befleißigen sich einer gemäßigteren Aus­
drucksweise; ausländische Rechtsextremisten 
meiden aus Angst vor Bestrafung Auftritte in 
Österreich. Mit der Verurteilung des Her­
ausgebers der "Aula", des Organs der frei­
heitlichen Akademiker, wurde der "revi­
sionistischen" Propaganda wirksam Einhalt 
geboten. Verständlicherweise stößt das Ver­
botsgesetz auf den Haß der tatsächlich oder 
potentiell Betroffenen. 

Weiter anwenden 

Diese Erfolgsbilanz bedeutet nicht, daß nun 
alle Mängel bei der Strafverfolgung beseitigt 
wären: Daß "Kleine", v. a. Jugendliche, ver­
urteilt werden, während "Große", wie z. B. 
die FPÖ-Politiker Gaugg ("Nazi"-Buchsta­
bierer) und Haider (Verherrlicher der Waffen 
SS und der NS-Beschäftigungspolitik), da­
vonkommen, ist eine unbefriedigende Ten­
denz. Die alltägliche Rassendiskriminierung, 
etwa die Verwehrung des Lokal-Zutritts für 
Menschen anderer Hautfarbe, ist noch kaum 
thematisiert. Mit großer Besorgnis registrie­
ren wir in den letzten Monaten auch in 
Österreich neonazistische und rassistische 
Tendenzen im Internet, die erst nach politi­
schem und medialem Druck von der Justiz 
ins Visier genommen werden. 

Ich verhehle nicht, daß ich aus den oben 
angeführten praktischen Erfahrungen, aber 
auch aus grundsätzlichen rechtsstaatlichen 
Überlegungen die Justiz als ein gar nicht so 
unwichtiges Instrument in der Auseiriander­
setzung mit Neonazismus, Antisemitismus 
und Rassismus betrachte; andere, wichtige 
Formen antifaschistischer Bemühungen wer­
den dadurch nicht ausgeschlossen oder .be­
hindert. Es wäre meines Erachtens ,ein schwe­
rer politischer Fehler und ein großer Rück­
schlag der Antifaschisten, auf das unter 
großen Opfern errungene und bewährte Ver­
botsgesetz zu verzichten. • 

Dr. Wolfgang Neugebauer ist Leiter des 
Dokumentationsarehives des Österreiehi­
sehen Widerstandes. 
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Mehrheitswahlrecht in Österreich 

Die Totengräber der 
demokratischen Verhältnisse 

VON STEFAN LlNTL 

Nach dem Willen von Cap, Neisser, Leser und einiger anderer soll ein 
Mehrheitswahlrecht als Allheilmittel - nicht nur gegen Haider, sondern auch 

gleich gegen alle anderen erkannt geglaubten Schwächen unseres 
demokratischen Systems - eingeführt werden. 

Ende der Sechziger und Anfang der sieb­
zig<;r Jahre war die Stoßrichtung klar: 

Die FPÖ sollte aus der politischen Land­
schaft verschwinden oder zumindest deutlich 
zusammengestutzt werden. Über die Jahre 
hat sich die personelle Zusammensetzung der 
Exponenten nicht sonderlich geändert. Das 
neuerliche kurze Aufflackern nach der Euro­
pawahl '96 legt die Vermutung nahe, daß es 
immer noch primär um die FPÖ ginge. 

Von sozialdemokratischer und benach­
barter Seite wird neuerdings gerne einem 
Grabenwahlrecht (die Gesamtmandatszahl 
wird aufgesplittet in zwei, drei parallelen 
Verfahren ermittelt, eine wie auch immer ge­
artete Bezugnahme der Ermittlungsverfahren 
aufeinander findet nicht statt) das Wort gere­
det: 100 Mandate in Einerwahlkreisen (anzu­
nehmenderweise nach relativer Mehrheits­
wahl), 83 Mandate nach Parteienstärke (wohl 

, nach d'Hondt); ob gesplittet werden dürfte, 
ist angesichts der instinktiven sozialdemo­
kratischen Abneigung dagegen höchst unsi­
cher. Nicht berücksichtigt haben die Wahl­
rechtsänderer in spe, inwieweit bei der der­
zeitigen labilen Kräftekonstellation zwischen 
SPÖ, ÖVP und FPÖ ein solcher Schuß nicht 
nach hinten losgehen kann. Schließlich hat 
bei der Europawahl die FPÖ in nicht so we­
nigen Gebieten die relative Mehrheit gewon­
nen, ein wenig mehr Zugewinn würde viel­
leicht deren Durchbruch schneller ermögli­
chen als das jetzige System. (Nach dem Er­
gebnis der letzten Nationalratswahl hätten 
LIF und Grüne übrigens je vier Mandate und 
müßten um die Bildung eines gemeinsamen 
Klubs ~nsuchen; ein aus der Sicht der größe­
ren Parteien sicherlich ganz netter Mandats­
und Bedeutungsverlust). 

Allzu sicher scheint ihnen eine Stabilisie­
rung der Parteien der großen Koalition. Aber 
das Beispiel Segnis in Italien zeigt, daß es er­
stens anders, und zweitens als man denkt 

kommen kann und Wahlrechtsänderungen 
anyway nicht aus dem Handgelenk durchge­
führt werde~ sollten. Es gibt in Österreich 
zwar auch immer wieder Anläufe, via Wahl­
recht herumzutricksen, was uns in den letz­
ten Jahren einige Verschlechterungen be­
schert hat, aber so hemmungslos wie in 
Frankreich und Griechenland geht es bei uns 
denn doch nicht zu (bzw. gehen die Anläufe 
- siehe Wien und Oberösterreich - nicht 
durch). 

Repräsentationstheoretisch ist einmal- so 
unterstelle ich jetzt frech - nix dahinter. Die 
Funktionalität von Mandats- und Machter­
halt sowie der Eindämmung ~on FPÖ und 
den kleinen Ampelparteien dürfte eher hinter 
den einschlägigen Wortspenden gestanden 
sein, wobei Neisser immerhin noch auf das 
alte Argument der Regierungsstabilität 
zurückgegriffen hat. 

Prinzipien loses Taktieren 

Aber welche Rollenvorstellung soll ein Ab­
geordneter wirklich erfüllen? Repräsentant 
einer großen (Steiermark), einer größeren 
(Obersteiermark) oder einer kleineren (Le­
oben) territorialen Einheit, der Partei oder 
auch einer ihrer Strömungen, seiner Berufs­
oder Altersgruppe, von allem ein wenig (und 
was ist mit dem "Staatsganzen") ? Die Ein­
führung von Einerwahlkreisen würde doch 
ein wenig Druck in Richtung eines territori­
al eingeschränkten Verständnisses schaffen, 
während allenfalls über eine Bundesliste ge­
wählte Abgeordnete bis zu einem gewissen 
Ausmaß mit ihrem Selbstverständnis in der 
Luft hängen würden. 

Die leichthin gemachten Vorschläge Rich­
tung Mehrheitswahl sind jedenfalls auch aus 
anderen Gründen kritikwürdig. 

Im Modell der Wahl in Einerwahlkreisen 
nach relativer Mehrheitswahl klingt von kei­
ner Empirie gestützte Westminsternostalgie 
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an: beim englischen, in die gesamte anglo­
amerikanische Welt exportierten System (in 
Südafrika und Neuseeland zur Gänze ver­
worfen, in Australien modifiziert) gäbe es 
klare Mehrheiten, starke Regierungen, die 
sich nicht mit Koalitionspartnern rumä;gern 
müßten, und ähnliches mehr. Kurz zusam­
mengefaßt: so halbwegs idealtypisch funk­
tionierte das nur zeitweilig in Großbritanni­
en und jetzt nur noch in den USA (wo die 
Traditionsparteien allerdings inhomogene 
Gruppen in sich vereinigen und neuen Par­
teien starke institutionelle Hürden entgegen­
gestellt werden). 

Denn das britische Modell funktioniert 
dann gerade noch so, wie es im Lehrbuch 
steht, wenn es ein Dreiparteiensystem gibt, 
die dritte Partei halt immer auf der Strecke . 
bleibt und einer der beiden anderen ein wenig 
mehr schadet. Im Falle eines echten Mehr­
parteiensystems kann das Mehrheitswahl­
recht sonderbare Blüten treiben: So verloren 
die Liberalen in Kanada 1965 rund 1,5% 
Stimmenanteil, legten aber trotzdem von 120 
auf 131 Mandate zu. Warum? Eine andere 
Partei hatte stärker verloren, und damit wur­
den die Liberalen trotz ihrer Verluste in mehr 
Wahlkreisen zur stärksten Gruppe (der um­
gekehrte Fall kann natürlich auch eintreten: 
Partei A gewinnt, Partei B aber noch mehr, 
sodaß A trotz Stimmengewinns Mandate ver­
liert). Ein anderes Beispiel für solche 
Schräglagen ist die letzte Unterhauswahl in 
Schottland: Die Liberaldemokraten errangen 
mit etwas über 10%.StimmenanteiI4 Manda­
te, die Schottische Nationalpartei mit etwas 
über 20% 2 Mandate. Daß hier keine Korre­
lation zwischen Stimmen und Mandaten er­
kennbar ist, liegt in der Natur der Sache: Es 
gibt keinen nationalen Wahlkampf, bei dem 
sich finalmente das nationale Ergebnis auf die 
Mandatsverteilung niederschlägt, sondern 
streng genommen lauter separate Wahlkämp­
fe in jedem Wahlkreis mit jeweils separatem 
Ausgang, wo die Summe der Einzelergebnis­
se das Endergebnis ergibt. Solche verqueren 
Ergebnisse könnten sich dann naturalmente 
auch in Österreich ergeben; u.u. auch mit 
dem Ergebnis, daß die bundesweit stimmen­
stärkste Partei nicht zur mandatsstärksten 
Fraktion wird (wie übrigens 1951 und 1974 in 
England bei relativer Mehrheitswahl und in 
Österreich 1953 und 1959 bei einem großpar­
teienfreundlichen Verhältniswahlverfahren). 

Einerwahlkreise werfen auch andere Fra­
gen auf: Wie groß darf die Abweichl,lllg von 
der Durchschnittsgröße sein (Deutschland: 
33,3%, USA tw. 1 %), nach welchen Kriteri­
en werden die Grenzen gezogen: historisch, 
bevölkerungs mäßig, beides? Und wie soll 
manipulative Wahlkreiseinteilung verhindert 
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werden (es ist schon ein Unterschied, ob z.B. 
eine SPÖ-Stadt wahlkreismäßig für sich 
bleibt oder ob sie in kleine Tortenecken zer­
schnitten witd und .diese Segmente 'mit so 
großen Teilen des ÖVP-Umlandes zusam­
mengelegt werden, daß die ÖVP alle Manda­
te einstreift). 

Zudem sind mit Einerwahlkreisen ja auch 
andere Wahlverfahren möglich: etwa ein 
Zweirundensystem nach französischem und 
ungarischem Vorbild, wo in einem zweiten 
Wahlgang alle Bewerber über 12,5% bzw. 
15% gegeneinander antreten dürfen, wenn 
im ersten Wahlgang niemand die Absolute 
erreicht hat. Schärfer ist das Modell der Stich­
wahl zwis~hen den stimmenstärksten Bewer­
bern (z.B. US-Bundesstaat Georgia). 

. Anders die übertragbare Einzelstimmge­
bung im Einerwahlkreis, wie etwa für das 
australische Unterhaus in Verwendung: Ich 
möchte A als Abgeordneten, wenn dieser zu­
wenig Stimmen hat, dann X, wenn auch der 
nicht, dann Q, etc .... Für den Wähler ein ein­
faches System, schließlich muß er nur bis 3, 4, 
oder 5 zählen können, und immerhin wird 
solcherar~' ein Abgeordneter ermittelt, der 
(wenn auch u.U. mit Zweit- und Drittpräfe­
renzen) eine absolute Mehrheit der Wähler 
hinter sich hat. 

Unbeschadet dessen gibt es noch viele an­
dere Möglichkeiten der Mehrheitsförderung: 
die stimmenstärkste Gruppe bekommt ein­
fach Bonusmandate für ihren ersten Platz 
verpaßt (Südkorea) oder in einem Verhältnis­
system werden mehrstufig Hürden für die 
Teilnahme an Ausgleichsverfahren eingezo­
gen (Griechenland). 

Ein Gegenmodell 

Anstatt das Heil bei emem mehrheitsför­
dernden Wahlsystem zu suchen und alles an­
ci~re zu belassen, wie es ist, wären andere Än­
derungen angezeigt (ohne daß ich in An­
spruch nehme, daß dann automatisch alles 
gut würde), wobei ich mich bei dieser Gele­
genheit gerne wieder als Anhänger der reprä­
sentationstheoretischen Grundüberlegungen 
von John Stuart Mill ("Principles of Repre­
sentative Government") outen möchte: 

1. Direktwahl der Regierungen: Dies wür­
de tendenziell zu mehr Gewaltenteilung zwi­
schen Regierung und Parlament im klassi­
schen Sinn führen und zu einer Differenzie­
rung Regierungswunsch - Parteienwahl füh­
ren. 'Parteienwahl könnte nicht mehr zum 
Entscheid über den Regierungschef hoch­
stilisiert werden. 

Als Varianten bieten sich das Schweizer 
Modell (auf Kantons- und Gemeindeebene: 
alle aus einem Pool, ggf. Regierungschef ex­
tra), die Variante der US-Bundesstaaten (je­
des Ressort wird extra gewählt) und das Mo-

dell des Innsbrucker Verfassungsrechtlers 
Esterbauer (Teams, z.B. SPÖ-FPÖ und 
ÖVP-LIF stellen sich der Wahl) zur Umset­
zung an. 

2. Reine Verhältniswahl ohne Hürden: 
Wenn die heilige Regierung ohnedies direkt 
gewählt wird, könnte das Parlament wirklich 
alle Parteiungen in der Wählerschaft 1:1 ab­
bilden und diese (allenfalls auch wechseln­
den) Mehrheitsverhältnisse sich im Gesetz­
gebungsverfahren niederschlagen lassen. Re­
präsentationstheoretisch sollten doch einige 
Menschen Probleme haben, wenn sich etwa 
durch Prozenthürden linke Mehrheiten in 
der Wählerschaft in rechte verwandeln (oder 
umgekehrt) oder gar - wie z.B. in Nieder­
sachsen - sich relative Mehrheiten in absolu­
te verwandeln. 

3. Ungebremstes Vorzugsstimmensystem: 
Die Träger von Politik sind konkrete Men­
schen aus Fleisch und Blut, die sich durch 
Ideologie, Sozialisation, Alter, Beruf, Wohn­
ort usw. voneinander unterscheiden. Derzeit 
kriegt der Wähler eine de facto starre Liste 
vorgesetzt, die er als ganzes akzeptieren muß,. 
will er denn die gewünschte Partei wählen. 
Das bestehende Vorzugsstimmensystem ist 
ein Papiertiger. Die unterschiedlichen Grup­
pen in der Wählerschaft einer Partei sollen 
sich qua Vorzugsstimmenvergabe auf die Zu­
sammensetzung der betreffenden Fraktion 
niederschlagen. Daher: die Hürden für das 
Wirksamwerden von Vorzugsstimmen besei­
tigen. 

4. Mehr Rechtefürden einzelnen Manda­
tar: Die Punkte 1 bis 3 bedingen eine Stär­
kung des einzelnen Mandatars. Zwischen­
zeitlich sind zwar einige Änderungen in den 
Geschäftsordnungen einiger Landtage und 
des Nationalrats ins Land gegangen, diesbe­
züglich aber gab es keine Vorstöße (auch 
nicht von Gruppen, die bei Bedarf den freien 
Mandatar wie einen Gral hochhalten). Über­
legenswert wären: Antragsrecht für den ein­
zelnen Mandatar, Recht auf Mitarbeit in zu­
mindest einem Ausschuß (ggf. ohne Stimm­
recht) wie auch eine Frist, innerhalb derer 
Ausschüsse die Beratung über Anträge von 
Einzelabgeordneten (oder von Klubs) auf­
nehmen müssen. 

Dieser Vorschlag erhebt keinesfalls den 
Anspruch, daß mit ihm alle Probleme unse­
res politischen Systems behoben wären. Ten­
denziell würde eine entsprechende Änderung· 
aber die Demokratie in Österreich beleben. 
Und das ist Modellen vorzuziehen, bei denen 
im schlimmsten Fall alles in Richtung einer 
Part6i (SPÖ, ÖVP - oder eben auch FPÖ) 
umkippen kann. • 

Stefan Lintl ist freischaffender Wahl­
rechtsexperte. 
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(Mangelnder) Rechtsschutz bei polizeilicher Mißhandlung 

Der Fall Ribitsch 
VON WALTER SUNTINGER 

Die Gewährleistung eines effektiven Grundrechtsschutzes bedingt, daß die 

Anforderungen an den Nachweis von Mißhandlungen nicht zu hoch sein dür­

fen. Der Fall Ribitsch macht deutlich, wie unterschiedlich Beweismaß, -last und 

-würdigung von Straßburg im Gegensatz zu Österreich beurteilt werden. 

Am 5. Dezember 1995 stellte der Europä­
ische Gerichtshof für Menschenrechte 

(EGMR) erstmals eine Verletzung des Verbo­
tes von Folter und Mißhandlung nach Art 3 
Europäische Menschenrechtskonvention 
(EMRK) durch Österreich fest. Anhand des 
Falles Ribitsch (1) lassen sich einige Aspekte 
der Problematik der Folter~ und Mißhand­
lungsvethütung in Österreich zeigen, die in 
anderen Zusammenhängen ebenfalls offenbar 
geworden ist. Anläßlich seiner beiden Besu­
che in Österreich hat etwa das Europäische 
Komite~ zur Verhütung von Folter (CPT) 
festgestellt, daß aufgrund "der Schwächen 
einzelner grundlegender Sicherungen gegen . 
Mißhandlungen [ ... ] für Häftlinge ein ernst­
haftes Risiko besteht, während ihrer polizei­
lichen Anhaltung mißhandelt zu werden".(2) 
Die meisten Mißhandlungsvprwürfe betrafen 
dabei das WienerSicherheitsbüro.(3) 

Zentrales Problem im Fall Ribitsch ist die 
Frage des Nachweises von Mißhandlungen, 
die daher auch den Schwerpunkt der folgen­
den Ausführungen bilden wird. Weiters setzt 
das Urteil bezüglich der Zulässigkeit körper­
licher Gewaltanwendung einen strengen 
Maßstab. 

Zwei Versionen einer Geschichte 

Im Zuge von polizeilichen Ermittlungen im 
Zusammenhang mit dem Ted zweier Rausch­
giftsüchtiger wurde am 21. Mai 1988 die 
Wohnung von Ronald und Anita Ribitsch 
durchsucht. Zehn Tage später, am 31. Mai 
'1988, wurden die beiden festgenommen, ihre 
Wohnung wurde abermals durchsucht. Für 
diese polizeilichen Maßnahmen lagen weder 
ein Haftbefehl noch ein Hil.Usdurchsu-· 
chungsbefehl vor. Im Wiener Sicherheits büro 
wurde Roland Ribitsch mehrmals verhört 
und am 2. Juni 1988 enthaftet. Nach seiner 
Enthaftung nahm Ribitsch mit mehreren 

(1) EGMR, 5. Dezember 1995, Ribitsch gegen 

Österreich, Serie A 336, § 38; vollständige deutsche 

Übersetzung in EuGRZ 1996, 504. 
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Personen Kontakt auf, denen er seine Versi­
on der Vorgänge im Sicherheitsbüro schil­
derte. Außerdem ließ er sich am 2. Juni im 
Meidlinger Spital und am Tag darauf von sei­
nem praktischen Arzt untersuchen. Die Ärz­
te stellten ein Hämatom an der Außenseite 
des rechten Oberarm fest, ein neurologischer 
Befund erbrachte Hämatome an der Außen~ 
und Innenseite des rechten Oberarms. Der 
praktische Arzt diagnostizierte charakteristi­
sche Symptome eines Halswirbelsyndroms, 
weiters Erbrechen, starke Kopfschmerzen 
und erhöhte Temperatur. 

Hinsichtlich der Vorkommnisse während 
der polizeilichen Anhaltung, die ~u den Ver­
letzungen Ribitschs führten, gibt es zwei Ver­
sionen, die sich diametral gegenüberstehen: 

Die Version Ribitschs: Er sei von vier bis 
fünf Polizeibeamten verhört worden, wobei 
ihm mehrere Versionen eines Geständnisses 
vorgeschlagen worden seien. Sodann sei er 
schwer beschimpft und mißhandelt worden, 
um ihm ein Geständnis abzupressen. Dabei 
habe er Kopfnüsse erhalten, er sei in die Nie­
rengegend sowie auf die Oberarme geschla­
gen worden. Weiters sei er an den Haaren zu' 
Boden gerissen und sein Kopf auf den Fuß­
boden geschlagen worden. 

Die Version des Polizeibeamten Markl: 
Ribitsch sei am Nachmittag des 1. Juni zu ei­
nem tontechnischen Forschungsinstitut ge­
bracht worden, um einen Stimmenvergleich 
durchführen zu lassen. Beim Aussteigen aus 
dem Polizeifahrzeug sei Ribitsch, der mit 
Handschellen gefesselt gewesen sei, ausge­
glitten und mit seinem rechten Arm gegen die 
hintere Türe geschlagen. Markl habe noch 
seinen linken Arm ergreifen können, aber 
den Fall nicht mehr verhindern können. Am 
folgenden Tag habe Ribitsch die Polizei von 
den Verletzungen informiert, eine medizini­
sche Untersuchung aber abgelehnt. 

(2) CPT, Bericht an die österreichische Bundesre­

gierung, 9.11.1990, EuR-Dok.CPT (91) 10, § 48; 

deutsche Übersetzung in EuGRZ 1991,556. 

Der Fall Ribitsch in dan 
österreich ischen Verfahren 

Aufgrund eines OR.F-BeridHS ülwr dCII Vor 
fall nahm die Bundespolizeidirektioll Wi\'11 
Ermittlungen gegen die betroffenen BCallll\!1l 

auf. Diese führten zur Einleitung eines Straf­
verfahrens gegen mehrere Beamte, dem sich 
Ribitsch als Privatbeteiligter anschloß. 

Das Strafbezirksgericht Wien vernahm die 
Beamten, den Privatbeteiligten Ribitsch und 
mehrere Personen, denen Ribitsch von den 
Vorfällen erzählt hatte. Der Polizei beamte 
Markl wurde der Körperverletzung nach § 83 

StGB für schuldig befunden und zu einer be­
dingten Freiheitsstrafe von zwei Monaten 
verurteilt. Weiters wurde ihm aufgetragen, 
Ribitsch 1000,- öS Schadenersatz zu zahlen. 
Bei der Feststellung des Sachverhalts hatte 
der Strafrichter der Version Ribitschs, die 
durch die Zeugenaussagen und medizinische 
Befunde erhärtet war, Glauben geschenkt 
und die Darstellung Markls als unglaubwür­
dig angesehen, da sich dieser in vielerlei Wi­
dersprüche verheddert hatte. 

Markl erhob dagegen_Berufung an das 
Straflandesgericht Wien, das eine Beweiser­
gänzung anordnete. Das gerichtsmedizini­
sche Gutachten ergab, daß die Möglichkeit, 
die Verletzungen wären durch einen Fall ge­
gen die Fahrzeugtür verursacht worden, 
nicht ausgeschlossen werden könnte. Dies 
und Zweifel an der Glaubwürdigkeit Ri­
bitschs, die das Gericht auf allgemeine Erwä­
gungen (Ribitsch war arbeitslos, war finanzi­
ell von seiner Frau abhängig) stützte, führten 
dazu, daß das Gericht das Urteil aufhob, da 
das Berufungsgericht nicht mit der für eine 
strafrechtliche Verurteilung erforderliche Si­
cherheit eine abschließende Entscheidung 
treffen konnte. 

Ribitschs Beschwerde an den Verfas­
sungsgerichtshof (VfGH) endete mit der 
Feststellung der Rechtswidrigkeit der Fest­
nahme und Anhaltung sowie der Haus­
durchsuchung, die Beschwerde wegen be­
haupteter Mißhandlung wurde jedoch man­
gels tauglichen Beschwerdegegenstandes 
zurückgewiesen.(4) 

Das Verfahren 
vor den Straßburger Organen 

Nach Erschöpfung des innerstaatlichen Be­
schwerdewegs wandte sich Ribitsch nach 
Straßburg. 

Nachdem schon die EKMR eine Verlet­
zung von Art 3 EMRK durch Österreich an-

(3) CPT, Bericht an die österreichische Bundesre­

gierung, 17.3.1995, EuR-Dok. CPTllnf(95) 1, § 13. 

(4) VfSlg. 12513. 
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genommen hatte,(5) stellte auch der EGMR 
einen Verstoß gegen das Verbot unmenschli­
cher und erniedrigender Behandlung fest. 

Im Unterschied zum VfGH und dem Be­
rufungsgericht sah der EGMR die Version 
Ribitschs als erwiesen an und verwies dabei 
u.a. auf folgende Faktoren: 

• Die Tatsache, daß Ribitsch die Verletzun­
gen im - rechtswidrigen - Polizeigewahr­
sam erlitten hatte, war unbestritten ge­
blieben. 

• Die Verletzungen waren medizinisch fest­
gestellt worden. 

• Die Ausführungen des Polizeibeamten 
Markl enthielten Widersprüche. 

• 'Das Bezirksgericht hatte Markl nach ein­
gehender Würdigung der Beweise und sei­
nes Verhaltens für schuldig befunden. 

• Das Straflandesgericht hatte Markl wegen 
des Prinzips in dubio pro reo freigespro­
chen und dabei die Glaubwürdigkeit von 
Ribitsch aus Erwägungen abgesprochen, 
die in keinem Zusammenhang mit dem 
Verfahren standen. 

• Der .bloße Hinweis auf den Freispruch 
Markls durch ein Strafgericht befreit 
Österreich nicht von der Verantwortlich­
keit nach der EMRK. Österreich war da­
her verpflichtet, die Gründe für die Ver­
letzungen plausibel zu erklären. 

(5) EKMR, 4.7.1994, Ribitsch gegen Österreich, 

Appl. 18896/91. 

(6) EGMR, 5. Dezember 1995, Ribitsch gegen 

Österreich, Serie A 336, §38, Übersetzung nach 

EuGRZ 1996,512. 

(7) EGMR, 22.11.1993, Klaas gegen BRD, Abwei­

chende Meinung von Richter Spielmann, deutsche 

Übersetzung EuGRZ, 1994, 110. 

(8) EGMR, 18.1.1978, Irland gegen Großbritanni­

en, § 161. 

(9) Siehe dazu ausführlich B. Rudolf, Beweispro-
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Zur Beurteilung der An­
wendung von körperlicher 
Gewalt im Lichte von Art 3 
EMRK stellte der Gerichts­
hof fest: " [Der GH} betont, 
daß jede körperliche Ge­
waltanwendung gegen eine 
ihrer Freiheit beraubten 
Person diese in ihrer Men­
schenwürde beeinträchtigt 
und prinzipiell eine Verlet­
zung der in Art 3 EMRK 
garantierten Rechte dar­
stellt, wenn die Gewaltan­
wendung nicht im Hinblick 
auf das eigene Verhalten 
unbedingt notwendig ge-
wesen ist". Und er fügt be­
lehrend hinzu: "Der Ge­

richtshof wiederholt, daß die Erfordernisse ei­
nes Ermittlungsverfahrens und die unzwei­
felhaften Schwierigkeiten bei der Verbre­
chensbekämpfung eine Beschränkung des 
Schutzes der körperlichen Integrität des ein­
zelnen nicht rechtfertigen können ".(6) 

Die Schlüsselfrage: Der Nachweis von 
Mißhandlungen 

Die skizzierte unterschiedliche Bewertung 
der verschiedenen Tathergangsversionen in 
den innerstaatlichen und den internationalen 
Verfahren verweist auf ein Grundproblem, 
das sich gerade in den Fällen von Mißhand­
lungsvorwürfen regelmäßig stellt: die Frage 
des Nachweises von Mißhandlungen. Die 
Schwierigkeiten, die in der Praxis damit ver­
bunden sind, hat der EGMR-Richter Spiel­
mann in seiner Abweichenden Meinung zum 
Klaas-Fall folgendermaßen beschrieben: ;, Er­
stens erfolgen Übergriffe der Polizei meistens 
ohne Zeugen außer dem Opfer selbst und 
Uferden daher systematisch abgestritten; 
zweitens werden medizinisch attestierte Ver­
letzungen auf Selbstverstümmelung, Unfall 
oder Zufälle zurückgeführt; drittens werden 
allzu oft solche polizeilichen Übergriffe von 
den nationalen Gerichten gedeckt. " (7) 

Im Fall Ribitsch wird die Unterschied­
lichkeit des Beweismaßes, der Beweislast und 
der Beweiswürdigung in Menschenrechts-

bleme in Verfahren wegen Verletzung von Art 3 

EMRK, EuGRZ 1996, 498fl 

(10) EGMR, 18.1.1978, Irland gegen Großbritan­

nien, § 160; EKMR, Bericht 31.8.1993, Appl. 

16988/90, Diaz Ruano gegen Spanien, § 58; HRLJ 

1994,215; "The Commission reiterates that where 

allegations of torture are made under the Conven­

tion 's proteetion system the burden of proof does not 

fall on one or other of the parties, but that it exa­

mines all the material before it. " 

(11) Siehe dazu deutlich die Abweichende Meinung 

schutzverfahren einerseits und in Strafvel''' 
fahren andererseits besonders deutlich, wenn 
auch erst durch die wegweisenden Entschei", 
dun gen der Straßburger Instanzen, und nicht 
schon durch den österreichischen Verfas", 
sungsgerichtshof. In beiden Arten von Ver­
fahren geht es vorerst um dieselbe Frage: Was 
geschah tatsächlich im Polizeigewahrsam? 
Diese Frage wird aber aus unterschiedlichen 
Perspektiven betrachtet. Im Strafverfahren 
geht es um die individuelle Schuld des bzw. 
der Polizeibeamten für die Begehung einer 
Straltat. Individuen sind angeklagt, denen ih­
rerseits alle menschenrechtlichen Garantien 
eines fairen Verfahi:ens zukommen müssen, 
insbesondere die Unschuldsvermutung nach 
Art 6 (2) EMRK. Dies bringt mit sich, daß 
gemäß dem Grundsatz in dubio pro reo der 
Angeklagte im Zweifel freigesprochen wer­
den muß. 

Im Menschenrechtsschutzverfahren hin­
gegen geht es um die Verantwortlichkeit des 

. St<j.ates für die Handlungen seiner Organe, 
unabhängig von der individuellen Verant­
wortlichkeit des Beamten. Zum Zweck der 
Gewährleistung eines effektiven Grund­
rechtsschutzes dürfen in diesen Verfahren­
gerade angesichts der oben beschriebenen 
Schwierigkeiten des Nachweises - die An­
forderungen an den Nachweis nicht zu hoch 
sem. 

Als Beweismaß vor den Straßburger In­
stanzen wird überwiegend die volle richterli­
che Überzeugung ("beyond reasonable 
doubt"/"au-dela de tout doute raisonna­
ble") (8) vom Vorliegen einer Konventions­
verletzung angesehen, auch wenn eine genaue 
Analyse zeigt, daß dies nicht konsequent 
durchgehalten wird.(9) Die Beweislast hinge­
gen trägt grundsätzlich keine der beiden Par­
teien, vielmehr untersuchen die Kommission 
und der Gerichtshof alle Materialien, die sie 
vor sich haben.(1O) Dies ist schon eine we­
sentlicher Unterschied zum innerstaatlichen 
Strafverfahren, in dem die Beweislast richti­
gerweise dem Ankläger auferlegt ist.(1I) 

In mehreren Entscheidungen der letzten 
Jahre (12), zuletzt im Fall Ribitsch, haben nun 
die Straßburger Kommission und der Ge­
richtshof ihre Herangehensweisen beim 

Trechels in Fall Ruano gegen Spanien, HRLJ 1994, 

214; anders Rudolf(FN 9),499, die mit Hinweis auf 

die Entscheidung des IAGMR im Fall Velazquez 

Rodriguez gegen Honduras eine Ähnlichkeit zwi­

schen Menschenrechtsschutzverfahren und inner­

staatlichem Strafverfahren sieht. 

(12) EGMR, 27.8.1992, Tomasi gegen Frankreich, 

Serie A 214; EGMR, 22.9.1993, Klaas gegen BRD, 

Serie A 269, § 30; deutsche Übersetzung in EuGRZ 

19941101fl 

(13) Siehe etwa die Abweichende Meinung von 
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N,\\'hweis von Mißhandlungen in Polizeige­
W.dll'Nilill weiterentwickelt und sich dabei of­
fi'IINkhtlich an der besonders schwierigen Si­
ll!;\! iOI1 von Personen in Polizeigewahrsam 
und am absoluten Charakter des Folter- und 
Mil~hatldlllngsverbots orientiert. Die Arbeit 
di'N J':ul'opäischen I5-omitees zur Verhütung 
dl'l' Polter, die die Problematik der Mißhand­
lu 11\<\ in den demokratischen Staaten Europas 
ldill'\<\cmacht hat, dürfte zur Sensibilisierung 
der Konventionsorgane beigetragen ha­
hcn,(Ll) 

Steht fest, daß Personen vor der Festnah­
me keine Verletzungen aufwiesen und solche 
in Polizeigewahrsam erleiden, obliegt es dem 
Staat nachzuweisen, woher die Verletzungen 
stammen. Liefert der Staat keine plausible Er­
klärung dafür, wird dem Vorbringen des Be­
schwerdeführers Glauben g\'!schenkt. Am 
Fall Ribitsch ist dies klar ersichtlich: Es stand 
fest, daß Ribitsch in Polizeigewahrsam Ver­
letzungen erlitten hatte. Diese waren ärztlich 
attestiert worden. Niemand hatte diesen U m­
stand in Frage gestellt. Hinsichtlich dieser 
Tatsache war also volle richterliche Überzeu­
gung gegeben. Weiters war der von Ribitsch 
geschilderte Sachverhalt plausibel und paßte 
zu den erlittenen Verletzungen. Die Version 
des Polizeibeamten hingegen war wider­
sprüchlich und konnte auch nicht alle atte­
stierten Verletzungen erklären. 

In einer solchen Situation, in der der Ge­
richtshof weder hinsichtlich der einen noch 
hinsichtlich der anderen Version zu "voller 
richterlicher Überzeugung" gelangt, behilft 
sich der Gerichtshof damit, daß er die unkla­
re Beweissituation zulasten des Staates gehen 
läßt, dem er damit die Beweislast aufbürdet. 
Der Staat, dessen Organe regelmäßig im Be­
sitz der Beweismittel sind, muß die Gründe 
für die Verletzung plausibel machen. Der 
bloße Hinweis auf den Ausgang des inner­
staatlichen Strafverfahrens, in dem das hohe 
Beweismaß, das für eine strafrechtliche Ver­
urteilung erforderlich ist, nicht erfüllt ist, 
genügt jedenfalls nicht, da es sich hier um ein 
Menschenrechtsschutzverfahren handelt. 

Diesen Ansatz der Beweiswürdigung, der 
in einer den Beschwerdeführer kennzeich­
nenden Situation akuter Beweisnot dem Staat 
die Beweislast auferlegt,(14) hat die Kommis­
sion im Fall Ribitsch folgendermaßen zu­
sammengefaßt: "Die Kommission erinnert 

Richter Pettiti im Fall Klaas, EuGRZ 1994,108. 

(14) M. Villiger, Handbuch der Europäischen Men­

schenrechtskonvention (EMRK), 181, spricht von 

einer" Umkehr" der Beweislast, was insofern irre­

führend ist, als in den Verfahren vor der Kommis­

, sion weder den Staat noch den Beschwerdeführer 

die Beweislast trifft. Nach Rudolf (FN 9),503, be­

dient sich der Gerichtshof des "Kunstgriffes des An-
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daran, daß die einer VL'r!Clzlmg zlIgi'tl/lI/('.I!,('~ 

legten Tatsachen über jeden 'vernünjtigc'll 
Zweifel hinweg (" beyond reasonablc doubt H) 
bewiesen werden müssen. In diesem Zusam­
menkang bedeutet vernünftiger Zweifel nicht 
ein auf einer rein theoretischen Möglichkeit 
basierender Zweifel, sondern ein Zweifel,für 
den sich aus den vorgebrachten Tatsachen 
Gründe ergeben. Die Kommission wünscht 
hervorzuheben, daß die Behörden volle Kon­
trolle über eine in Polizeigewahrsam befind­
liche Personen ausüben und daß daher ihre 
Art, einen Häftling zu behandeln, einer 
strengen Kontrolle nach der Konvention un­
terworfen werden muß. Wenn Verletzungen 
in Polizeigewahrsam passiert sind, ist es daher 
nicht genug, daß die Regierung auf mögliche 
andere Ursachen hinweist, sondern es obliegt 
dem Staat, Beweise beizubringen, die die 
Darstellung des Opfers in Zweifel ziehen, ins­
besondere wenn diese durch medizinische 
Gutachten gestützt wird. "(15) 

Eine andere Frage, die sich in diesen Fäl­
len gestellt hat, ist jene nach dem Verhältnis 
der Straßburger Instanzen zu innerstaat­
lichen Gerichten. Die Straßburger Organe 
sind zwar nicht an die Tatsachenfeststellung 
und Beweiswürdigung der nationalen Ge­
richte gebunden,(16) dennoch hat vor allem 
der EGMR diesbezüglich eine vorsichtige 
Haltung erkennen lassen. Im Fall Klaas, der 
ebenfalls angebliche Mißhandlung in polizei­
lichem Gewahrsam betraf, sah der Gerichts­
hof im Unterschied zur Kommission "keine 
zwingenden Beweise" ,(17) von den Feststel­
lungen der deutschen Gerichte abzugehen, 
die befunden hatten, daß Frau Klaas im zivil­
gerichtlichen Verfahren nicht beweisen 
konnte, daß die Polizeibeamten sie durch un­
verhältnismäßige Gewaltanwendung verletzt 
hätten. Im Fall Ribitsch hingegen war der 
Gerichtshof gezwungen, angesichts der un­
terschiedlichen Ergebnisse der Strafverfahren 
die Beweise selbst zu würdigen. 

Beweisprobleme vor dem VfGH 
und den UVS 

Bis zur Schaffung der Unabhängigen Verwal­
tungssenate (UVS) war der VfGH gemäß Art 
144 B-VG dafür zuständig, über Maßnah­
menbeschwerden, in denen eine Verletzung 

, von Art 3 EMRK behauptet wurde, zu ent­
scheiden. Die verfassungs gerichtliche Ent-

scheinsbeweises". Auch diese Rechtsfigur trifft die­

sen Ansatz nicht. 

(15) EKMR, 4.7.1994, Ribitsch gegen Österreich, 

Appl. 18896/91, § 104. 

(16) Siehe Rudolf(FN 9),501, mwH. 

(17) EGMR, 22.9.1993, Klaas gegen BRD, Serie A 

269, § 30; EuGRZ 1994/108 

(18) siehe dazu U. Davy, Persönliche Freiheit und 

N(:hddlll1~ im liHliltihh~\h 1~1 
pisrh für di~, 1 
und VCI't!"lH!icht illl Lidllc dl'l nlwll 
stcll tcn Stl'al~blll'ger .I ud i k,n \11 cl \., 
schutzdcfizitc in diesem BCl'ekh,(IH) ni" B(' 
schwerde wurde in diesem Punkt )"lII'ikl\, 
gewiesen, was folgenderma(~en begründtH 
wurde: "Angesichts des Ergebnisses des (auf 
breiter Beweisgrundlage abgewickelten) ge­
richtlichen Strafverfahrens sieht sich der Ver­
fassungsgerichtshof außer Stande, den Anga­
ben des Beschwerdeführers beitutreten und 
die in der Beschwerdeschrift behaupteten 
Mißhandlungen als zweifelsfrei erwiesen an­
zusehen: Im ve1assungsgerichtlichen Verfah­
ren war - zusammenfassend gesehen - eine 
weitere Klärung des relevanten Sachverhal­
tes und damit der Nachweis der behaupteten 
Menschenrechtsverletzung jedenfalls den 
Umständen nach nicht mehr möglich. "(19) 

Diese Begründung ist in mehrfacher Hin­
sicht problematisch: 

Das Beweismaß des VfGH ist jenes des 
vollen Beweises ("zweifelsfrei erwiesen") (20), 
Unklarheiten gehen zulasten des Beschwer­
deführers, den die Beweislast trifft. Die be­
sondere Situation einer in 'Polizeigewahrsam 
befindlichen Person wird nicht berück­
sichtigt. 

Endet ein Strafverfahren gegen die Poli­
zeibeamten mit deren Freispruch, so folgt der 
VfGH regelmäßig diesem Ergebnis und weist 
zurück, ohne die näheren Umstände zu über­
prüfen,(21) Dasselbe gilt in den allermeisten 
Fällen auch bei der Einstellung des Strafver­
fahrens.(22) Den fundamental unterschiedli­
chen Charakter von Strafverfahren und 
Grundrechtsschutzverfahren verkennt der 
VfGH regelmäßig. 

In anderen Fällen, in denen eine private 
Aussage gegen eine behördliche steht, wird 
ersterer in den meisten Fällen die Glaubwür­
digkeit abgesprochen.(23) 

,Warum "eine weitere Klärung des rele­
vanten Sachverhaltes und damit der Nach­
weis der behaupteten Menschenrechtsverlet­
zung jedenfalls den Umständen nach nicht 
mehr möglich" ist, ist unerfindlich. Nach § 20 

Abs 2 VfGG wäre der Referent befugt, Be­
teiligte, Zeugen, Sachverständige und Aus­
kunftspersonen zu vernehmen sowie weitere 
Beweise aufzunehmen. Außerdem hätte eine 
selbständige Beweiswürdigung vorgenom-

verfassungsgerichtliche Kontrolle, ZjV 1992/1,21. 

(19) VfSlg. 12513. 

(20) Siehe auch z.B. VfSlg. 9322; 10245; 10246; 

11238. 

(21) VfSlg. 10660, 11327, 12116, 12513, 13154. 

(22)VfSlg. 12142, siehe aber 11238. 

(23) Siehe z.B. VfSlg. 10658, 13240, 13255 sowie da­

zuDavy(FN 18). 
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men werden können. Generell fällt auf, daß 
der VfGH seine Möglichkeiten zur Wahr­
heitsermittlung nicht ausgeschöpft hat. 

Seit 1991 entscheiden die UVS über Be­
schwerden, in denen eine Verletzung von 
Art 3 EMRK geltend gemacht wird. Eine we­
sentliche Verbesserung gegenüber den Ver­
fassungsgerichtshofbeschwerden ist der Um­
stand, daß nun in jedem Fall ein eingehendes 
Beweisverfahren durchgeführt wird. Soweit 
ersichtlich, ist aber in den Verfahren vor den 
UVS die Beweisproblematik eine ähnliche 
geblieben. In vielen Fällen, in denen behörd­
liche Aussagen gegen jene der Beschwerde­
führer stehen, wird ersteren Glauben ge­
schenkd24) 

Dabei wird häufig der Umstand berück­
sichtigt, daß die Beamten "aufgrund ihrer 
verfahrensrechtlichen Stellung als Zeugen der 
Wahrheitspflicht (unterliegen) und [ ... ] im 
Falle ihrer Verletzung mit dienst- und straf­
rechtlichen Konsequenzen zu rechnen" hät­
ten.(25) 

Mangelnder Rechtsschutz bei 
Mißhandlungsvorwürfen in Österreich 

Der Fall Ribitsch weist auf erhebliche Recht~­
schutzdefizite bei Mißhandlungsvorwürfen in 
Österreich hin. Diese Situation wäre nun im 
Hinblick auf die völkerrechtlichen Erforder­
nisse einer wirksamen Beschwerde bei Men­
schenrechtsverletzungen nach Art 13 EMRK 
zu beurteilen. In ihrer Zulässigkeitsent­
scheidung hatte sich die EKMR auch damit 
auseinandergesetzt.(26) Ribitsch hatte behaup­
tet, die Verfassungsgerichtshofbeschwerde 
wäre kein wirksames Rechtsmittel nach 

! Art 13 EMRK, da der VfGB die Beschwerde 
mit bloßem Hinweis auf den Ausgang des 
Strafverfahrens zurückgewiesen hatte. 

Die Kommission erklärte die Beschwerde 
in diesem Punkt für uilzulässig, da schon der 
Anschluß an das Strafverfahren als Privatbe­
teiligter und auch die Verfassungsgerichts­
hofbeschwerde als wirksame Beschwerden 
nach Art 13 EMRK anzusehen seien.(27) Die­
se Entscheidung steht in Einklang mit der 
ständigen Praxis der Kommission, bei 
Mißhandlungsfällen Strafanzeige oder auch 
Amtshaftungsklagen als wirksame Be­
schwerden zu qualifizieren.(2S) 

(24) UVS Wien, UVS-02/12/0041/92, 02/31/0063/92. 

(25) ZB. UVS Wien, UVS-02/32/00003/92. 

(26) EKMR, Zulässigkeitsentscheidung, Ribitsch 

gegen Österreich, Appl. 18896/91. 

(27) lbidem. 

(28) Ibidem, mit weiteren Hinweisen. 

(29) Siehe dazu schon A. Morawa, Polizeigewalt 

und innerstaatliche Rechtsmittel, Newsletter des 
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Es ist bedauerlich, daß die Kommission 
den richtigen Ansatz der unterschiedlichen 
Bewertung von Strafverfahren und Men­
schenrechtsschutzverfahren nicht auch bei 
der Beurteilung der Wirksamkeit einer Be­
schwerde nach Art 13 EMRK anwended29) 
Angesichts der Tatsache, daß die Straßburger 
Instanzen Art 13 EMRK in sehr restriktiver 
Weise ausgelegt haben,(30) überrascht dies al­
lerdings nicht. 

Im Straßburger Verfahren hatte die öster­
reichische Regierung unter der Vorausset­
zung, daß die von Ribitsch behaupteten 
Mißhandlungen nachgewiesen würden, nicht 
bestritten, daß sie die Schwelle des Art 3 EM­
RK überschreiten, also erniedrigende oder 
unmenschliche Behandlung darstellen wür­
den. 

Der EGMR stellte dazu fest, "daß jede 
körperliche Gewaltanwendunggegen eine ih­
rer Freiheit beraubten Person diese in ihrer 
Menschenwürde beeinträchtigt und prinzipi­
ell eine Verletzung der in Art 3 EMRK ga­
rantierten Rechte darstellt, wenn die Gewalt­
anwendung nicht im Hinblick auf das eigene 
Verhalten unbedingt notwendig gewesen 
ist".(3!) Angesichts früherer Judikatur Straß­
burgs, die keineswegs so strenge Maßstäbe 
aufgestellt hatte, ist dies zu begrüßen. Die un­
bedingte Notwendigkeit der Gewaltanwen­
dung bringt eine Verhältnismäßigkeitsprü­
fung, die für die Entscheidungspraxis des 
VfGH (und der UVS) zu Art 3 EMRK gera­
dezu typisch ist. 

Grundsätzlich geht der Verfassungsge­
richtshof davon aus, daß die Anwendung 
physischer Zwangs gewalt unter dem Gebot 
der Notwendigkeit und des Maßhaltens 
steht. Diese Kriterien hat er in Anlehnung an 
die §§ 4-6 Waffengebrauchsgesetz entwickelt. 
Ein Verstoß gegen das Gebot der Notwen­
digkeit und des Maßhaltens bedeutet aber 
nur dann eine Verletzung von Art 3 EMRK, 
wenn" qualifizierend hinzutritt, daß ihnen 
eine die Menschenwürde beeinträchtigende 
gröbliche Mißach,tung des Betroffenen als 
Person zu eigen ist".(32) 

Die Anwendung des erwähnten Grund­
schemas ist aber weder in der Praxis des 
VfGH noch (soweit ersichtlich) der UVS 
konsistend33) 

ÖIMR 1993, Nr.4, 40. 

(30) Zu Art 13 EMRK siehe z.B. S. Bernegger, Das 

Recht auf eine wirksame Beschwerde - Art 13 

EMRK, 750ff mwH. 

(31) EGMR, 5. Dezember 1995, Ribitsch gegen 

Österreich, Serie A 336, § 38, Übersetzung nach 

EuGRZ 1996, 512. Die hier gewählte Formulie­

rung stimmt fast wörtlich mit dem zustimmenden 

Schlußfolgerungen 

Gerade im sensiblen Bereich möglicher Ver­
letzungen des Folterverbots kommt der .Fra­
ge des Nachweises von Mißhandlungen eine· 
besondere Bedeutung zu .. Der Fall Ribitsch 
zeigt, daß die Straßburger Menschenrechts­
organe in ihrer jüngeren Praxis zugunsten der 
Opfer von Menschenrechtsverletzungen in 
bestimmten Situationen eine Verlagerung der 
Beweislast auf den Staat angenommen haben. 
Ein Freispruch der Polizeibeamten in Straf­
verfahren befreit den Staat nicht von seiner 
Verantwortlichkeit 111 Menschenrechts­
schutzverfahren. 

In dem österreichischen Grundrechtsver­
fahren . ist dieser Ansatz bisher umgesetzt, 
was zu erheblichen Rechtsschutzproblemen 
für Mißhandlungsopfer führt. Eine Anpas­
sung der Judikatur an jene der Straßburger 
Organe wäre vonnöten. 

Über die aufgezeigten Rechtsschutzdefi­
zite hinaus ist der Fall Ribitsch geradezu ty­
pisch für die "strukturellen Probleme" (34) im 
Bereich der Mißhandlungsbekämpfung in 
Österreich. Die Polizei er~ittelte im Dienste 
der Straf justiz, eine polizeiliche Tätigkeit, die 
weiterhin in der geltenden Strafprozeßord­
nung nur sehr rudimentär geregelt ist. 

Wichtige Garantien für Personen in Poli­
zeigewahrsam waren in diesem Fall nicht ge­
geben, so das (inzwischen verfassungs gesetz­
lieh verankerte) Recht auf Verständigung ei­
nes Anwalts von der Festnahme; das Recht, 
von einem Anwalt während der Polizeihaft 
besucht zu werden; das Recht, zu seiner Ver­
nehmung einen Anwalt oder eine Vertrau­
ensperson beizuziehen. 

Die Vernehmung wurde auch nicht elek­
tronisch aufgezeichnet. Diese Maßnahmen, 
die die internationalen Folterschutzorgane 
als wesentlich für die wirksame Verhütung 
von Folter und Mißhandlung erachten' und 
die teilweise völkerrechtlich gefordert sind, 
sind bisher nicht verwirklicht worden. Im 
Rahmen der Reform des strafprozessualen 
Vorverfahrens sollte dies geschehen. • 

Mag. Walter Suntinger ist Mitarbeiter am 
Boltzmann Institut für Menschenrechte. 

Sondervotum von Richter de M eyer im Fall Toma­

si überein, EGMR, 27.8.1992, Serie A 241-A. 

(32) z.B. VfSlg. 8145, 8146, 8580, 9385, 10018, 

10321. 

(33) VfSlg.13240; 11687; 12979; UVS Wien, UNVS-

02/32/0030/91,02/32/0033/91. 

(34) Stellungnahme Österreichs zum ersten CPT­

Bericht, EuGRZ 1991,56. 
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4. Wohnrechtsänderungsgesetz (wRÄG) 

Chaoskaskaden ZU Lasten 

der Mieterinnen 
VON VERONIKA SCHMIDT 

Selbst Vermieter sind nicht ganz glücklich mit dem 4. WRÄG. Der 

Immobilienexperte Peter Rustler meinte, daß der Geset~geber den 
Konsumenten damit nichts Gutes getan habe und daß diese Materie selbst 

für Experten schlecht lesbar geworden sei. Und für den/die Normalbürgerln? 

Es scheint so, als ob der unbefristete 
Hauptmieter in den letzten Jahren ein 

Schreckensgespenst geworden ist. Trotz ve­
hementer Forderungen (AK, Grüne und an­
dere) konnte sich der Gesetzgeber nicht dazu 
durchringen, Befristungen im Zinshaus nur 
bei sachlich gerechtfertigten Tatbeständen, 
wie z.B. absehbarer Eigenbedarf oder durch­
greifende Sanierung, für die leere Wohnun­
gen benötigt werden, zuzulassen. 

Nomadlnnentum als Regelfall 

Unter völliger Negierung der unsozialen 
Komponente, welche befristete Mietverträge 
mit sich bringen, wird die von manchen viel­
bejubelte Liberalisierung der Befristungen 
vorangetrieben. Ein Mensch in Österreich 
hat kein Recht mehr auf eine unbefristete 
Bleibe. Daß ein Mieter in seinem Leben viel­
leicht fünfmal oder auch öfter umziehen 
muß, auch wenn er mit Wohnung und Um­
gebung zufrieden ist, wird wohl der zukünf­
tige Standard werden. Das Bedürfnis nach ei­
ner festen Bleibe muß daher zunehmend mit 
Wohnungseigentum befriedigt werden. Als 
Nebenprodukt schreitet die Umwandlung 
von Altbaumietwohnungen in Eigentum 
weiterhin rapide voran: Daß sich der Woh­
nungseigentümer aber oftmals in einer noch 
schlechteren Rechtsposition als der Mieter 
befindet, davon wissen alle, die sich mit der 
Materie befassen, ein Lied zu singen. Für Lai­
en unabsehbar sind die Probleme, die sich aus 
dem Abverkauf der Altbauwohnungen erge­
ben, ein Extrembeispiel dafür ist der mittler­
weile inhafierte Rechtsanwalt Itzlinger. 

Betrachtet man die Novellierung unter 
dem Gesichtspunkt, wer die meisten Vortei­
le davon hat, so sind dies eindeutig die Ver­
mieter. Auch wenn die Regelungen für diese 
nicht wesentlich leichter nachvollziehbar 
sind als für die Mieter, Nutznießer ist der 
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professionelle Immobilienverwerter. Es muß 
schließlich betont werden, daß kein Mieter 
eine Befristung braucht, da er ohnehin seine 
Wohnung kündigen kann, wann er will. Die 
Mietrechtsreform folgt daher hauptsächlich 
der Logik der Verwertung und der Rendite. 

Der Grundstein für die derzeitige Situati­
on wurde bereits mit dem Inkrafttreten des 
MRG 1982 gelegt. Das Mietengesetz (MG) 
kannte nur eine Befristung auf sechs Monate 
im Zinshaus und eine auf fünf Jahre, welche 
für Wohnungseigentum und Ein- und Zwei­
familienhäuser anwendbar war. Mit dem 
MRG wurde die Befristung im Zins haus auf 
ein Jahr erweitert. Der Abschluß von Kurz­
zeitverträgen mit halbjähriger Dauer wurde 
aber erst dadurch zum Problem, weil- im 
Gegensatz zum MG, wo dieser Vertrag zwar 
keinen Kündigungschutz hatte, aber sonst 
keine Ausnahmen vom Gesetz bestanden­
solche Verträge nicht mehr der Anwendbar­
keit des MRG unterlagen und somit auch ei­
ne freie Mietzinsvereinbarung möglich war. 
Vor allem professionelle Immobilienverwer­
ter und Spekulanten griffen auf diese Verträ­
ge zurück, von denen wiederum hauptsäch­
lich ausländische Mieter betroffen waren. 
Durch das Überhandnehmen von Kurzzeit­
verträgen geriet der Gesetzgeber unter Zug­
zwang. Schon damals vorhandene Forderun­
gen nach sachlichen Rechtfertigungenfür Be­
fristungen wurden ebenso wie heute negiert. 
Anstatt den unbefristeten Mietvertrag wei­
terhin zum Ziel zu erklären und gerechtfer­
tigte Ausnahmenfür Befristungen zu schaf­
fen, wurde der Dreijahresvertrag unter dem 
Deckmäntelchen der Abschaffung der Kurz­
zeitverträge in seiner starren Form einge­
führt, ohne die Folgen zu bedenken. Das 
Problem wurde aber nunmehr mit der Ver­
längerung der Vertrags dauer auf zehn Jahre 
nicht aufgehoben, sondern nur aufgeschoben. 

Mit dem 4. Wohnrechtsänderungsgesetz 
ist dem Gesetzgeber das Kunststück gelun­
gen, die ohnehin schon heillos komplizierte 
Materie noch mehr zu verkomplizieren. Eine 
Vielfalt verschiedener Befristungemöglich -
keiten wurde geschaffen, die zu durchschau­
en, einer Denksportaufgabe gleicht. Die neu­
en Regelungen stellen sich wie folgt dar: 

Mietwohnung im Zinshaus 

Bei Errichtung des Hauses nach dem 
31.12.1967 ohne Förderung bzw. bei Ein­
und Zweifamilienhäusern darf die Wohnung 
weiterhin mit einer unbeschränkten Befri­
stung vermietet werden. Es ist also sowohl 
die ursprüngliche als auch die verlängerte 
Vertragsdauer frei wählbar und der Vertrag 
beliebig oft verlängerbar. Voraussetzung: 
Schriftliche Vereinbarung §owohl über die 
ursprüngliche als auch die verlängerte Ver­
tragsdauer. Die bisherige Rechtslage bleibt 
zur Gänze aufrecht. 

Bei Errichtung des Hauses vor dem 
31.12.1967 oder einem geförderten Wohn­
haus wird anstelle des Dreijahresvertrages ei­
ne neue Höchstdauer von zehn Jahren einge­
führt (§ 29 Abs 1 Z 3 lit c MR<:;). Die ur­
sprüngliche oder verlängerte Vertragsdauer 
darf drei Jahre nicht unterschreiten. Eine 
Ausnahme besteht bei Verlängerung auf die 
höchstmögliche Restlaufzeit. Nach Ablauf 
von 10 Jahren geht das Mietverhältnis bei 
weiterer Verlängerung in ein unbefristetes 
über. Kompliziert wird es erst durch die fol­
gend~n Besonderh~iten und bei Vermietung 
von Eigentumswohnungen (siehe unten): 
• Stillschweigende Vertragsverlängerung 
(§ 29 Abs 4a MRG): Verbleibt der Mieter 
nach Ablauf eines befristeten Vertrages in der 
Wohnung und spricht' sich der Vermieter 
nicht dagegen aus, so verlängert sich der Ver­
trag stillschweigend um ein Jahr, sofern da­
durch die zehnjährige Obergrenze nicht 
überschritten wird. Die Verlängerung tritt 
nicht, ein" wenn der Vermieter frühestens 
sechs und 'spätestens drei Monate vor Ablauf 
der Vertragsdauer die Ablehnung der Verlän­
gerung entweder schriftlich mitteilt oder ei­
nen gerichtlichen Übergabsauftrag einbringt. 
Diese Art der Verlängerung tritt bei Ablauf 
einer vereinbarten Vertragsdauer nur einmal 
ein. Der Hintergrurid dieser Bestimmung: 
Die Vermieter leiden offensichtlich unter 
grober Vergeßlichkeit hinsichtlich der End­
termine von Mietverträgen. Die bisherige 
Rechtslage stellt sich ja so dar, daß bei still­
schweigender Verlängerung der Vertrag un­
befristet wurde. Das aber ist ein unhaltbarer 
Zustand für die Vermieter. Aus den Erläute­
rungen zur RV: "Zudem bedeutet diese 
Rechtslage insofern gleichsam eine Bedro­
hung [l] für den Vermieter, als bei einem 
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Übersehen des Endtermins durch den Ver­
mieter ungewollt ein unbefristeter Mietver­
trag entsteht" ... 

• Verlängerungsoption des Mieters (§ 29 
Abs 4b MRG): Endet das Mietverhältnis ent­
weder durch vereinbarten Vertrags ablauf 
oder durch den Ablauf des Jahres der still­
schweigenden Verlängerung, hat der Mieter 
das Recht, durch eine schriftliche Erklärung 
das Mietverhältnis bis zu einem Jahr zu ver­
längern. Die Erklärung des Mieters muß in­
nerhalb von zwei Monaten ab der Ablehnung 
der Verlängerung durch den Vermieter, spä­
testens einen Monat vor Vertragsende abge­
geben werden. Bringt der Vermieter einen 
Übergabsauftrag ein, muß der Mieter sein 
Recht auf Vertragsverlängerung im Verfahren 
über den Übergabsauftrag (verlängerte Frist 
nach § 567 Abs 1 Zivilprozeßordnung für die 
Einwendungen: vier Wochen) geltend ma­
chen. Die Erklärung des Mieters auf Ver­
tragsverlängerung hat binnen zwei Monaten 
nach Empfang des Übergabsauftrages, späte-

stens jedoch einen Monat vor Ablauf der Ver­
tragsdauer zu erfolgen. Dem Mieter steht 
nach Ablauf des Verlängerungsrechtes kein 
Räumungsaufschub mehr zu. 

• Weitere Vertragsverlängerungen: Nach 
Ablauf einer Verlängerungsoption könnte das 
Mietverhältnis neuerlich stillschweigend auf 
ein Jahr oder ausdrücklich auf eine zulässige 
Dauer verlängert werden. Nach Ablauf einer 
solchen Verlängerung stünde dem Mieter ein 
neuerliches Optionsrecht auf Vertragsverlän­
gerung zu. 
• Einseitiges, vorzeitiges Kündigungsrecht 
des Mieters: Bei befristeten Verträgen hat der 
Mieter ein einseitiges und vorzeitiges Kündi­
gungsrecht vor Vertragsablauf. Dieses be­
ginnt ein Jahr nach Vertragsbeginn und kann 
mit einer dreimonatigen Kündigungsfrist 
ausgeübt werden. 

• Übergangsregelungen: Die bisherigen 
Dreijahresverträge können nun auf höch-
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stens zehn Jahre verlängert werden. § 29 
Abs 4a ist nicht anzuwenden, wenn das Miet­
verhältnis vor dem 1.9.1997 endet, sofern der 
Vermieter den Übergabsauftrag einbringt. 
§ 29 Abs 4b ist nur auf Mietverhältnisse an­
zuwenden, die nach dem 28.2.1997 begonnen 
haben oder nach diesem Zeitpunkt schon ein­
mal rechtswirksam verlängert worden sind. 

Vermietete Eigentumswohnungen 

Grunds~itzlich kann zur befristeten Vermie­
tung von Eigentumswohnungen gesagt wer­
den, daß die Höchstdauer von zehn Jahren 
aufgehoben wurde. Damit es beide Vertrags­
parteien aber nicht zu leicht haben, gibt es 
nun vier Typen der Eigentumswohnung, bei 
denen verschiedene Besonderheiten zu be­
achten sind. Anwendbar sind hier § 29 Abs 1 
Z 3 lit a und b sowie zum Teil die oben be­
schriebenen Abs 4a und 4b. 

1.) Wohnung vor dem 8.5.1945 errichtet 
(!it b): Mindestbefristung und -verlängerung 
drei Jahre. Unbegrenzte Verlängerung mög­

lich. Abs 4a und b an­
wendbar, vorzeitige 
Kündigung möglich, 
Mietzinsabschlag vor­
gesehen (siehe unten). 
2.) Wohnung nach dem 
8.5.1945 mit Förde­
rungsmitteln errichtet 
(lit b): Freie Befri­
stungs- und Verlänge­
rungsdauer, Abs 4a an­
wendbar, Abs 4b nicht, 

. vorzeitige Kündigung 
möglich. 
3.) Wohnung nach dem 
8.5.1945 aber bis zum 
31.12.1967 ohne Förde­
rungsmittel errichtet (lit 

b): Freie Befristungs- und Verlängerungs­
dauer, AbsAa anwendbar, Abs 4b nicht, vor­
zeitige Kündigung möglich. 

d) Wohnung nach dem 31.12.1967 ohne 
Förderung errichtet (!it a): Freie Befristungs­
und Verlängerungsdauer, Abs 4a und b nicht 
anwendbar, keine vorzeitige Kündigung 
möglich. 

Ersatzlos gestrichen wurden im § 29 die 
Abs 5 und 6, welche dazu dienten, die Umge­
hung der dreijährigen Befristung im Altbau 
durch Begründung von Wohnungseigentum 
und Vermietung durch den Mehrheitseigen­
tümer zu verhindern. Will der Vermieter also 
die zehnjährige Obergrenze umgehen, 
braucht er nur Wohnungseigentum zu be­
gründen, was mit geringem Aufwand ver­
bunden ist, um auch über die Hö,chstgrenze 
hinaus unbegrenzt Kettenrnietverträge ab­
schließen zu können. Wählt er für den ersten 
Vertrag eine siebenjährige Dauer, um diesen 

dann in jeweils dreijährigen Intervallen ver~ 
längern, fällt auch die "Strafe" des Mietzins­
abschlags gering aus, da diese dann nur 10 % 
beträgt. Für den Mieter einer solchen Woh­
nung heißt dies aber, in ständiger Unsicher­
heit über die Verlängerung seines Vertrages 
zu leben. Darüberhinaus wird der Mieter 
wohl kaum Mietzinsüberschreitungen gel­
tend machen, solange er an der Weiter­
führung des Vertrages interessiert ist. Der 
Kündigungsschutz wäre bei solcher Vor­
gangsweise endgültig obsolet. 

Die Mietzinsabschläge für Befristungen 

Mietzinsabschläge für befristete Mietwoh­
nungen sind generell für alle vor dem 
8.5.1945 errichteten Häuser - also auch für 
Eigentumswohnungen - vorzunehmen. Dies 
aber nur dann, wenn es sich um einen Richt­
wertmietzins oder einen der Kategorie D 
handelt. Wie schon die Befristungsregelun­
gen, sind auch die Abschläge II\it diversen Be­
sonderheiten behaftet. Abgesehen davon ist 
auch der Richtwertmietzins ein Buch mit sie­
ben Siegeln, mit dem Experten und Mieter 
gleichermaßen Schwierigkeiten haben. 
Grundsätzlich stellen sich die Abschläge wie 
folgt dar: 
• Vertragsdauer mindestens drei, aber weni­

ger als vier Jahre: 30 %. 

• Vertragsdauer mindestens vier, aber weni­
ger als sieben Jahre: 20 %. 

• Vertragsdauer mindestens sieben Jahre: 
1.0 %. 
Die Abschläge werden nicht für die Ge­

samtvertragsdauer berechnet, sondern für die 
jeweilige Dauer der Befristung bzw. der Ver­
längerung. Eine Ausnahme von diesem Prin­
zip besteht bei dei: stillschweigenden Ver­
tragsverlängerung. In diesem Fall darf der zu­
vor zulässig vereinbarte Mietzins weiter ver­
langt werden. Wird hingegen eine Verlänge­
rungsoption des Mieters ausgeübt und eine 
der obigen Abschlagsgrenzen überschritten, 
vermindert sich der Abschlag für die Verlän­
gerungsdauer. Wird ein Vertrag auf die 
höchstzulässige Restlaufzeit verlängert, 
bleibt es beim bisherigen Abschlag. 

Wenn ein Vertrag auf weniger als vier Jah­
re befristet ist, darf der Vermieter vom Mie­
ter keine Mietzinszerhöhung nach § 18 MRG 
verlangen. Dies gilt auch für Verlängerungen, 
die weniger als vier Jahre dauern. Ausnahme 
davon wäre wiederum die Vertragsverlänge­
rung auf die Restlaufzeit von 10 Jahren, die 
stillschweigende Vertragsverlängerung und 
die Ausübung einer Verlängerungsoption 
durch den Mieter. 

Wird ein Mietvertrag nach Ablauf der 
zehnjährigen Höchstdauer durch eine Ver" 
einbarung zwischen Mieter und Vermieter in 
einen solchen auf unbestimmte Zeit verlän-
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gert, hat der Vermieter das Recht, die bishe­
rigen Abschläge für die Befristung vom Mie­
ter nachzufordern. Der Vermieter muß die­
sen Anspruch dem Grunde nach bereits in 
der Verlängerungsvereinbarung bekanntge­
ben, der Höhe nach binnen drei Monaten 
nach Umwandlung in ein unbefristetes Miet­
verhältnis. Bei einer stillschweigenden Ver­
tragsverlängerung nach Ablauf von zehn J ah­
ren darf der Vermieter zwar dann den höchst­
zulässigen Hauptmietzins verlangen, jedoch 
die Abschläge nicht nachfordern. 

Für die neuen Befristungen wurde der 
Verjährungszeitraum für Mietzinsrückforde­
rungen auf längstens zehn Jahre ausgedehnt. 
Die Frist für die Geltendmachung einer 
Mietzinsüberprüfung beträgt sechs Monate 
nach Vertragsablauf bzw. nach Umwandlung 
eines befristeten in ein unbefristetes Mietver­
hältnis. 

Sonstige Änderungen 

Neben· den Befristungen wurden 1D allen 
Wohngesetzen (MRG, Wohnungsgemein­
nützigkeitsgesetz und Wohnungseig~ntums­
gesetz) die Abrechnungsvorschriften geän­
dert, wodurch eine Harmonisierung herbei­
geführt werden sollte. Da diese Regelungen 
aber nicht minder kompliziert sind und 'neue 
Probleme aufwerfen, wird hier nicht näher 
darauf eingegangen. Nur zur Orientierung: 
Die Rechtskraft einer Entscheidung über ein 
Feststellungsbegehren hinsichtlich von Be­
triebskostenüberschreitungen erstreckt sich 
auf alle Hauptmieter im Hause. 

Ein finanzielles Geschenk für Vermieter, 
das von vielen noch unbemerkt geblieben ist, 
versteckt sich im geänderten § 20 MRG. In 
der Hauptmietzins(HMZ)-Abrechnung dür­
fen nun 40% des Überschusses der Einnah­
men als Ausgabe ausgewiesen werden. Va­
kant wird dies im Falle eines Verfahrens gern. 
§ 18 MRG. Aus einem Beispiel in den Erläu­
terungen zur Regierungsvorlage ergibt sich 
gegenüber der bisherigen Berechnungsme­
thode des HMZ eine Reduktion der HMZ­
Reserve um 1 Mio. Schilling. Dies führt dazu, 
daß künftige Erhöhungen des Mietzinses er­
heblich gravierender ausfallen können, als 
dies bislang der Fall war. Begründet wird dies 
damit, daß das Strukturanpassungsgesetz die 
Steuerbegünstigungen für die Mietzinsrück­
lage beseitigt hat. Faktum ist, daß nun die 
Mieter die Einkommenssteuer des Vermie­
ters aus den Mietzinseinnahmen zu zahlen 
haben und ein weiterer Punkt des Sparpakets 
wieder hauptsächlich die sozial Schwachen 
trifft. • 

Veronika Schmidt ist Mitarbeiterin des 
Vereins für Konsumenteninformation. 
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Die Mächtigen im Mahnverfahren 

Das Inkassosyndrom 
VON HERBERT BERAN 

In Zeiten steigender Privatverschuldung haben Inkassobüros Hochkonjunktur. 
Die Kosten ihrer mitunter skrupellosen Geschäftspraktiken versuchen 

GläubigerInnen im unbürokratischen gerichtlichen Mahnverfahren regelmäßig 
auf die Schuldnerinnen überzuwälzen. 

Doch einige Gerichte wollen dabei nicht mehr länger mitspielen. 

Es ist ja so klar: ~ 448 Z~vilpr~~eßordn.ung 
'(ZPO) statUiert fur zlvIlrechthche 

Rechtsstreitigkeiten wegen Zahlung eines bis 
100.000,- öS reichenden Geldbetrages das 
Mahnverfahren. Der Kläger hat (formular­
und edv-kompatibel) seinen Anspruch dar­
zutun, das Gericht hat ausgehend von den 
Tatsachenbehauptungen im Formular den 
Zahlungsbefehl zu erlassen. Erhebt der Be­
klagte binnen 14 Tagen ab Zustellung keinen 
Einspruch, wird der Zahlungsbefehl rechts­
kräftig. Es kann die nächsten dreißig Jahre 
Exekution geführt werden. 

Gemäß § 54 ZPO hat der Kläger seine Ko­
sten (legalerweise im allgemeinen lediglich 
Gerichtsgebühren und Anwaltskosten) im 
Formular in der vorgeschriebenen Spalte zu 
verzeichnen. Bei der Kostenentscheidung hat 
das Gericht (anders als bei der Entscheidung 
über den Hauptanspruch) im Zahlungsbefehl 
nur die zur zweckentsprechenden Rechtsver­
folgung notwendigen Kosten dem Kläger zu­
zusprechen. Hiezu ist die Rechtsprechung 
seit Jahrzehnten der Auffassung, daß Kosten 
eines vom Kläger vor Klagsführung beauf­
tragten Inkassobüros nicht der zweckent­
sprechenden Rechtsverfolgung dienen. Die­
se Kosten werden - wenn sie unter der Ru­
brik Kosten begehrt werden - generell nicht 
zugesprochen. Das Schreiben von Mahn­
schreiben diene nicht der Vorbereitung des 
Prozesses, diene nicht der Stoffsammlung für 
den späteren Prozeß, sei also zur zweckent­
sprechenden Rechtsverfolgung nicht not­
wendig. Imübrigen könne der Kläger ja auch 
selbst Mahnschreiben verfassen. Unausge­
sprochen scheint bei dieser Judikatur auch 
mitzuschwingen, daß die Tätigkeit eines In­
kassobüros häufig zumindest nötigungsähn­
liche Elemente enthält, deren KösFen eigent­
lich im Namen der Republik dem Beklagten 
nicht zur Zahlung auferlegt werden sollten. 

Das Modell scheint stimmig. Es besteht 
kein Grund zur Beschwer. J edel r mit derarti­
gen Rechtssachen befaßte RichterIn, jeder be­
teiligte Anwalt weiß aber: Bis 1.1 0.1995 (In­
krafttreten des § 448i ZPO) war es gängige 
Praxis diverser anwaltlic;h vertretener Mas­
senkläger (vor allem aus dem Versandhandel), 
einfach alle Beträge, die der Kläger gerne vom 
Beklagten hätte (kapitalisierte Zinsen, nicht 

. nachvollziehbare Inkassokosten), zusam­
menzurechnen und dann unter der falschen 
Behauptung, die so ermittelte Summe sei die 
Kaufpreissumme, diese als Kaufpreis einzl,1-
klagen. Das Gericht hatte dann diese Tat­
sachenbehauptung über die Höhe des Kauf­
preises für wahr zu halten und antragskon­
form den Zahlungsbefehl zu erlassen. 

Der kundige Jurist wendet ein: Was soll's, 
der Beklagte hat ja sowieso die Möglichkeit, 
sich zu wehren und Einspruch zu erheben, 
das Gericht wird das im Verfahren schon 
klären und die Klage abweisen. 

Unsichere Schuldnerinnen 

Dieser Einwand übersieht aber die Tatsache, 
daß nur etwa 9 % der in Österreich erlasse­
nen Zahlungsbefehle beeinsprucht werden. 
Insbesonders aufgrund der Angst vor den 
Prozeßkosten aber auch aufgrund mangeln­
den Wissens über die Höhe der eigenen Ver­
bindlichkeiten traut sich kaum ein Beklagter 
Einspruch lediglichhinsichtlich eines Teiles 
des Klagsbetrages zu machen. 

Der Beklagte weiß oft nur, daß er irgend­
etwas dem Versandhaus schuldig ist, ist aber 
selbst nicht in der Lage, die richtige Höhe der 
Schuld abzuschätzen und läßt den Zahlungs­
befehl in Rechtskraft erwachsen. Dies ist kein 
Wunder, ist es doch in den wenigen Fällen, 
wo es doch zum Prozeß kommt, oft nicht 
einmal mehr dem Kläger möglich aufzu­
schlüsseln, wie sich der von ihm begehrte Be-
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trag zusammensetzt. Bei den hier zu Unrecht 
eingeklagten Fällen handelt es sich um keine 
kleinen Beträge, wie eine beispielsweise Auf­
stellung aus dem Bezirksgericht Innere Stadt 
Wien zeigt. In den wenigen Fällen der Ein­
spruchs erhebung ergaben sich doch deutliche 
Korrekturen (siehe Tabelle). 

Durch einen Aufsatz von Werner Hof­
mann, Richter des BG Innere Stadt Wien (RZ 
1995, 112) wurde diese Problematik - vor al­
lem die hohe Diskrepanz zwischen den ur­
sprünglichen Klagebegehren und den dann 
zugesprochenen Beträgen - offensichtlich. 
Ausgehend davon, daß diese Zahlen durch­
aus auf alle österreichischen Bezirksgerichte 
übertragbar sind, ergab sich aufgrund der ge­
ringen österreichweiten Einspruchsquote, 
welch hohe Beträge in den letztenJ ahrzehn­
ten auf diese Weise von unten nach oben um­
verteilt wurden. 

Mutwillige Klägerinnen 

Selten hat ein einziger Artikel so rasche Aus­
wirkungen gezeigt. Mit der Exekutionsord­
nungsnovelle 1995 wurde -:- offenbar für 
manche Lobbyisten zu überraschend - der 
ZPO mit Wirksamkeit vom 1.10.1995 ein 
neuer § 448a angefügt: Wird durch derartige 
unrichtige Angaben in d~r Klage die Erlas­
sung eines Zahlungsbefehles erschlichen, ist 
eine Mutwillensstrafe von mindestens 1000,­
Schilling (Höch~tstrafe gemäß § 220 ZPO: 
40.000,-) zu verhängen. Darüberhinaus kann 
das Gericht bei Mißbrauchsvermutung den 
Kläger zur Verbesserung der Klage au'ffor­
dern. Unterläßt er dies, ist die Klage zurück­
zuweIsen. 

Die neue Rechtslage hat sich bej den be­
teiligten Anwälten rasch herumgesprochen, 
eine Mutwillensstrafe wollte doch niemand 
riskieren. Der Vorsatz, für den Mandanten 
diese Beträge einbringlich zu machen, ist aber 
geblieben: Nunmehr werden diese Inkasso­
kosten zwar zumeist konkret aufgeschlüsselt, 

es werden aber durchaus varianten- und 
phantasiereiche Vorbringen erstattet, warum 
aus Gründen des materiellen Rechtes der Be­
klagte zur Zahlung dieser Beträge verpflich­
tet sein soll. Gerne wird etwa vorgebracht, 
der Beklagte hätte sich vertraglich (Allgemei­
ne Geschäftsbedingungen - AGB) zur Zah­
lung dieser Kosten verpflichtet. Ausgehend 
von diesem Vorbringen hätte dann das Ge­
richt auch diese Beträge im Zahlungsbefehl 
zuzusprechen, da es sich ja nicht um Kosten 
im Sinne der §§ 40 ff ZPO handle, sondern 
um die Geltendmachung eines ganz norma­
len vertraglichen Anspruches (Überlegungen 
in Richtung § 879 Abs 3 ABGB oder § 864a 
ABGB können seitens des Gerichtes nur 
dann angestellt werden, wenn der Beklagte 
Einspruch erhoben hat und die angeblich 
wirksam vereinbarten AGB im Prozeß vor­
gelegt werden.) 

Die Praxis der Gerichte beugte sich vor­
erst (zum Teil emotional widerstrebend) die­
sem Vorbringen und wurden die beantragten 
Zahlungsbefehle im beantragte~ Umfang er­
lassen. 

Es ist auch nicht so ohne weiteres einsich­
tig, wie ich als an das Tatsachenvorbringen in 
der Klage gebundenes Entscheidungsorgan 
die Erlassung eines Zahlungsbefehles über ei­
nen eingeklagten Teilbetrag verweigern kann, 
wenn die Tatsachenbehauptung des Klägers 
schlicht lautet, daß der Beklagte sich zur Zah­
lung dieses Betrages verpflichtet hat. 

Die Originalität der Vernunft 

In der Mitte des Jahres 1996 entwickelte sich 
jedoch eine Rechtsprechung mancher Lan­
desgerichte (zB 54 R 81/96 LG Salz burg) die 
durchaus originell- teilweise sich in traditio­
nellen Bahnen der Judikatur bewegend - als 
lii'ekursgerichte etwa wie folgt argumentier~ 
ten: Aus § 40 Abs 2 ZPO ergebe sich, daß der 
Kostenersatzanspruch ein äffentlichreehtli­
eher Anspruch eigener Art sei, der nur in dem 

Aktenzeichen: 36C 444/92 36C 992/92 36C 755/92 36C 157/93 36C 683/93 

Verfahren gemäß §§ 41 
ZPO (Verzeichnung in der 
Kostennote, Zuspruch nur 
der zur zweckentsprechen­
den Rechtsverfolgung not­
wendigen Kosten) geltend 
gemacht werden könne. 
Dieser 'Kostenersatzan­
spruch sei zum betriebenen 
Hauptanspruch akzesso­
risch, das heißt die Kosten 
stünden dem Kläger nur 
dann zu, wenn feststehe, 
daß er im Verfahren 0 bsiegt 
habe. Kosten könnten nur 
dann als Hauptforderung 
eingeklagt werden, wenn es 

ursprünglich: 25,176,27 29.080,12 9342,36 2,861,32 15,072,64 
richtig: 17,832,60 22,151,- 3.011,- 896,- 8,974,-

Aktenzeichen: 36C 836/93 36C 553/92 36C 716/92 36C 1577/93 36C 118/94 
ursprünglich: 6.733,99 5215,32 2.330,73 6,811,05 5,622,91 
richtig: 3.676,- 2,290,62 637,25 .3.623,- 3.194,-

Aktenzeichen: 36C 1283/91 36C 1638/92 36C 1540/93 36C 1647/93 36C 276/93 
ursprünglich: 6,202,64 15,637,66 2.569,60 45.084,- 7,105,-
richtig: 2.140,- 7,273,- 452,50 37.300,- 3.562,-

Aktenzeichen: 36C 1645/93 36C 1041/93 36c: 1401/93 36C 1539/93 36C 617/93 
ursprünglich: 44,170,- 15.444,56 13.895,57 3.244,82 16,943,-
richtig: 36.505,- 8,620,50 8,832,40 954,- 10,018,-

Aktenzeichen: 36C 1593/93 36C 540/94 36C 1286/93 36C 207/93 36C 474/93 
ursprünglich: 19,930,16 18.367,09 2.379,12 1.992,14 5.566,20 
richtig: 14.567,- 12,676,-:- 937,- 787,- 2.561,-

aus: \Vi Hofmann, Mahnverfahren: "Überklagung - keine Handhabe von Amts wegen?", RZ 1995, S, 112 an der erforderlichen Ak-
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zessorietät zum Hauptanspruch fehle, zum 
Beispiel weil der Hauptanspruch zwi­
schenzeitig erfüllt worden sei. Durch einfa­
che Vereinbarung, sich zur Tragung dieser In­
kassokosten zu verpflichten, werde diese Ak­
zessorie,tät jedoch nicht aufgehoben. Eine 
Vereinbarung, wonach derartige Kosten von 
einer Partei der anderen zu ersetzen seien, he­
be nur dann die Akzessorietät auf, wenn 
durch die Vereinbarung selbst die Parteien 
die Auflösung dieses bestehenden Zusam­
menhanges zwischen Haupt- und Nebenan-

, spruch vereinbart hätten. Dies sei etwa bei ei­
ner Vereinbarung über die Tragung von De­
tektivkosten nach Rückziehung der Schei­
dungsklage der Fall oder bei einer außerge­
richtlichen Einigung der bei Gericht anhän­
gigen Rechtssache, wenn gleichzeitig Pro­
zeßkostenersatz vereinbart werde. 

Eine derartige die Akzessorietät aufhe­
bende Vereinbarung liege aber - den Klags­
angaben folgend - nicht vor, vielmehr setze 
die behauptete Vereinbarung die Akzesso­
rietät voraus. Es müsse ja ein Erfüllungsver­
zug in der Hauptsache vorliegen, damit ein 
Mahnschreiben überhaupt einen Sinn ma­
chen könne. Ausgehend von den Klagsanga­
ben ergäbe sich somit, daß ein öffentlich­
rechtlicher Kostenersatzanspruch geltend 
gemacht werde. Hierfür sei aber gemäß § 1 
Jurisdiktionsnorm der Rechtsweg unzuläs­
sig, in diesem Umfang (behauptete verein­
barte Tragung von Inkassokosten) sei somit 
die Klage zurückzuweisen. 

Diese Ansicht steht mit einem Teil der 
Lehre in Widerspruch, auch die Judikatur 
hiezu ist nicht eindeutig. Manche Landesge­
richte (zB LG -Linz) vertretenden Stand­
punkt, daß ausgehend von den Klagsanga­
ben, wonach eben die Tragung dieser Kosten 
vereinbart worden sei, ein Zahlungsbefehl 
antragskonform zu erlassen sei. In manchen 
Gerichten judizieren auch einzelne Rechts~ 
mittelsenate unterschiedliche Auffassungen 
(zB LG f ZRS Wien). 

Aufgrund des Rechtsmittelsystems der 
ZPO ist nicht davon auszugehen, daß zu die­
ser Frage jemals eine Entscheidung des OGH 
ergehen wird. Soferne sich in der österreich­
weiten Diskussion nicht eine Meinung 
durchsetzen wird, wird in dieser Frage parti­
kuläres Richterrecht entstehen. Aber das gibt 
es ja in anderen Bereichen auch. 

Der Beitrag sollte nicht darlegen, welche 
. der Rechtsprechungslinien der Rechtslage 
eher entspricht, sondern vor allem wie ab­
strakte juristische Konstrukte die yermö­
genslage tausender, zumeist finanziell 
schwächerer Menschen beeinflussen. • 

Dr. Herbert Beran ist (Zivil)Richter am 
Bezirksgericht Wiener Neustadt. 
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Von FLAG-Novelle abgeschossen 

Familienbeihilflosigkeit 
VON MICHAEL KÖCHER 

Mit dem Strukturanpassungsgesetz 1996 werden die Leistungen aus dem 
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen für Studierende drastisch reduziert. Mit 

dem Gleichheitsgrundsatz steht dies in krassem Widerspruch. 

A ls Nachweis dafür, daß ein Studium 
ernsthaft und zielstrebig betrieben wird 

und damit Anspruch auf Familienbeihilfe be­
steht, galt bisher die Ablegung von Prüfun­
gen im Gesamtumfang von acht Semesterwo­
chenstunden .. Mit Beginn des nächsten Seme­
sters tritt eine Novelle des Familienlasten­
ausgleichsgesetzes (FLAG) in Kraft, nach der 
dieser Anspruch nur mehr für Studierende 
besteht, welche die vorgesehene Studienzeit 
pro Studienabschnitt um nicht mehr als ein 
Semester überschreiten. 

Diese nunmehrige Anspruchsvorausset~ 
zung des § 2 Abs 1 lit b FL1\G idF BGBI 
201/1996 stellt nicht nur eine schwerwiegen­
de Verschlechterung gegenüber der bisheri­
gen Regelung dar, sondern ist in manchen 
Studienrichtungen völlig unrealistisch. 

Eingriff in wohlerworbene Rechte 

So hat beispielsweise von mehr als 800 Stu­
dierenden, die im Wintersemester 1993/94 an 
der Technischen Universität Wien in der Stu­
dienrichtung Architektur immatrikulierten 
und keine anrechenbare Vorleistungen hat­
ten, kein einziger die für den ersten Stu.dien­
abschnitt vorgesehene Zeit von vier Seme­
stern um nicht mehr als ein Semester über­
schritten. Für die Eltern dieser Architektur­
studenten, für die zum Zeitpunkt der Imma­
trikulation ihrer Kinder eine Regelung in 
Kraft war, nach der sie für die zu erwartende 
Studiendauer Anspruch auf Familienbeihilfe 
hatten, und die nun ausnahmslos die Famili­
enbeihilfe verlieren, stellt sich nun die Frage 
nach dem durch den Gleichheitsgrundsatz 
geschützten Vertrauen in die Rechtsordnung. 
Der Verfassungsgerichtshof hat in den letzten 
Jahren verstärkt auf dieses Element des Ver­
trauensschutzes bei der Beurteilung der Sach­
lichkeit von Regelungen abgestellt und Rege­
lungen als unsachlich aufgehoben, wenn sie 
nachträglich Belastungen für denjenigen be­
wirkten, der im Zeitpunkt seines HandeIns 
auf eine bestimmte Rechtslage vertrauen 
konnte. Greift der Gesetzgeber in wohler-
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worbene Rechte ein, indem er eine geschaffe­
ne Rechtsposition zu Lasten des Betroffenen 
verändert, so kann dies im Effekt einer rück­
wirkenden Gesetzgebung gleichkommen. 
Zwar verbietet die Bundesverfassung dem 
Gesetzgeber nicht, ein Gesetz mit rückwir­
kender Kraft auszustatten, doch muß diese 
Rückwirkung mit dem Gleichheitsgrundsatz 
vereinbar, also sachlich zu rechtfertigen sein 
(VfGH G 283/89-13 vom 14.3.1990). 

Enttäuschtes Vertrauen in die 
Rechtsordnung 

Rechtsnormen zielen auf die Steuerung 
menschlichen Verhaltens. Diese Funktion 
können Rechtsvorschriften freilich nur erfül­
len, wenn sich die Normunterworfenen bei 
ihren Dispositionen grundsätzlich an der gel­
tenden Rechtslage orientieren können. Daher 
können gesetzliche Vorschriften mit dem 
Gleichheitsgrundsatz in Konflikt geraten, 
weil und insoweit sie die im Vertrauen auf ei­
ne bestimmte Rechtslage handelnden N orm­
unterworfenen nachträglich belasten. Das 
kann bei schwerwiegenden und plötzlich ein­
tretenden Eingriffen in erworbene Rechtspo­
sitionen, auf deren Bestand der Normunter­
,vorfene mit guten Gründen vertrauen konn­
te, zur Gleichheitswidrigkeit des belastenden 
Eingriffs führen (VfGH G 228/89-8 vom 
5.10.1989). 

Wie bei jenen Regelungen in den Berei­
chen des Pensionsrechts (VfSlg 11.309, 
11.665) und des Steuerrechts (VfGH 
G 228/89-8 vom 5.10.1989 und G 283/89-13 
vom 14.3.1990), die als dem Gleichheits­
grundsatz widersprechend aufgehoben wur­
den, müssen in Anbetracht der durchschnitt­
lichen Studiendauer auch im Bereich des Un­
terhalts für Studierende Dispositionen des 
Rechtsunterworfenen langfristig getroffen 
werden. Eltern mußten sich zum Zeitpunkt 
der Immatrikulation ihrer Kinder nach der 
damals geltenden Fassung des FLAG orien­
tieren, nach welcher sie unter der Vorausset­
zung, daß ihr Kind in jedem Semester Prü-

fungen im Gesamtumfang von zumindest 
acht Wochenstunden abgelegt hat und damit 
sein Studium ernsthaft und. zielstrebig be­
treibt, für die Dauer von dessen Studium An­
spruch auf Familienbeihilfe haben würden. 
Indem sie nun diese Beihilfe für die restliche 
Dauer des Studiums verlieren, werden sie 
durch diese Novelle nachträglich einem Ein­
griff in ihre erworbene Rechtspositionen aus­
gesetzt, der im Effekt einer rückwirkenden 
Gesetzgebung gleichkommt und damit dem 
Gleichheitsgrundsatz widerspricht. 

Sachlich nicht begründ bare 
Ungleichheit bei Freifahrt 

Ebenfalls mit dem StruktAnpG 1996 entfällt 
. auch der § 30a Abs 3 FLAG idF BGBI 
297/1995, nach dem Studierende bis Ende des 
letzten Semesters Anspruch auf Schulfahrt­
beihilfe hatten und Fahrausweise zu ihrer 
freien Beförderung zur Universität erhielten. 
Voraussetzung für den Anspruch auf Schul­
fahrtbeihilfe ist gemäß § 30a Abs 1 FLAG der 
Anspruch auf Familienbeihilfe. Jenen Kin­
dern, die in einer Ausbildung stehen und 
nicht Einkünfte gemäß § 2 Abs 3 EStG be­
ziehen, die den Betrag nach § 5 Abs 2 lit c 
ASVG monatlich übersteigen, sollte durch 
diese gesetzliche Regelung die freie Beförde­
rung mit öffentlichen Verkehrsmitteln von 
der Wohnung zur Schule oder Hochschule 
bzw bei Lehrlingen zu~ betrieblichen Aus­
bildungsstätte ersetzt werden. Indem der Ge­
setzgeber nun auch jene Hochschüler, welche 
die Voraussetzungen des § 2 Abs 1 lit b 
FLAG erfüllen und für die daher ein An­
spruch auf Familienbeihilfe besteht, von dem 
Anspruch auf Schulfahrtbeihilfe ausnimmt, 
schafft er eine sachlich nicht begründbare 
Differenzierung. 

Obwohl der Gesetzgeber durch den 
Gleichheitsgrundsatz des Art 7 B-VG ver­
pflichtet ist, an gleiche Tatbestände gleiche 
Rechtsfolgen zu knüpfen, werden mit der 
Novelle des FLAG zwischen der Gruppe der 
Schüler und Lehrlinge einerseits und der 
Gruppe der Hochschüler andererseits, zwi­
schen denen hinsichtlich der relevanten Tat­
bestände der Berufsausbildung, des dadurch 
bedingten Fehlens eines eigenen Einkom­
mens und des Anspruches auf Familienbei­
hilfe keine Unterschiede bestehen, unter­
schiedliche Rechtsfolgen hinsichtlich ihres 
Anspruches auf Schulfahrtbeihilfe verknüpft. 
Da für diese Differenzierung jede sachliche 
Rechtfertigung fehlt, handelt der Gesetzge­
ber nicht mehr in Verfolgung rechtspoliti­
scher Ziele, die von ihm frei gestaltet werden 
dürfen. • 

Michael Köcher ist Mitarbeite,r der Öster­
reichischen Hochschülerlnnenschaft. 
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Kein Verwendungsprofil 
fürs Abendland 

VON STEFAN LlNTL 

Der Entwurf für ein neues Studiengesetz, atmend den Geist Buseks, von 
Sektionschef Höllinger mit der üblichen Grandezza präsentiert und vom Gros 
des einschlägigen Schurnalismus unkritisch apportiert, bringt endgültig die seit 

langem dräuende Wende im universitären Bildungssystem. 

Die SPÖ ist gegenüber ÖVP und Mini­
sterium mit gewohnter Zuverlässigkeit 

umgefallen,· die Rektorenkonferenz zele­
brierte bereits eine Pressekonferenz zum 
Text, als dieser der ÖH noch gar nicht vorlag. 
In Bälde wird sich flächendeckend Mehltau 
über das universitäre Bildungssystem legen. 
Sentimentalitäten wie Kritik- und Erkennt­
nisfähigkeit als Bildungsziele sind terminiert. 
In Zeiten wie diesen geht es um "Arbeits­
marktrelevanz" , "Innovationseffekte" und 
"Nachfrage nach dem betreffenden Studi­
um". Die Bedeutung einer Disziplin im Ge­
samtkontext der Wissenschaften spielt eben­
sowenig eine Rolle wie der allenfalls bedeu­
tende Beitrag eines österreichischen Standor­
tes für die Weiterentwicklung des jeweiligen 
Faches. Die "Offenheit für die Vielfalt wis­
senschaftlicher Lehrmeinungen und Metho­
den" findet sich zwar noch als Bekenntnisly­
rik bei den "Grundsätzen für die Gestaltung 
der Studien", allerdings findet sich nirgends 
im Entwurfstext eine Norm, wie sich diese 
Vielfalt bei der Gestaltung von Studienplänen 
und Lehrveranstaltungen niederschlagen 
sollte (im UOG auch nicht, was wunder). 

Die Vorkommenshäufigkeit des Wortes 
"Verwendungsprofil" als Hauptreferenz für 
den zu erstellenden Aufbau von Studienplä­
nen bringt die Hauptstoßrichtung des Ent­
wurfes auf den Punkt: Ziel ist die Serienpro­
duktion von wirtschafts- und technikkon­
formen, hinreichend ausgebildeten Nutz­
menschen, wobei der gesamtgesellschaftliche 
Kontext vom Gesetz her konsequent uner­
wähnt bleibt. Füglich sind denn auch nur die 
Traditionsbestände des österreichischen Be­
gutachtungsbestiariums als außeruniversitä­
re Gruppen in allfällige Begutachtungsver­
fahren integriert; Frauen-,Jugend-, und Um­
weltverbände haben da offensichtlich von 
Haus aus niemals Relevantes beizusteuern. 

Natürlich gibt es im gegenständlichen 
Entwurf text auch Positives, wie die sprachli-

che Vereinfachung des Gesetzes oder Ver­
waltungsvereinfachungen. Die einzige erheb­
liche Verbesserung freilich ist die Autonomie 
der Studienkommissionen bei der Festlegung . 
des Studienplanes. Dort aber, wo es sonst um 
die Wurst geht, werden fast durch die Bank 
Verschlechterungen in Kraft treten bzw. po­
sitive Ansätze in den Erstentwürfen zurück­
genommen. 

Das Elend exemplarisch 

1. Nur die im Gesetz taxativ angeführten Stu­
dien sollen eingerichtet werden können -
kein Wort davon, daß sie eingerichtet werden 
müssen. Alle zehn Jahre soll dann ein Art Be­
darfserhebungsverfahren durchgeführt wer­
den, in dem zusätzlich zu den eingangs er­
w~ihnten Kriterien auch die allfällige Existenz 
korrespondierender F achhochschulstudi­
engänge zu berücksichtigen wäre. Betriebs­
wirtschaftslehre weg von der Uni, ist man 
fast zu sagen verleitet. Doch eines ist kla~: 
aufgrund der kraß einseitigen Bewertungs­
kriterien und der doch gegebenen Steuerbar­
keit dieser Erhebungen ist das vorliegende 
Gesetz, so beschlossen, ein Ermächtigungs­
gesetz zur Streichung vornehmlich geistes­
wissenschaftlicher Studien. Auf das Ver­
schwinden von Byzantinistik, Bulgarisch 
und Völkerkunde in absehbarer Zeit kann 
man sich jetzt schon einstellen. Auch ist der 
Fortbestand von Studienzweigen (wie etwa 
Ökologie) nicht mehr gesichert. Damit ist der 
Corpus des Wissens, beginnend mit der 
Übermittlung der Antike an das Abendland 
durch die Araber und den disputationes zur 
Zeit von Thomas von Aquin, in Österreich 
vehement bedroht (und das von "Wertkon­
servativen"). 

2. Gleichzeitig aber ist keine wie auch im­
mer geartete Möglichkeit der Universitäten 
vorgesehen, aus dem bestehenden Lehrange­
botsvolumen neue Studienrichtungen zu 
schaffen bzw. im Falle der Deckung durch 

Drittmittel hiefür allenfalls erforderliche zu­
sätzliche Lehrveranstaltungen zu finanzie­
ren. 

Ebenso sind ohne erkennbaren Zwang 
Kurzstudien abgeschafft oder zu reguläreri 
Diplomstudien umgewandelt, fehlen Studi­
en, die internationalem Standard entsprechen 
(wie Religionswissenschaft oder Gender Stu­
dies), und sind auch sinnvolle und etablierte 
Studien, die bislang als studia irregularia ein­
gerichtet sind und wo die Lehrveranstaltun­
gen existieren (wie Lateinamerikanistik oder 
Wirtschaftsjurist) mit Ausnahme von Tele­
matik nicht in Regelstudien überführt. 

3. Individuelle Studien, d.h. Studien, wel­
che Studierende sich selber zusammenstellen 
können (die Nachfolger der studia irregula­
ria), unterliegen weiter einem schikanösen 
Bewilligungsverfahren, gefordert ist die 
"Gleichwertigkeit" mit einem anderen art­
verwandten Studium; ein bequemer Weg et­
wa für die rechtswissenschaftlichen Dekana­
te, Wirtschaftsjurist als juristisches Studium 
zu blockieren. Auch individuelle Doktorrats­
studien sind trotz wiederholter Urgenz der 
ÖH nicht vorgesehen, womit dieser Bereich 
in toto hinter das AHStG zurückfällt. 

4. Zwecks Wahrung ewig gültiger Werte 
und der dollen abendländischen Bildungstra­
dition fühlte sich VP-Bildungssprecher Lu­
kesch bemüßigt, den Beibehalt von Latein 
und Griechisch für alle Studienrichtungen, 
für welche sie bislang Zulassungserfordernis 
waren, zu verlangen. Mithin wird Latein wei­
ter sinnlos Einstiegshürde zu Philosophie 
oder Jus bleiben. 

5. Die Aufgaben des Studiendekans nach 
diesem Gesetz sind vorzugsweiser schikanö­
ser Natur: Individuelle Terminabsprachen 
zwischen Prüfer und Prüfling sind von ihm 
zu genehmigen, desgleichen die Abhaltung 
von Blocklehrveranstaltungen. 

Hingegen kommt etwa eine Sorgepflicht 
dafür, daß Studierende rechtzeitig für die An­
meldung zu einer Prüfung oder Lehrveran­
staltung die dafür erforderlichen Zeugnisse 
bekommen, nicht vor. 

6. Hinsichtlich Prüfungen hat sich die 
Professorenlobby voll durchgesetzt: Relati­
vierung der freien Prüferwahl, Antrittssper­
re von drei Monaten bei nicht rechtzeitiger 
Abmeldung bzw. wird eine allfällige Verhin­
derung nur "aus wichtigen Gründen" aner­
kannt. Die Bekanntgabefrist für Prüfer wür­
de radikal reduziert, was bei Fächern mit 
mehreren spezialisierten Prüfern (wie z.B. in­
ternationales Recht in Wien) die Prüfungsan­
tritte zusätzlich verschärft. • 

Stefan Lind ist Vorsitzender des Aus­
schusses für Bildung und Politik des 
Zentralausschu~ses der ÖH. 
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Menschenleben • In der 
Experimentierl<üche 

VON GEORG BÜRSTMA YR 

Asyl in Europa: Dieser Titel allein 
" suggeriert bereits, daß hier von einer 
kontinental einheitlichen Institution die Re­
de sein sollte, von der "Freistadt", dem 
"Heim", der" Unterkunft", die Verfolgte in 
den Ländern des europäischen Kontinents, 
der Europäischen Union im besonderen zu 
finden Hoffnung haben dürfen, gar einen 
rechtlichen Anspruch darauf haben. Ober­
flächlich betrachtet mag dies sogar zutreffen, 
nicht nur die europäischen, auch zahlreiche 
weitere Staaten haben in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten die Genfer Flüchtlingskon­
vention (GFK) ratifiziert. Doch schon ein er­
stes näheres Hinsehen macht den Eindruck 
dieser Einheitlichkeit zunichte. Nicht nur, 
daß nach wie vor einige europäische Staaten 
(Ungarn, Türkei, ... ) die Genfer Flüchtlings~ 
konvention nur auf Flüchtlinge aus Europa 
angewandt wissen wollen. Selbst unter dem 
Eindruck der in und nach dem zweiten Welt­
krieg ausgelösten Flüchtlingsströme konnten 
sich die Verfasser der GFK in Wahrheit nur 
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auf einige wenige Eckpfeiler einigen, in wel­
chen die Unterzeichnerst~aten ihr jeweils ei­
genes Heim, ihre eigene Freistadt für Ver­
folgte zimmern sollten. Pessimistisch be­
trachtet läßt sich aus der GFK nicht viel mehr 
herleiten als das Recht eines Konventions­
flüchtlings, nicht in seinen Verfolgerstaat 
zurückgeschickt zu werden, sei dies nun di­
rekt oder allenfalls im Wege einer Ketten­
Abschiebung. Um im Bild zu bleiben: Die 
GFK liefert gerade einmal einen einheitlichen 
Plan für nackte Wände. Die Einrichtung die­
ser Freistadt und - vor allen Dingen - des 
Eingangs bleibt den Unterzeichnerstaaten 
vorbehalten. 

Zwar findet sich in der GFK gleich zu Be­
ginn die Definition der möglichen Gäste 
(Menschen, die sich aus wohlbegründeter 
Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer be­
stimmten sozialen Gruppe oder der politi­
schen Gesinnung verfolgt zu werden, außer­
halb ihres Heimatlande~ befinden und nicht 

in der Lage oder im Hinblick auf diese 
Furcht nicht gewillt sind, sich des Schutzes 
dieses Landes zu bedienen ... ). Es finden sich 
aber so gut wie keine Bestimmungen darü­
ber, wer und in welchem Verfahren zu be­
stimmen hat, ob eine Person als Flüchtling 
anzusehen ist und als solcher den oben er­
wähnten Rückschiebungsschutz genießen 
soll. Auch sieht schon die GFK selbst aus­
drücklich vor, daß dieser Schutz nur tem­
porärer Natur sein sollte. Die Flüchtlings­
eigenschaft und die daraus resultierenden 
Rechte will die GFK nur bis zum Wegfall der 
fluchtbegründenden lJ mstände gewährleistet 
sehen. 

Sowohl eine einheitliche Ausgestaltung 
des Asylrechtes samt daraus folgenden Ne­
benrechten als auch ein einheitliches V erfah­
rensrecht zur Feststellung, wer überhaupt als 
Flüchtling aufgenommen werden soll, fehlen 
in Europa nach wie vor. Bestrebungen,' die 
nationalen Asylrechte wenigstens ansatzwei­
se zu" harmonisieren ", sind in der EU hinge­
gen seit nunmehr fast 10 Jahren anzutreffen. 
Unter den Stichworten "Schengen" und 
"Dublin" wird beispielsweise versucht, fol­
genden Prinzipien EU-weit zum Durch­
bruch zu verhelfen: 
• First country of asylum: Im Prinzip soll 

der EU-Staat, welcher dem A~ylwer:ber 
Zugang zur EU gewährt hat, auch für das 
Asylverfahren zuständig sein. 

• Beendigung des "asylum-shoppings": 
Möglichst lückenlose Identitätskontrolle 
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und internationaler Datenaustausch soll 
verhindern, daß ein und derselbe Asyl­
werber unter verschiedenen Identitäten 
nacheinander mehrere EU-Staaten um 
Asyl "abklappert" oder sich den für ihn 
günstigsten Staat für das Asylverfahren' 
aussucht, das heißt auch 

• ein Staat für alle: Hat ein EU -Staat über 
einen Asylantrag in der Sache selbst (also 
nicht bloß durch Zurückweisung a limine) 
entschiedep., soll dies,e Entscheidung für 
alle anderen EU-Staaten bindend, eine 
neue AntragsteIlung in einem anderen 
Staat nicht mehr möglich sein. 

Daneben kann zwanglos noch ein weite­
rer Megatrend festgestellt werden: Wirt­
schaftskrise, Üstöffnung, verstärkter (oder 
verstärkt empfundener) Zuwanderungs druck 
und das teilweise Erstarken nationalistischer 
'oder Rechtsparteien in den Einzelstaaten 
führt in beinahe allen EU-Mitgliedsstaaten 
zu zunehmep.dem Unwillen, neue Flüchtlin­
ge aufzunehmen, ja überhaupt sich mit Asyl­
werbern auseinanderzusetzen. 

All diese hier angerissenen (und in den 
weiteren Beiträgen zu vertiefenden) Konzep­
te und Trends werden europaweit diskutiert. 
Umgesetzt sind die entsprechenden Abkom­
men deshalb noch lange nicht, jedenfalls 
nicht zur Gänze. Um so faszinierender war 
und ist es, daß Österreich schon vor seinem 
Beitritt zur EU mit dem Asylgesetz 1991 all 
diese Konzepte samt und sonders und zum 
Teil weit über den europaweit diskutierten 
Rahmen hinaus umzusetzen versucht hat. 
N ach nunmehr fünf Jahren Asylgesetz "neu" 
kann an Auswirkungen schlagwortartig fest­
gestellt werden: 
• radikale Verschlechterung der Verfah­

rensstandards und rechtlichen Position 
von Asylwerbern, 

• Asylwerber werden aus dem Verfahren 
gedrängt bzw. gar nicht mehr in das Ver­
fahren bzw. nach Österreich hereingelas-
sen, 

• nicht nur die Zahl der Asylwerber, auch 
die der positiv abgeschlossenen Fälle sinkt 
weiter. 

Dies ist zum einen die Folge der konkre­
ten gesetzlichen Bestimmungen, etwa einer 
"Drittlandklausel", die (im Verein mit einer 
extrem flüchtlingsunfreundlichen Judikatur 
des VwGH) dazu führt, daß de iure so gut 
wie kein Asylwerber mehr Asyl erhalten 
dürfte. 

Zum anderen aber hat diese Entwicklung 
noch einen zweiten 'Grund. Das Asylgesetz 
wird in Österreich von Behörden vollzogen, 
vom Innenministerium und diesem nachge­
ordneten, weisungsgebundenen Beamten in 
erster Instanz. Wie im restlichen Europa 
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auch, wird in Österreich Asyl nicht als Mate­
rie sui generis, sondern als Teilbereich ent­
weder der inneren Sicherheit oder der Rege­
lung der Zuwanderung von Fremden, von 
Nicht-EU-Bürgern gesehen und vollzogen. 
Das läßt - bewußt - außer Acht, daß es beim 
Asyl um etwas grundlegend anderes geht: 
Nämlich um einen temporären Schutz von 
existentiell bedrohten Menschen, die zumin­
dest von sich behaupten, nicht auswandern 
zu wollen, sondern flüchten zu massen. 

Diese Menschen vorübergehend aufzu­
nehmen, ihre Behauptungen in einem fairen 
Verfahren zu prüfen und sie gegebenenfalls 
als Individuen unabhängig von Anzahl und 
Quote aufzunehmen, dazu haben sich die eu­
ropäischen Nationen bis vor dem Fall des ei­
sernen Vorhanges bekannt, bekennen kön­
nen. Der vielgeschmähte Stacheldraht samt 
Todesstreifen hielt die Anzahl jener, die 
dafür in Frage kamen, ohnehin in Grenzen. 

Unabhängige Instanzen schaffen 

Auf die geänderten Verhältnisse seit 1989 hat 
Österreich auch mit einer völlig neuen und 
europaweit wohl einzigartig restriktiven Re­
gelung der Zuwanderung reagiert. Unverän­
dert blieb, daß beide Materien im Prinzip von 
ein und derselben Behörde vollzogen wer­
den. Die Ergebnisse sind bekannt (siehe, 
oben) und auch durchaus folgerichtig. Wenn' 
Flüchtlinge (ex definitionem auch Fremde!) 
von jenen verwaltet werden, deren politische 
und rechtliche Aufgabe es ist, so wenig Frem­
de als möglich neu ins Land zu lassen, ist es 
folgerichtig und zwingend, daß auch Asyl­
und Asylverfahrensrecht restriktiv ausgelegt 
werden. 

Daran können einzelne Minister und ihre 
wenigen Getreuen im Ministerbüro wenig 
bis gar nichts ändern. Man rriag dem Exmini­
ster Einem vorwerfen können, nicht (wie 
mehrmals folgenlos angedroht) durch Wei­
sungen für einen humaneren und flüchtlings­
freundlicheren Vollzug des Asylgesetzes'ge­
sorgt zu haben. Sein eigentlicher Fehler wird 
an einem anderen Mißerfolg deutlich: Rund 
anderthalb Jahre hat ein Stab hochqualifi~ 
zierter Beamter und JuristInnen an einer 
Neufassung des Asylgesetzes gearbeitet. 

Im letzten Entwurf blieb dabei im Ver­
gleich zum Asylgesetz 1991 so gut wie kein 
Stein auf dem anderen, an vielen Punkten wa­
ren Probleme richtig erkannt und beachtens­
wert neue Wege zu ihrer legistischen Bewäl­
tigung gegangen worden. Allein: Es blieb 
beim Entwurf - weil anderthalb Jahre lang 
Asylrecht wie in den Jahren zuvor als Teil des 
Fremdenrechts behandelt wurde, die geplan­
te AsylG-Novelle als Teil des "Integrations­
paketes". 

Letztlich ist diese Novelle am Widerstand 
zuerst der ÖVP, ein anderes Mal der Sozial­
partner und Gewerkschaften an einer N eure­
gelung der Familienzusammenführung ge­
scheitert. Diese hat nun mit dem temporären 
Schutz existenziell Bedrohter sowenig zu tun 
wie eine ProfessorensteIle an der TU mit der 
Bundesstraße 17 (hoffentlich gelingt Einem 
wenigstens in seiner neuen Position die,Ent­
koppelung ... ). 

Solange das Asylrecht also bloße'Annex­
materie ist, wird sich weder in Gesetzgebung 
noch im Vollzug wesentliches ändern. Das 
heißt aber auch, daß die mit Abstand wich­
tigste Forderung darin besteht, die Entschei­
dungsbefugnis weg von weisungsgebunde­
nen Beamten hin zu (allenfalls neu einzurich­
tenden) unabhängigen Tribunalen zu verla­
gern. Erst die sachliche und persönliche Un­
abhängigkeit der Entscheidungsträger (ein­
mal ganz abgesehen von der juristischen 
Qualifikation, die aus Erfahrung des Autors 
sowohl auf Ebene der Bundesasylämter als 
auch am Bundesministerium für Inneres nach 
wie vor zu wünschen übrig läßt) macht eine 
unbefangene Würdigung von Asylanträgen 
überhaupt möglich. Wer nicht Tisch an Tisch 
mit KollegInnen sitzt, die immer restriktivere 
Quoten durchzusetzen haben, wer nicht um 
ihre/seine persönliche Karriere fürchten 
muß, erst die/ der kann das tun, wozu sich 
Österreich mit der GFK eigentlich verpflich­
tet hat, nämlich das Ansuchen eines Asyl­
werbers als Person zu prüfen. 

Ein wirklich unabhängiges Bundesasyl­
amt, darüber ein echtes Asylgericht (oder al­
lenfalls die Zuweisung der Entscheidungs­
kompetenz über Berufungen an echte Ge­
richte) ist sicher nicht kostenneutral. Solange 
jedoch Asyl nicht strukturell auf allen Ebe­
nen von der Zuwanderung, ihrer Regelung 
und ihrem Vollzug entkoppelt wird, wird 
sich an der Misere wenig ändern, die eigent­
lich nur so auf den Punkt zu bringen ist: Ein 
strenges Gesetz muß von Beamten welcher 
Qualifikation auch immer so hundsmiserabel 
schlecht vollzogen werden, daß die sich ei­
gentlich genieren müßten - offenbar, damit 
die Zahlen stimmen und J örg Haider weiter 
sein Regierungsmitglied im BMI für sich re­
klamieren kann. 

In der Experimentierküche Österreich 
wurde vorgezeigt, was europaweit diskutier­
te Konzepte schlecht umgesetzt bedeuten 
können. Wer von der Unfinanzierbarkeit von 
Alternativen spricht, sollte nicht vergessen, 
was hier verbraten wird: Nicht Strafmanda­
te, nicht Steuerschulden, sondern.,... wenns 
schiefgeht - Menschenleben. • 

Mag. Georg Bürstmayr ist Rechtsanwalt in 
Wien. 
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Die "Rechtsakte" der EU zum Flüchtlingswesen 

Unverbindliches 
Harmoniebedürfnis 

VON MICHAEL GEISTLINGER 

Schon mehrfach äußerten sich EU-Organe, namentlich der Rat, zur 

Flüchtlingspolitik. Allein, was ändert sich dadurch am Asylrecht? 

Eine Untersuchung mit einem klaren - für manche vielleicht 

auch überraschenden - Ergebnis. 

Kompetenzgrundlage für Asylakte der 
Europäischen Union 

Nachdem es jahrelang umstritten war, ob auf 
der Basis der drei Gründungsverträge der 
seinerzeitigen Europäischen Gemeinschaften 
eine Kompetenzgrundlage für ein asylrecht­
lich relevantes Tätigwerden der Organe der 
Europäischen Gemeinschaften gegeben war, 
brachte diesbezüglich der Vertrag von 
Maastricht Klarheid1) Im Titel VI "Bestim­
mungen über die Zusammenarbeit in den Be­
reichen Justiz und Inneres" und dort in Art 
K.l betrachten die Mitgliedstaaten der Eu­
ropäischen Union die Asylpolitik (Z 1), die 
Einwanderungspolitik (Z 3) und die Außen­
grenzkontrolle (Z 2) als Angelegenheiten von 
gemeinsamem Interesse. Österreich hat im 
Wege von Art 1 Abs 1 seines Beitrittsvertra­
ges vom 24. Juni 1994 den Vertrag von 
Maastricht insgesamt und daher auch die ge­
nannten Bestimmungen für sich als rechtlich 
verbindlich übernommen.(2) Wie die anderen 
Mitgliedstaaten trifft daher auch Österreich 
auf grund von Art K.3 Abs 1 des Vertrages 
von Maastricht die Verpflichtung, sich ge­
genseitig in den genannten Bereichen zu un­
ter~ichten und zu konsultieren. Ziel soll ein 
koordiniertes Vorgehen sein. Außerdem 
wurde eine Zusammenarbeit zwischen den' 
zuständigen innerstaatlichen Verwaltungs­
stellen diesbezüglich begründet. 

Die Einordnung von Asyl- und Einwan­
derungspolitik sowie Außengrenzkontrolle 
in Titel VI des Vertrages von Maastricht in-

(1) Text des Vertrages, am 7.2.1992 unterzeichnet, 

z, B. in: Luxemburg: Amt für amtliche Veröffentli­

chungen der Europäischen Gemeinschaften (Hrsg.), 

Europäische Union. Textsammlung; Brüssel-Lu­

xemburg 1993, Bd 1 Teil!, 11 (46-52). 

(2) Text des Beitrittsvertrages z,B. in: BGBl 

1995/45. 
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kludiert ferner die Kompetenz des Rates der 
Europäischen Union, auf Initiative eines Mit­
gliedstaates oder der Kommission der Eu­
ropäischen Union bestimmte in Art K.3 
Abs 2 Vertrag von Maastricht aufgelistete 
Akte anzunehmen. Es sind dies zum einen 
die Festlegung gemeinsamer Standpunkte 
und die Förderung der Zusammenarbeit im 
Interesse der Erreichung der Ziele der Union 
in jedwed geeigneter Form und in jedwed ge~ 
eignete m Verfahren. Zum anderen ist der Rat 
befugt, gemeinsame Maßnahmen anzuneh­
men, "soweit sich die Ziele der Union auf­
grund des Umfangs oder der Wirkungen der 
geplanten Maßnahme durch gemeinsames 
Vorgehen besser verwirklichen lassen als 
durch Maßnahmen der einzelnen Mitglied­
staaten." (Art K. 3 Abs 2lit b). Schließlich er­
hielt der Rat die Kompetenz, Übereinkom­
men auszuarbeiten, die dep: Mitgliedstaaten 
zur Annahme gemäß ihren verfassungsrecht­
lichen Vorschriften empfohlen werden. 

Ein aus hohen Beamten bestehender Koor­
dinierungsausschuß gibt Stellungnahmen an 
den Rat ab. Die Kommission der Europä­
ischen Union wird in vollem Umfang an den 
Arbeiten des Rates nach Titel VI beteiligt, das 
Europäische Parlament wird regelmäßig un­
terrichtet. Es kann Anfragen oder Empfeh­
lungen an den Rat richten und führt einmal 
jährlich eine Aussprache durch. Darüberhin­
aus hat der Ratsvorsitz das Europäische Par­
lament lediglich zu den wichtigsten Aspekten 
seiner einschlägigen Tätigkeit zu hören und 
darauf zu achten, daß die Auffassungen des 

(3) Text z.B. in: FN1, 206 f 
(4) Für Notlagen in einem Drittstaat sieht Art 100c 

Abs 2 EG- Vertrag eine Möglichkeit einer zeitlich 

befristeten Ausdehnung des Visumszwanges vor. 

(5) Allerdings lassen die Schlußfolgerungen des Ra­

tes vom 20. 6. 1994 über die eventuelle Anwendung 

des Artikels K.9 des Vertrags über die Europäischen 

ASYL IN EUROPA 

Europäischen Parlaments gebührend berück­
sichtigt werden. Die Rechte des Europäischen 
Parlaments im gegebenen Zusammenhang 
sind mithin außerordentlich bescheidene. 

Was die Kommission anbelangt, so darf 
Art 100c EG-Vertrag (3) nicht übersehen w,er­
den, wonach diese den Vorschlag erstellt, die 
Staatsbürger welcher Nicht-EU-Staaten 
beim Überschreiten der Außengrenzen der 
Mitgliedstaaten im Besitz eines Visums s'ein 
müssen.(4) Das Europäische Parlament ist 
auch hier bloß zu hören. Die Entscheidung 
trifft der Rat mit qualifizierter Mehrheit. 

Die Akte nach Art K.3 Vertrag von Maa­
stricht erläßt der Rat einstimmig. Lediglich 
Durchführungsmaßnahmen zu einstimmig 
gefaßten gemeinsamen Maßnahmen bedür­
fen bloß einer qualifizierten Mehrheit der 
Ratsmitglieder (Art K.3 Abs 2 lit b Vertrag 
von Maastricht). Durchführungsmaßnahmed 
zu Übereinkommen, die der Rat einstimmig 
ausgearbeitet und zur Annahme empfohlen 
hat, bedürfen grundsätzlich nur einer Zwei­
drittelmehrheit der EU-Mitglieder. 

Art 100c EG-Vertrag iVm Art K.9 Ver­
trag von Maastricht stellen allerdings eine po­
tentielle Einfallspforte für eine Durchbre­
chung des Einstimmigkeitsprinzipes im Rat 
in Asylangelegenheiten dar. Über Initiative 
der Kommission der Europäischen Union 
bzw. eines EU-Mitgliedstaates kann nämlich 
der Rat einstimmig beschließen, Art 100c 
EG-Vertrag etwa auf die Asylpolitik, Ein­
wanderungspolitik bzw. Außengrenzkon­
trolle Anwendung finden zu lassen. In die­
sem Beschluß muß dann auch das entspre­
chende Abstimmungsverfahren festgelegt 
werden. Der Beschluß selbst hat die Rechts­
wirkung einer Empfehlung, ist daher gemäß 
Art 189 EG-Vertrag "nicht verbindlich". 
Nimmt ein Mitgliedstaat diesen Beschluß 
aber empfehlungsgemäß entsprechend seinen 
verfassungsrechtlichen Vorschriften an, 
überträgt er dem Rat damit eine Kompetenz 
zum Erlaß verbindlicher Entscheidungen 
und dies zudem unter Aufgabe des Einstim­
migkeitsprinzips. 

, Bislang wurde Art 100c EG-Vertrag über 
seinen eigentlichen Regelungsbereich hinaus 
nicht erstreckd5) Dies bedeutet, daß man es 
bei allen Akten, die der Rat kraft Titel VI des 
Vertrags von Maastricht getätigt hat; im Sinne 
der Rechtsakttypologie von Art 189 EG-Ver­
trag mit nicht verbindlichen Empfehlungen 

Union auf die Asylpolitik, ABL 96/C 274/34, in de­

nen die Anwendung der vertraglich vorgesehenen 

Möglichkeit lediglich in Anbetracht des damals erst 

kürzlich erfolgten Inkrafttretens des Vertrages von 

Maastricht zurückgestellt, von der Kommission 

aber als vorteilhaft befürwortet worden war, die 

künftige Richtung erkennen. 
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hzw. Stcllungnahmen zu tun hat. Dement- tionswidrigkeiten an einem Beispiel aus dem 
~pl'cclwnd vorsichtig ist auch die Termino- Gemeinsamen Standpunkt des Rates zur har-
logic im 'I'ite! VI des Vertrages von Maastricht. monisierten Anwendung der Flüchtlingsde-
Dort ist zur gemeinsamen Bezeichnung ge- finition dargelegt,C10) Dieser "Gemeinsame 
mcinsamer Standpunkte, gemeinsamer Maß- Standpunkt" muß als im Zentrum der eu-
nahmen und von Übereinkommen von "Ar- ropäischen Asylpolitik stehend angesehen 
beiten" (z.B. Art KA Abs 1 Strich 2, Art K.6 werden. 
Abs 1 Vertrag von Maastricht) die Rede. Z 5.2 des" Gemeinsamen Stil.l1dpunktes" 

Rat und Kommission bemühen sich indes behandelt die Verfolgung durch Dritte. Die-
geflissentlich um ein anderes Bild. Am 19. se Bestimmung legt fest, daß die Verfolgung 
September 1996 erschien beispielsweise im durch Dritte dann in den Anwendungsbe-
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften reich der Genfer Flüchtlingskonvention fällt, 
eine Mitteilung bzw. Bekanntmachung, in wenn sie auf die in der Konvention genann-
der die im Untertitel als Rechtsakte und son- ten Verfolgungsgründe zurückzuführen ist, 
stige Schriftstücke qualifizierten Akte im Ti- sich gegen einzelne Personen richtet und von 
tel überhaupt als "in Anwendung von Titel den Behörden gefördert oder gebilligt wird. 
VI des Vertrags über die Europäische Union Wenn die Behörden untätig bleiben, muß die 
erlassene Rechtsakte" bezeichnet werden.(6) Verfolgung bei jedem Asylantrag in Über-
Beitrittswilligen mitteleuropäischen Staaten einstimmung mi~ der nationalen Anwen-
werden die Akte als Bestandteil des acquis dungspraxis und insbesondere im Licht des-
communautaire, der von diesen zu überneh- sen geprüft werden, ob die staatliche Untätig-
men ist, gehandelt.(7) Will der Terminus keit willentlich erfolgt ist. Jedenfalls wird als 

Europäische Asylpolitik und 
"Rechtsakt" irgendeinen Grad rechtlicher zulässig angesehen, daß die betreffenden Per-

Genfer Flüchtlingskonvention 
Verbindlichkeit transportieren, so ist er für sonen auf andere geeignete Weise nach staat-
die in dieser Mitteilung aufgelisteten Akte Diese Schlußfolgerung erscheint insbesonde- lichem Recht unter Schutz gestellt werden. 
fehl am Platz, insofern sich keiner dieser Ak- re für die Anwendung der Genfer Flücht- Die betreffende Bestimmung stieß im Zu-
te auf Art 100c EG-Vertrag, sondern alle auf lingskonvention von Bedeutung. Zwar be- ge ihrer Entstehung berechtigterweise auf 
Titel VI des Vertrags von Maastricht (ins be- kräftigt Art K.2 des Vertrages von Maastricht den Widerspruch Dänemarks und Schwe-
sondere Art K.1) stützen. Gleich, ob von ausdrücklich, daß sämtliche Arbeiten des Ra- dens, wurde aber letztlich dann doch ange-
"Entschließung", "Schlußfolgerung" oder tes im Bereich von Asyl- und Einwande- nommen. Beide Staaten hatten geltend ge-
"Empfehlung" im Titel des jeweiligen Aktes rungspolitik sowie Außengrenzkontrolle un- macht, daß die Verfolgung durch Stellen, die 
die Rede ist,(8) hat man es im Sinne von Art ter Beachtung der Europäischen Menschen- nicht einem Staat zuzurechnen sind, in den 
189 EG-Vertrag mit rechtlich nicht verbind- rechtskonvention und der Genfer Flücht- Anwendungsbereich der Genfer Flüchtlings-
lichen Stellungnahmen oder Empfehlungen lingskonvention erfolgen. Auch einzelne A~- konvention fällt, wo sie von den staatlichen 
zu tun. Die nämlichen Akte sind bestenfalls te auf der Grundlage von Titel VI des Vertra- Stellen begünstigt oder gestattet wurde. Sie 
politisch verbindlich und entheben die natio- ges von Maastricht bekräftigen dieses Be- könne ferner in anderen Fällen in den An-
nalen Organwalter trotz der Rigidität und kenntnis.(9) Eine nähere Analyse der betref- wendungsbereich dieser Konvention fallen, 
des normativen Anscheins ihrer Spraehe fenden Akte des Rates ergibt allerdings, daß wenn sich die staatlichen Behörden als un-
nicht, allenfalls widersprechendes nationales sich Befolgung dieser Akte und Einhaltung fähig erweisen, Schutz zu bieten. Mithin soll-
Recht anzuwenden. Der Grundsatz "Euro- der Genfer Flüchtlingskonvention nicht in te weder auf die Motivation einer solchen 
parecht bricht Landesrecht" kommt nicht jedem Fall vereinbaren lassen. Dies sei stell- Verfolgung aus einem der in Art 1 Ader 
zum Tragen. vertretend für eine Reihe weiterer Konven- Genfer Flüchtlingskonvention genannten 

(6) ABL 96/C 274/01. 

(7) So berichtete betreffend Ungarn Baltasar Nagy 

aufder Tagung "Asyl in Europa" (28. Juni 1996). 

(8) Die Liste enthält vier "Entschließungen" (20. 6. 

1994: Beschränkungen für die Einreise von Staats­

angehörigen dritter Länder in die Mitgliedstaaten 

zur Ausübung einer Beschäftigung; 30. 11. 1994: 

analog im Hinblick auf die Ausübung einer selbst­

ständigen Erwerbstätigkeit; 30. 11. 1994: Zulassung 

von Staatsangehörigen dritter Länder in das Ho­

heit:sgebic:t der Mitgliedstaaten zur Aufnahme ei­

nes Studiums; 20. 6. 1995: Mindestgarantien für 

Asylverfahren), drei "Empfehlungen" (30. 11. 

1994: Einführung eines Standardreisedokuments 

für die Rückführung von Sta,usangehörigen dritter 

Länder; 30. 11. 1994: Mustereruwurfeines bilate­

ralen Rückübernahmeabkommens zwischen einem 

Mitgliedstaat und einem Drittstaat; 24. 7. 1995: 

Leitsätze für die Ausarbeitung von Protokollen zur 
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Durchführung von Rückübernahmeabkommen) 

und drei" Schlußfolgerungen" (20. 6. 1994: Even­

tuelleAnwendung des Artikels K.9 des Vertrags 

über die Europäische Union auf die Asylpolitik; 20. 

6. 1994: Mitteilung der Kommission zum Thema 

Zuwanderungs- und Asylpolitik; 30. 11.1994: Aus­

gestaltung des Informations-, Reflexions- undAus­

tauschzentrums für Fragen im Zusammenhang mit 

dem Überschreiten der Außengrenzen und der 

Einwanderung [CIREFI}). Dazu kommen von 

Rat und Kommission nicht näher eingestufte "Be­

weismittel im Rahmen des Dubliner Übereinkom­

mens", "Laissez-passer-Formulare für die Über­

stellung eines Asylbewerbers von. einem Mitglied­

staat in einen anderen ", " Verteilung und Vertrau­

lichkeit der gemeinsamen Berichte über die Situa­

tion in bestimmten Drittländern ", "Einheitliches 

Formular zur Bestimmung des für die Prüfung ei­

nes Asylantrags zuständigen Staates ", "Leitlinien 

für die Ausarbeitung der gemeinsamen Berichte 

über Drittstaaten " sowie" Bereits zur Visumertei­

lung befugte Honorarkonsuln, die im Rahmen ei­

ner Übergangsregelung einheitliche Visa erteilen 

dürfen ". Die Liste enthält nicht den Gemeinsamen 

Standpunkt vom 4. März 1996 ,,- vom Rat auf­

grund von Artikel K.3 des Vertrags über die Eu­

ropäische Union festgelegt - betreffend die harmo­

nisierte Anwendung der Definition des Begriffs 

,Flüchtling' in Artikel 1 des Genfer Abkommes 

vom 28. Juli 1951 über die Rechtstellung der 

Flüchtlinge", ABL 96/L 63/2 vom 13. 3. 1996 

(96/196/jI). 

(9) S. z.B. die Präambel der Entschließung des Ra­

tes VOm 20.6. 1995 über Mindestgarantien für Asyl­

verfahren, ABL 96/C 274/13 sowie jene des Ge­

meinsamen Standpunktes betreffend die harmoni­

sierte Anwendung der Flüchtlingsdefinition (FN 8). 

(10) Text siehe in FN 8. 
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Gründe, noch auf ihre individuelle Natur ab­
gestellt werden. Im Falle staatlicher Untätig­
keit hätte bloße Unfähigkeit zum Handeln 
genügt, Absicht bzw. Willentlichkeit sollten 
nicht Voraussetzung sein. 

Gerade dies aber wäre die Position, die 
entsprechend der Praxis des UN-Flücht­
lingshochkommissärs von der Genfer 
Flüchtlingskonvention her geboten wäre. 
Der Flüchtlingshochkommissär führt aus: 
"W 0 ernste diskriminatorische oder andere 
verletzende Akte von der örtlichen Bevölke­
rung begangen werden, können sie als Ver­
folgung angesehen werden, wenn sie von den 
Behörden bewußt toleriert werden oder 
wenn sich die Behörden weigern oder als un­
fähig erweisen, effektiven Schutz zu ge­
währen." (11) Weder wird auf die Verfol­
gungsgründe, noch auf die individuelle Na­
tur der Verfolgung, noch im Falle staatlicher 
Unterlassung auf die staatliche Absicht abge­
stellt. 

Der operative Teil des Gemeinsamen 
Standpunktes betreffend die harmonisierte 
Anwendung der Definition des Flüchtlings­
begriffes nimmt es demnach mit der Umset­
zung der Bekennntnisse aus der Präambel 
nicht sonderlich ernst. Immerhin hieße es in 
der Präambel ausdrücklich, "daß das Flücht­
lingshandbuch des Hohen Kommissars der 
Vereinten Nationen (UNHCR) für die Mit­
gliedstaaten ein nützliches Instrument für die 
Bestimmung der Flüchtlingseigenschaft dar­
stellt." Insoweit am geschilderten Beispiel die 
europäische Asylpolitik also darauf abzielt, 
hinter den vom Flüchtlingshochkommissär 
eingeforderten Standard zurückzugehen, 
wiegt umso schwerer, daß der "Gemeinsame 
Standpunkt" keine Klauselzugunsten der 
Anwendung den Asylwerber begünstigender 
nationaler Rechtsvorschriften enthält. Dies-
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bezüglich, aber auch im Hinblick auf die 
Qualität, die Asylverfahren in den nationalen 
Rechtsordnungen der EU-Mitgliedstaaten 
aufweisen sollten, sticht die Entschließung 
des Rates der Europäischen Union vom 20. 
Juni 1995 über Mindestgarantien für Asyl­
verfahren (12) wohltuend hervor. Die letzte 
Bestimmung dieser Entschließung (2 32 in 
Teil IX) sichert den EU-Mitgliedstaaten aus­
drücklich das Recht zu, "in ihrem nationalen 
Recht die verfahrens rechtliche Stellung des 
Asylbewerbers betreffende günstigere Rege­
lungen vorzusehen, als in den gemeinsamen 
Mindestgarantien enthalten sind." Allerdings 
scheint erst gesichert, daß sich diese Ermäch­
tigung auch auf die besondere Schwachstelle 
dieser Entschließung im Hinblick auf die 
Genfer Flüchtlingskonvention bezieht, näm­
lich auf die Behandlung sogenannter "offen­
sichtlich unbegründeter Asylanträge", wenn 
man einem für diesen Antragstypus gelten­
den Verweis nachspürt. 

In dieser Hinsicht verweist 2 18 auf die 
Entschließung der Einwanderungsminister 
der Europäischen Gemeinschaften vom 30. 
November und 1. Dezember 1992 (13). Die 
Bestimmung statuiert, daß offensichtlich un­
begründete Asylanträge nach den Bedingun­
gen der zuletzt genannten Entschließung 
1992 behandelt werden. Als offensichtlich 
unbegründete Asylanträge definiert die näm­
liche Entschließung 1992 in 2 1 lit a einen 
Antrag, indem die Behauptung des Asylbe­
werbers, in seinem Heimatland Verfolgung 
befürchten zu müssen, "eindeutig jeder 
Grundlage entbehrt", sowie einen Antrag, 
der auf einer vorsätzlichen Täuschung beruht 
oder einen Mißbrauch der Asylverfahren 
darstellt. Die EU -Mitgliedstaaten werden er­
mächtigt, bei solchen Anträgen ein beschleu­
nigtes Verfahren anzuwenden, bei dem nicht 
auf jeder Verfahrensstufe eine umfassende 
Prüfung vorgenommen zu werden braucht. 
Angesichts der gewählten offenen Formulie­
rung bleiben die Staaten damit auch politisch 
frei, ohne die Kategorie der offensichtlich un­
begründeten Asylanträge auszukommen, 
auch wenn ein gewisser politischer Druck zu 
gleichförmigem Verhalten nicht von der 
Hand zu weisen ist. Neben dem weiter oben 
beschriebenen rechtlichen bleibt damit auch 
ein politischer Spielraum zur Anwendung 
günstigerer Bestimmungen des nationalen 
Rechts erhalten. 

Dies scheint, gerade wenn man an natio.­
nale und/oder religiöse Konfliktsituationen 
etwa in Großbritannien/Irland (z.B. Nordir­
land), Frankreich (z.B. Korsika), Spanien 
(z.B. Baskenland) u.ä.m. denkt, deshalb be­
sonders bedeutsam, weil 2 20 der Entsch­
ließung über Mindestgarantien für Asylver­
fahren 1995 meint, "daß nach dem Genfer 
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Abkommen von 1951 de jure und de facto 
kein Grund dafür vorhanden sein dürfte, die 
Flüchtlingseigenschaft einem Asylbewerber 
zuzuerkennen, der Staatsangehöriger eines 
anderen Mitgliedstaates ist." Es mag aus bri­
tischer Sicht opportun sein, einen in einen an­
deren Mitgliedstaat geflohenen IRA-An­
gehörigen entsprechend 2 20 Abs 2 dieser 
Entschließung in einem besonders schnellen 
oder vereinfachten Verfahren als Flüchtling 
abgelehnt zu wissen. Der Genfer Flücht­
lingskonvention kann ein solches staatliches 
Verhalten aber nicht Genüge leisten, auch 
wenn pro forma eine Einzelprüfung weiter­
hin erfolgt. 

Schall & Rauch 

Die Europäische Union tut sich sichtlich 
nach wie vor schwer mit menschenrechtlich 
motivierten völkerrechtlichen Verpflichtun­
gen ihrer Mitgliedstaaten. Formale Bekennt­
nisse zur Genfer Flüchtlingskonvention im 
Vertrag von Maastritht und den darauf auf­
bauenden Akten des Rates der Europäischen 
Union entpuppen sich immer wieder als 
Schall und R~uch, wenn man sich den opera­
tiven Bestimmungen der Akte zuwendet. Es 
muß daher als Vorzug gewertet werden, daß 
den Akten des Rates der Europäischen Uni­
on in den Bereichen Asyl- und Einwande: 
rungspolitik sowie Außengrenzkontrolle, so­
lange Art K.9 des Vertrages von Maastricht 
nicht zum Tragen kommt, vor dem Hinter­
grund von Art 189 EG-Vertrag keine rechtli -
che Verbindlichkeit zugesprochen werden 
kann. Man hat es nicht mit EU-Recht, son­
dern mit politischen Vorgaben an die Mit­
gliedstaaten zu tun. Die nationalen Anwen­
dungsorgane sind aber nicht der Politik, son­
dern dem Recht verpflichtet. Als internatio­
nale Richtschnur und Meßlatte nationalen 
Asylrechts und nationaler Asylpraxis steht 
daher die Genfer Flüchtlingskonvention in 
ungebrochener Geltung und verlangt nach 
ihrer Einhaltung. Harmonisierungsbestre­
bungen im Flüchtlingswesen im Rahmen der 
EU -Regierungskonferenz ist mit besonderer ' 
Vorsicht zu begegnen. • 

Dr. Michael Geistlinger ist Universitäts­
dozent am Institut für Völkerrecht und 
Ausländisches öffentliches Recht an der 
Universität Salzburg. 

(11) UNHCR (Hrsg.), Handbook on Procedures 

and Criteria for Determining Refugee Status; Ge­

neva 1992 (reedition), 17265 Satz 3. 

(12) Text siehe in FN 9. 

(13) Text der Entschließung abgedruckt bei: K. 

Hailbronner,f. von Bargen, K. Schenk, Ausländer­

recht, Loseblattkommentar; Heidelberg, StandJu­

li 1995; Ordner 1, D 9.1. 
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Restrictive trends in European Union asylum policies today* 

Das Drama des kleinsten 
gemeinsamen Nenners 

VON SANDRINE GRENIER 

Zur Errichtung einer nach innen harmonisierten Festung Europa sind die 
Staaten der EU bestrebt, gemeinsame Wege in der Abschottung von 

Flüchtlingen nach außen zu gehen. Im Dauerbruch mit der Genfer 
Flüchtlingskonvention exekutieren die europäischen Regierungen unzulässige 

Einreisebeschränkungen oder Abschiebungen in unsichere Drittländer. 
Droht das Asylrecht in der EU völlig unterzugehen? 

As a corollary to the attempts to achieve 
the free movement of persons in the Eu­

ropean Union, Member States have reinfor­
ced their external borders with third coun­
tries and have started to harmonize their im­
migration and asylum policies. This process 
started in the eighties and the major texts of 
the European Union on asylum issues have 
been adopted in the last few years. These 
texts reflect the down ward trend regard!ng 
the protection of asylum seekers and refuge­
es in EU Member States. 

Individual European governments have 
unilaterally adopted increasingly restrictive 
measures to reduce the number of asylum 
seekers and refugees on their territory. The 
Member States influence each other in wh at 
has become a downward spiral, each one fea­
ring it will receive a disproportionate number 
of asylum seekers if it offers higher standards 
of protection than its neighbours. EU 
governments tend to ignore the fact that re­
fugees are people fleeing from serious human 
rights violations in their country of origin 
and are therefore in need of specific pl'Oltll> 

tion. Member States also tend (n [orgel thill 
they are bound by ilHt'!'[HHiol1!\1 nhlig,ldon~ 
which they cannot lIndCI'lrdn~l Oll [\ f'\1gitllH\1 

basis. '['his int11'casingly I'tJNtl'ltniVt, tlpPI'Oi",h 
has dral1Hltie ';(l!18\!qUt'llnl~ fot' g\'lllllllt} ,INY' 
lum setJkcl's whn ofwll dn not rVQI\ g(11 pm 
tectiol1 aWIIIIS( l'I.,wrll to IIw culilHry wlit'I'(' 

tlwy face !l('I'Nenllioll, A VI'I'Y rt'tllrlctive U'(llHl 

also elll\lI'gl'N wheo tlH' Mt'IIII1l'1' S(i\(t'N till\\! 

COl1l11l011 (kl'i~iuIIN .11 I':U II've!. 

(") IJrI dl'/' '/'!'\'I 111 11 ich I ,i//w Sdl'II'/"l'i,I!<,11I fIlM/III/I 

g(!Sc!JI'/I'/"'1I (,I, h,tI!('1/ '11'11' /11/,\ l'II{'Hh/O,\,Il'll, 1/111 /11 

Ol'iMill,dj;/I,IIIII,l; ,i!JZl/llrm'A'<'1I (di,' j/llidi/m/ll 111' 
dtlklioll), 
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Set out below are a critical description of 
the EU decision-making process on asylum 
issues; major illustrations of the restrictive 
EU asylum policies adopted in the last few 
years; and indications of the reinforcement of 
this trend in the future. 

The EU decision-making process today and 
a glimpse at what the future might hold 

Measures of the European Union on asyl um 
matters are taken under the so-called "third 
pillar" of the Maastricht Treaty (Cooperation 
in the field of Justice and Horne Affairs). 
Member States have until now bt;en reluctant 
to give competence to the European Union in 
these sensitive areas. Under the "thirel pilhw" 
decisions are taken on an intergovcrnmcntill 
basis rather than under COl11munlty PI'(1CC" 

dures. This means that dccisi()n~ must bc ta" 
ken unanimously; the compctlH\Ctl ()f the Eu" 
ropean COl1lmlssion is vel'Y limi!ilt\i thil rolt~ 
of the Eut'opcan ParliamtHH i~ IH'MIi~lblul ,\I\d 
therc is no tlUpt',Hhl!ilItH11 t'onl.ml (lf thl1l <:OUl"t 

of Justiee (lf the EUl'\)I'(lllll tJntOI1. 
'/'11<1 nlü,\~\II'tl~ IH!tilHctl by thc EU!'!)!H:an 

Union in thi~ fIl'il!t\ iU'c oft~'II !1tlRO!ltlled in 
~ilel't'( by ofntJIII~ uf dl~! Mcmhci' Shltd Justi­
l;t;lllm! Intfdl'lm' Minl~!!'hj~ wllhmH COl1sulta­
dOll uf thil HW\1111hW Illwlh\ll\l.'IH 01' national 
fll\l'lhlmclHil. tu liml diffusion of in­
fOI'Hh\t!OIl derlllmill Illl !IHj OpCIWSS of each 
1I11!!mhil ~\lV!lil\!!l\'11I! In jlMllt:ular that which 
htlld~ litt· Pi Hf dl(·t':uropcan Union. 
TliI~ li\ll\ lJl lh!n~f1M\'Il(,Y is vcry worrying 
bi.'h\ll~\l it illllWdf'~ ilny Idlld of parliamentary 

r I) A ,Ulii'l'lIl1nll 11111'/ /Ir' Ii/I/jicd by the national 

/,,1/ /;,1111('1111 //1" / luMpl (:oll'lJcntion" determining 

,Ir,' ,(,111' t!li ",I'dillining applications for 

,nY/IIIII 10;/14".1 111 111/1' "'Ibc Member States of the 

or public scrutiny before the adoption of EU 
measures. Article K.6 of the Maastricht Trea­
ty provides that the European Parliament 
should be consulted, but the Council of 
Ministers does not respect this obligation. An 
example of this was the consultation of the 
European Parliament by the Council on its 
resolution on minimum guarantees for 
asylum procedures ... only after its adoption! 
T 0 date, most of the policies adopteel by the 
Council of Ministers on asylum issues are not 
binding upon the Member States. These 
policies usually take the form oE resolutions 
and recommendations. In addition, the 
Maastricht Treaty specifies that the Council 
can adopt for instance "joint positions" 
which are not binding either. The only truly 
binding instrument that Member States can 
use under the third pillar of the Treaty on the 
European Union is the Convention, but 
Member States use it very rarely elue to its 
unwieldiness.(1) 

There are currently discussions in the fra­
mework of the Intergovernmental Conferen­
ce on the revision of the Maastricht Treaty 
(IGC) about transfering some or all "third 
pillar" issues for consideration under the 
"first pillar", under which decisions are taken 
under Community procedures. This would 
lead to greater transparency; proviele for ju­
dicial control by the Court of the Justice of 
the European Union; and increase the role of 
the European Parliament. However such a 
move does not guarantee that less restrictive 
policies would be adopteel by the European 
Union. At present the European Parliament 

European Communities" has been signed by th,e 

Member States on 15 June 1995, but htls not ente­

red into force yet due to the delays for ratification 

especitllly in Ireland. 
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expresses more concern about the protection 
of asylum seekers and refugees than the 
Council of Ministers. N everthe!ess the sensi­
tivity of this area is also being felt in the Eu­
ropean Parliament as can b~ seen when it 

considers resolutions on asylum. These are 
subject to heated debate and are often adop­
ted, rejected or modified on the basis of a 
very small majority. 

Which direction would the European Par­
liament take if its competences, and therefore 
also its accountability, were increased? This 
is not easy to predict. Therefore the transfer 

of asylum matters to the first pillar does not 
constitute any guarantee that EU asylum po­
licies would be more respectful of the rights 

of asylum seekers and refugees. If these issues 
continue to mirror the most restrictive trends 
in Europe, "communitarisation" (ie transfer 
to the first pillar) of them will have dramatic 
consequences. This is because measures taken 
by the European Community on the basis of 
the minimum common den omina tor of pro­

tection would be binding on the Member Sta­
tes, have a directly applicable effect and have 
superiority over nationallaw. 

European states have decreased the level of 
protection of asylum seekers and refugees in 
violation of the 1951 Geneva Convention re­
lating to the Status of Refugees. They are ero­
ding the right to asylum in manyways. The 
most important recent restrictive measures 
adopted by the European Union concern the 
access to the territory of the Member States, 
standards for asylum procedures, the applica­
tion of the "safe third country" concept and 
the interpretation of the refugee definition. 

Restrictions on access to the territory 
of the'Member States 

European governments have adopted several 
measures which prevent asylum seekers fle­
eing persecution from entering their territory 
in order to apply for asylum. Flagrant exam­
pIes are visa requirements, pre-flight scree­
ning mechanisms and carrier sanctions. 

Visa policy is now partly a Community 
competence.(2) The Council of Ministers de­
eides on the list of countries whose nationals 
must be in possession of a visa to trave! to the 
European Union. In September 1995 it adop­
ted a Regulation determining these countries, 
The list contains about one hundred coun­
tri es, including countries such as R wanda or 

Algeria. Specific accompanying measures to 
these visa requirements should be taken with 
regard to asylum seekers and refugees. How­
ever, in the 1995 EU Regulation no reference 
is made to the specific need for protection of 

(2) Article 100 C oi the treaty on the European 

Union 
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this category of persons. Visa requirements 
are sometimes even imposed with the clear 
objective of obstructing access to the terri­
tory for asylum seekers. For example, most 
European states imposed visa requirements 
for Bosnians after people started to flee the 
war. 

The obstructive effect of this visa policy is 
reinforced by the consequences of carrier 
sanctions. Many European states impose 
sanctions on transport companies which take 
on board passengers who do not have the ne­
cessary travel documents. Staff of transport 
companies are therefore obliged to check if 
passengers have these documents and if these 
documents are authentie before allowing 
them to board. Some European countries 
have sent border officals to sensitive embar­
kation points in order to train airline staff to 
recognize forged or incorrect documents. 
This has for example been done by the Dutch 
and British governments in Nairobi, Kenya. 
These provisions are very worrying because 
they transfer the Member States' responsibi­
lities for checking travel documents to the 
transport operators. Moreover the severity of 
the financial sanctions incites carriers not to 
take passengers on board in dubious cases. 
Article 26 of the Schengen Supplementary 
Agreement obliges the Schengen States to im­
pose such sanctions on transport companies. 
The draft EU Convention on the Crossing of 
External Borders, which has not been signed 
yet due to a dispute between the United 
Kingdom and Spain over the status of Gib­

raltar, contains a similar provision. 
Some aspects of Member States' national 

legislation imposing carrier sanctions are 

contrary to the standard 3.37 of the appendix 
9 of the Chicago Convention on Internatio­
nal Civil A viationwhich forbids the imposi­
tion of carrier sanctions, except where it can 
be proved that they have been negligent in 
the verification of the trave! documents. The 
burden of proof should lie with the state and 
not on the transport company, as is the case 
in the legislation of many Member States. By 
imposing such sanctions European states pre­
vent asylum seekers from exercising their 
right to seek asylum, as recognized in Aiticle 
14 of the 1948 Universal Declaration of Hu­
man Rights. This practice is also an indirect 
violation of Article 31 of the 1951 Geneva 
Convention which provides that the Con­
tracting States shall not impose penalties on 
refugees who enter their territory without 
authorization. 

Implementation of the so-called 
"safe third country" concept 

In recent years, European countries have de­

veloped the concept of the "safe third coun­
try" as a further instrument to prevent asy­
lum seekers remaining on their territory. By 

implementing this concept, European states 
try to transfer their respons ability for exami­
ning asylum claims to other countries and to 
send asylum seekers to other states whenever 

possible. The EU Resolution on a harmoni­
zed approach to questions concerning host 
third countries which was adopted by thc 
Council of Ministers in London in Decembcr 
1992 states that an asylum seeker can bc seilt 

to a country considered as "safe" in cascs 
where the asylum seeker has al ready bCt~1l 
granted protection; could or should havc 
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sought asylum; or is admissible in the "safe" 
country. These "safe third countries" are in­
ter alia all the states an asylum seeker passed 
through before r~aching the country where 
he or she applies for asylum. 

Both the Sehen gen Supplementary Agre­
ement and the Dublin Convention (3) set in 
place a system to dete'rmine the state respon­
siblefor examining an asylum Claim lodged in 
one of the contracting states. The purpose of 
this mechanism is that an asylum application 
is examined by only one Schengen or EU sta­
te. This means that the contracting parties 
consider themselves as mutually "safe" coun­
tries. This might have serious consequences 
for asylum seekers due to the various short­
comings in the different asylum determinati­
on prooedures of the European states. An 
asylum seeker might have been recognized as 
a refugee in one contracting party, but not in 
another where he is obliged to lodge his or 
her application. 

Furthermore when they adopted these 
Conventions, the contracting states empha­
sized the humanitarian spirit of this system 
which would prevent refugees being sent 
from one country to another without having 
their asylum application examined in sub­
stance in any of them, thereby putting an end 
to the phenomenon of "refugees in orbit". 
However, this is not actually the case as both 
the Schengen and Dublin Conventions allow 
contracting states the option of sending asy­
lum seekers to a third country not participa­
ting in the Sehen gen or Dublin systems with­
out first examining their asylum claims in 
substance. 

Article 29.2 of the Sehen gen Supplemen­
tary Agreement provides that Contracting 
Parties are not obliged "to authorize every 
applicant for asylum to enter or remain with­
in its territory". Article 3.5 of the Dublin 
Convention contains a similar provision. The 
1992 London Resolution on host third coun­
tries is even clearer, stating at paragraph 1: 
"The formal identification of a host third 
country in principle precedes the substantive 
examination of the application for asylum" 
and only "if the asylum applicant cannot in 
practice be sent to a host third country, the 
provisions of the Dublin Convention will ap­
ply" (4). 

Asylum seekers are sent to third countries 
by EU or Schengen states without any gua­
rantee that they will be gran ted access to a fair 

(3) Both Conventions wert signed in 1990. The 

Schengen Supplemantary Agreement entered into 

force between France, Germany, the Benelux coun­

tries, Portugal and Spain in March 1995. It should 

enter soon into force also in Austria, Greece and 

ltaly. The Dublin Convention should enter into 
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and satisfactory asylum proce­
dure in that country. The third 
country to which an asylum 
seeker is sent might not yet ha­
ve appropriate asylum procedu­
res in place or might assurne that 
an asylum claim has been rejec­
ted after having been examined 
in substance by the sending 
country. Some EU countries 
consider that third countries are 
"safe" on the sole ground that 
they signed the Geneva Con­
vention, which is in no way a 
guaran'tee that these countries 
have put in place appropriate 
asylum procedures. The third 
country might send an asylum 
seeker to a further country 
which, in turn might send the 
asylum seeker to yet another 
country: at the end of the chain, 
the asylum seeker might be re­
turned to the country where he 
or she is at risk of persecution. 

Insufficient guarantees 
in asylum procedures 

In order to ensure full compliance with the 
principle of "non-refoulement", states 
should grant each asyltllu sceker access to a 
fair and satisfactOl·y asyllllll determination 
procedure which is adequate to identify all 
those in need of protection. Certain princi­
pIes and standards should be guaranteed in 
order to ensure that these procedures are fair 
and satisfactory. Amnesty International has 
identified a .set of 10 minimum standards for 
asylum procedures, which, if implemented as 
a whole, should provide a better guarantee 
that refugees and asylum seekers would be 
protected against "refoulement" (5). For in­
stance all asylum claims must be referred to 
an' independent and specialized body exclusi­
vely responsible for deciding on asylum 
claims; and all asylum seekers must benefit, at 
all stages of the procedure, from the right to 
legal counsel and interpreters. However, not 
all of these standards are applied in the asy­
lum procedures of European states. 

Shortcomings are different from one 
Member State to another. Nevertheless the 
Member States have tried to harmonize mini­
mum guarantees for asylum procedures and, 
to this end, the EU Council of Ministers 

force this yaer in alt EU countries and replace the 

similar provisions on asylum of the Schengen 

Agreement. 

(4) The priority given to the application of the "sa­

fe third country" concept over the procedures esta­

blished in the Dublin Convention.is also expressely 

adopted a Resolution on this matter in June 
1995. This Resolution first sets out a large 
number of minimum guarantees, but then de­
prives these same guarantees of any meaning 
by establishing exceptions in cases of "mani­
festly unfounded applications" and of "asy­
lum applications at the bord er" . In these ca­
ses which include, in particular, those in 
which the "safe third country" concept is ap­
plied, the Resoluti09 allows Member States 
not to respect a certain number of essential 
guarantees: the most important of these are 
the right of appeal, the suspensive effect of 
the appeal and the obligation for border offi­
cials to refer each case to the body respons i­
ble for dealing with asylum applications. This 
policy is even more worrying as the Member 
States invoke these concepts of "manifestly 
unfounded applications" and "safe third 
countries" more and more frequently. 

The European Parliament criticized sever­
al aspects of this Resolution on minimum 
guarantees for asylum procedures (6). The re­
strictive approach of this Resolution is a con­
tinuation of the policies already defined in 
London in 1992 when Member States adop­
ted not only the above-mentioned Resoluti­
on on host third countries, but also the Reso­
lution on "manifestly unfounded applicati~ 

described in paragraph 3 of this Resolution. 

(5) Amnesty International, EU Association, "EU­

ROPE: The need for minimum standards in asy­

lum procedures",june 1994 

(6) European Parliament, Report of Mrs D'Ancona 

adopted in November 1996. 
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ons for asylum", which already laid the way 
for reducing the guarantees for the protection 
of asylum seekers and refugees. 

Due to the shortcomings in their national 
asylum procedures and to the restrictive 
approach adopted at EU level when harmo­
nising the minimum guarantees for asylum 
procedures, Member States risk violating the 
international principle of "non-refoule­
ment". 

The future: further erosion 
of the right to asylum ? 

It does not seem that the EU Member States 
will stop at the restrictive measures described 
above. The downward spiral seems endless 

i amidst continuing blows to the right of asy­
lum in Europe. 

1. Reception conditions /or asylum seekers 
As an example EU Member States are cur­
rendy negotiating a draft joint position on 
conditions for the reception of asylum see­
kers. This is to be welcomed in so far as it is 
meant to ensure minimum conditions for the 
reception of asylum seekers until adecision 

on their application has been made. How­
ever, discussions are now blocked due to the 
United Kingdom's opposition to a provision 
of this draft text which provides that asylum 
seekers should receive adequate means of 
subsistence to enable them to live decendy 
until adecision has been taken on their appli­
cation. The reason of this opposition is that 
the United Kingdom adopted a new legis­
lation in 1996 removing the entidement to so­
cial security benefits of asylum seekers. 
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Amnesty International strongly opposed 
the adoption of this law which is against the 
spirit of the Geneva Convention. This view is 
shared by the UNHCR which affirms that 
legal safeguards in the refugee determination 
process "may be rendered ineffective if indi­
vidual asylum seekers are unable to sustain 
themselves physically during the sometimes 
lengthy period in which their status is deter­
mined." (7) The joint position risks not being 
adopted due to the United Kingdom's re­
strictive approach or, more worryingly, the 
text risks being reduced and therefore the 
protection undermined in order to give satis­
faction to the United Kingdom. 

2. Suppression 0/ the right to asylum /or 
nationals 0/ a Member State? 
Further evidence of the European Union's 
attempts to erode the right to asylum can be 
seen from discussions at the Intergovern­
mental Confere·nce on the revision of the 
Maastricht Treaty. At the Dublin Summit on 
13 and 14 December 1996 the European 
Council decided to "ask the Conference to 
develop the important proposal to amend the 
Treaties to establish it as a clear principle that 
no citizen of a Memher State of the Union 
may.apply for asylum in another Member 
State, taking into ac count international trea­
ties." If adopted, this proposal would be a 
fundamental violation of the international 
obligations of the Member States. They are 
bound to respect Article 14 of the Universal 
Declaration of Human Rights, as well as the 
1951 Geneva Convention relating to the sta­
tus of refugees. 

The proposal of the Member States is 
clearly in breach of the non-discrimination 
clause, Article 3, of the 1951 Geneva Con­
vention which states that "the Contracting 
States shall apply the provisions of this Con­
verition to refugees without discrimination as 
to race, religion or country of origin." 
Moreover in order to respect the principle of 
"non-refoulement" set out in paragraphe 33 
of the same Convention, European states 
should grant each asylum seeker, irrespective 
of her or his country of origin, access to a fair 
and satisfactory asylum determination pro­
cedure capable of identifying all those at risk 
of persecution if returned. 

Member States are individually party to 
the Geneva Convention: the European 
Union is not per se a party to this Conven­
tion. As long as the European Union is made 
up of individual sovereign Member States 
and is not a federal state, any geographicalli­
mitation to the right to seek asylum within 
the European Union constitutes a serious 
breach of Article 14 of the Universal Decla­
ration of Human Rights. 
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It is moreover very worrying that it could 
create a precedent which would influence 
other regions of the world. EU governments 
have responsibility not to exclude the hypo­
thesis that under specific circumstances cer­
tain persons might have to be protected 
against persecution in the current or an en­
larged European Union. 

This short description of major asylum 
policies already adopted or currendy under 
discussion at EU level reveals the increa­
singly restrictive spirit governing the harmo­
nization process in this area. The Member 
States' attempts at stopping illegal immigra­
tion should not target asylum seekers and re­
fugees who are people fleeing serious human 
rights violations. They are bound by an in­
ternational obligation to grant effective and 
durable protection to people at risk of perse­
cution. They should refrain from adopting 
policies which prevent asylum seekers and 
refugees obtaining the protection they need 
and should instead agree on the highest stan­
dards of protection. European countries 
should remember that they were very proud, 
not so long ago, of their generous asylum tra­
ditions. • 

Sandrine Grenier ist Mitarbeiterin im EU­
Büro von amnesty international in Brüssel. 

Der Artikel ist keine Stellungnahme von 
amnesty international, sondern stellt die 
persönliche Meinung der Autorin dar. 

(7) United Kingdom's Social Security Advisory 

Committee by the United Kingdom Branch Office 

oi the UNHCR, November 1995. 
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A S Y LI NEU R 0 PA 

Wo "sicher" sicher nicht sicher ist 

Abgeschobene 
Verantwortung 

VON ANDREAS ZIMMERMANN 

Der sogenannten "sicheren Drittstaats-Klausel" folgend ist es Flüchtlingen de 
facto nurmehr möglich, über den Luftweg kommend in Österreich Asyl zu 

erhalten. Der folgende Beitrag betrachtet aus deutscher Perspektive die dem 
Konzept des "sicheren Drittstaats" innewohnenden Ungereimtheiten und 

erörtert dessen Auswirkungen auf den europäischen Asylraum. 

Das Konzept sogenannter "sicherer 
Drittstaaten" als Teil eines europä­

ischen Asylraums wird im wesentlichen auf 
drei Ebenen verwirklicht: 
• zum einen handelt es sich um Maßnahmen 

einzelner Staaten auf nationaler Ebene, 
• zum zweiten wird es zunehmend durch 

koordinierte Maßnahmen der Mitglied­
staaten der Europäischen Union verwirk­
licht, 

• drittens schließlich wirkt es sich aber zu­
nehmend auch auf die Asylpolitik dritter 
Staaten außerhalb der Europäischen Uni­
on aus. 

Exemplarisch kommt das Konzept der 
"sicheren Drittstaaten" in Art 16 a Abs 2 des 
deutschen Grundgesetzes zum Ausdruck. 
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Danach kann sich derjenige Flüchtling nicht 
auf das in der deutschen Verfassung garan­
tierte individuelle Asylrecht berufen, der 
"aus einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaften oder aus einem anderen 
Drittstaat einreist, in dem die Anwendung 
des Abkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge und der Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten sichergestellt ist." Dies bedeutet I;tlit 
anderen Worten, daß bei der Anwendung des 
Konzepts "sicherer Drittstaaten" derjenige 
Flüchtling oder Asylbewerber, der bereits in 
einem a~deren Staat um Schutz vor Verfol­
gung hätte nachsuchen können, in dem Staat, 
der ein solches Konzept zur Anwendung 
bringt, jedenfalls grundsätzlich von den je­
weiligen asylrechtlichen, beziehungsweise 

flüchtlingsrechtlichen Verbürgungen ausge­
schlossen bleiben soll. 

Zumindest auf den ersten Blick erscheint 
es durchaus auch legitim, Asylbewerber auf 
solche "sicheren Drittstaaten" zu verweisen. 
Denn kann es dem Asylbewerber legitimer­
weise nur um den Schutz vor politischer Ver­
folgung, beziehungsweise um den Schutz vor 
Folter und nicht um die Erlangung wirt­
schaftlicher Vorteile gehen, so scheint es 
durchaus angemessen zu sein, ihn oder sie auf 
die Gewährung solchen Schutzes in einem 
Drittstaat zu verweisen. Gleichwohl ergeben 
sich aber bei der Anwendung eines solchen 
Konzepts sicherer Drittstaaten Fragen, die 
zum einen den Schutz des einzelnenFlücht­
lings betreffen. 

Zum anderen wirft eine zunehmende An­
wendung des Konzepts auch für das Gesamt­
system des völkerrechtlichen Flüchtlings­
schutzes neue Fragen auf. 

Die allermeisten europäischen Staaten 
kennen inzwischen in der einen oder anderen 
Form in ihrem nationalen Asylverfahrens­
recht Drittstaatsklauseln, welche eine Ab­
weisung eines Asylgesuchs im Falle der Ein­
reise aus einem sogenannten sicheren Dritt­
staat ermöglichen. Allerdings lassen sich hier­
bei in dreierlei Hinsicht wesentliche Unter­
schiede feststellen: 
• Zum einen betrifft dies die Frage, welchen 

. Zeitraum der Antragsteller ~uvor in dem 
jeweiligen Drittstaat verbracht haben 
muß, damit es zu einem Ausschluß vom 
Asylrecht kommt. 

• Zum zweiten geht es um das Problem, 
welche Staaten überhaupt als "sicher" 
qualifiziert werden. 

• Drittens schJießlich stellt sich das Pro­
blem, ob der Gesuchsteller im Einzelfall 
mit dem Vorbringen gehört wird, in sei­
nem konkreten Fall sei der Staat, in den er 
zurücküberstellt werden soll, gerade nicht 
sicher, weil ihm dort entweder selbst eine 
menschenrechtswidrige Behandlung oder 
aber die direkte oder indirekte V erbrin­
gung in den Verfolgerstaat drohe. 

. Die Dauer des Voraufenthalts 

Nach Art 6 Abs 1 des schweizerischen Asyl­
gesetzes erhält derjenige Asylbewerber in der 
Schweiz kein Asyl, der sich in einem sicheren 
Drittstaat mindestens zwanzig Tage aufge­
halten hat, dorthin zurückkehren kann und 
dort auch noch Schutz erlangen kann. Im 
Vergleich zu dieser durchaus sachgerechten 
Lösung sind etwa die erst kürzlich in Kraft 
getretene britische Regelung wie auch die 
deutschen Bestimmungen sehr viel restrikti­
ver. So setzt etwa die im Oktober 1996 in 
Kraft getretene britische Regelung lediglich 
voraus, daß eine Abschiebung in einen siche-
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ren Drittstaat vorgenommen werden soll, oh­
ne daß sich Regelungen hinsichtlich eines 
zeitlichen Mindestaufenthaltes in dem Dritt­
staat finden. 

In eine ähnliche Richtung geht die deut­
sche Regelung, sieht sie doch zumindest in 
der Auslegung des deutschen Bundesverfas­
sungsgerichts vor, daß selbst ein bloßer Tran­
sit durch einen sicheren Drittstaat, bei dem 
der Asylbewerber seine Reise hätte unterbre­
chen können, zum Ausschluß von der Ge­
währung des Asylrechts führt. Noch weiter­
gehender wird sogar der Umstand als ausrei-

. chend angesehen, daß der Asylbewerber nur 
irgendwann einmal im Verlauf seiner Flucht 
territorialen Kontakt mit einem sicheren 
Drittstaat hatte. Ferner soll es für den Aus­
schluß noch nicht einmal notwendig sein 
festzustellen, über welchen konkreten Dritt­
staat der Ausländer in die Bundesrepublik 
Deutschland eingereist ist. 

Eine solche weitreichende Rückschiebe­
praxis kann sich damit aber - anders als im 
Falle der schweizerischen Regelung - nicht 
mehr auf den Umstand stützen, daß ein län­
gerer Aufenthalt des konkret betroffenen 
Flüchtlings im Drittstaat als hinreichend ge­
naues Indiz für dessen dortige Sicherheit an­
gesehen wird. Um so wichtiger ist es denn 

(l)JZ S. 14 f 
(2) Dementsprechend mußte Italien auch seine bis 

zum Jahre 1990 bestehende Erklärung nach Art 1 

B I lit ader Genfer Flüchtlingskonvention zu­

rücknehmen, vgl. dazu den Hinweis" Brazil, Italy 

withdraw Geographie Limitation to the 1951 Con­

vention ",Int. j. Ref L. 1990, S. 279 f 

(3) Zur Überwachungstätigkeit des UNHCR vgl. 

Türk, Anm., S. 163 ff, der zu Recht auf den zwei­

ten Satzteil des Art 35 der Genfer Flüchtlings-
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zum einen, unter welchen Umständen ein 
Staat als generell "sicher" qualifiziert wird 
und ob sich zum anderen die Vermutung der 
Sicherheit im Einzelfall widerlegen läßt. 

Wann ist "Sicherheit" gegeben? 

Geht man zutreffend davon aus, daß sowohl 
Art 3 der EMRK wie auch Art 33 der GeMer 
Flüchtlingskonvention es verbieten, einen 
schutzsuchenden Asylbewerber auch indi­
rekt, d.h. über einen Drittstaat, in eine Situa­
tion z~ verbringen, wo ihm Folter oder poli­
tische Verfolgung droht, so muß wesentli­
ches Kriterium für die Qualifikation eines 
Sta;ttes als sicherer Drittstaat zunächst sein, 
daß dieser die Gewähr dafür bietet, daß er 
sich in der Realität entsprechend dieses Maß­
stabes verhält. Dies bedeutet, daß auch in 
dem Drittstaat ein Flüchtlingsanerkennungs­
verfahren durchgeführt wird, welches den 
Mindestsanforderungen genügt, wie sie sich 
aus der Genfer Flüchtlingskonvention erge­
ben, da nur so in ausreichendem Maße si­
chergestellt ist, daß es zu keinen Fällen von 
Refoulement kommt. Das deutsche Bundes­
verfassungsgericht hat darüber hinausgehend 
noch weiter klar gemacht, daß für den jewei­
ligen sicheren Drittstaat "die Verpflichtung 
[bestehen] muß, vor einer unmittelbaren oder 

konvention hinweist, wonach es die Aufgabe des 

UNHCR ist, die Einhaltung der Konvention zu 

überwachen und wonach die Vertragsstaaten - und 

nur sie! - hierbei mit dem UNHCR kooperieren 

müssen. 

(4) Demgegenüber bezogen sich sowohl die Äuße­

rung bei Froweinl Zimmermann, Anm. , S. 46 als 

auch im GK- AsylVfG, § 2, Rdnr. 47 lediglich auf 

individuell getroffene Entscheidungen, einen 

Flüchtling in einen Drittstaat zurückzuweisen. 
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mittelbaren Abschiebung in den Verfolger­
staat im Einzelfall zu prüfen, ob das Refoule­
ment-Verbot des Art 33 der Genfer Flücht­
lingskonvention einer aufenthaltsbeenden­
den Maßnahme entgegensteht" (1). 

Darüber hinaus ist aber weiter zu fordern, 
daß der jeweilige Drittstaat selbst in vollem 
Umfang - also ohne geographische Be­
schränkung - an die Genfer Flüchtlingskon­
vention gebunden sein muß. Denn ansonsten 
könnte der Drittstaat - da er dann nicht an 
Art 1 der Genfer Flüchtlingskonvention ge­
bunden wäre - einen anderen Flüchtlingsbe­
griff zugrundelegen als der ausweisende Staat 
mit der Folge, daß er Konventionsflüchtlin­
ge auch bei Besteheneiner Verfolgungssitua­
tion im Heimatstaat möglicherweise dorthin 
zurückschiebt. Diese letzte Überlegung wird 
im übrigen auch durch den Wortlaut von 
Art 2 des Dubliner beziehungsweise Art 28 
des Schengem!r Folgeabkommens bestätigt, 
worin die jeweiligen Vertragsparteien ihre 
Verpflichtung bekräftigen, die Genfer 

. Flüchtlingskonvention ohne geographische 
Beschränkung anzuwenden (2). 

Schließlich besteht in Bezug auf Staaten, 
die nicht Vertragspartei der Genfer Flücht­
lingskonvention sind, auch keine Möglich­
keit einer internationalen Instanz, gegen Fäl­
le von Refoulement einzuschreiten, wie dies 
dem UNHCR im Rahmen seines Mandats 
gegenüber Vertragsparteien zumindest an­
satzweise möglich ist (3). Dies bedeutet also, 
daß zu fordern ist, daß jeder sichere Dritt­
staat notwendigerweise den Bindungen aus 
der Genfer Flüchtlings~onvention in der Fas­
sung des New Yorker Protokolls aus dem 
Jahre 1967 unterworfen sein muß (4). 

Ungeachtet dieser völkerrechtlichen Vor­
gaben kommt es aber dennoch dazu, daß die 
verschiedenen nationalen Regelungen durch­
aus zu unterschiedlichen Ergebnissen im 
Hinblick auf die Frage kommen, welche 
Staaten als "sichere Drittstaaten" anzusehen 
sind. Während etwa die Bundesrepublik 
Deutschland neben allen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union zusätzlich die Schweiz, 
Polen, die Tschechische Republik und Nor­
wegen als "sichere Drittstaaten" ansieht, hat 
der britische Verordnungsgeber Polen und 
die Tschechische Republik gerade nicht als 

Verfehlt daher H. Fliegauf, Anmerkungen zum 

Asylkompromiß, DÖV 1993, S. 984 ff (992), wenn 

er davon ausgeht Froweinl Zimmermann hielten 

Art 16 a Abs 2 GG in seiner Konkretisierung durch 

§ 34 a AsylVfG 1993 für välkerrechtskonform. 

Wie hier für die Aufstellung von Listen sicherer 

Drittstaaten Segal, S. 745 unter Bezugnahme auf R. 

Girard, Minutes of Proceedings and Evidence of 

the Legislative Committee on Bill C-55, Iss. No. 6, 

S.24. 
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Hichcrc Drittstaaten qualifiziert, während er 
umgekchrt neben den EU-Staaten sowie der 
Schwciz und Norwegen zusätzlich auch Ka­
nada und die Vereinigten Staaten als solche 
ansieht. Dies bedeutet aber,. daß ein Flücht­
ling, der aus dem Iran kommend über Kana­
da und das Vereinigte Königreich nach 
Deutschland einreist trotz eines in Deutsch­
land eingelegten Asylantrags aller Voraus­
sicht nach wieder nach Kanada verbracht 
werden wird, obwohl das deutsche Parla­
ment Kanada gerade nicht als "sicheren 
Drittstaat" qualifiziert hat. 

Umgekehrt wird ein Flüchtling, der über 
Polen und Deutschland in das Vereinigte Kö­
nigreich einreist, von dort zunächst nach 
Deutschland und dann weiter nach Polen ab­
geschoben werden, obwohl Großbritannien 
gerade davon abgesehen hat, Polen als gene­
rell sicher anzusehen. 

Diese Probleme verstärken sich weiter in 
den Fällen, in denen der in Frage stehende 
Drittstaat seinerseits Asylbewerber in einen 
Viertstaat weiterschiebt, der seinerseits nur 
mit einer geographischen Begrenzung an die 
Genfer Flüchtlingskonvention gebunden ist. 
Das dies keine bloß hypothetische Konstel­
lation ist, belegt der Umstand, daß Öster­
reich seinerseits Ungarn als sicheren Dritt­
staat ansieht, obwohl Ungarn nach wie vor 
die Genfer Flüchtlingskonvention nur im 
Hinblick auf Flüchtlinge aus europäischen 
Staaten ratifiziert hat und im Hinblick auf 
außereuropäische Flüchtlingen nur im Rah­
men eines "gentlemen's agreement" mit dem 
Flüchtlingshochkommissariat der Vereinten 
Nationen Abschiebesschutz gewährt. Vor 
diesem Hintergrund war denn auch geltend 
gemacht worden, die Bundesrepublik 
Deutschland dürfe Österreich jedenfalls für 
die letztgenannte Gruppe von Flüchtlingen 
nicht als "sicheren Drittstaat" ansehen. Des­
sen ungeachtet ist aber das Bundesverfas­
sungsgericht auch unter ·der Geltung der 
Genfer Flüchtlingskonvention davon ausge­
gangen, daß es ausreichend sei, wenn der je­
weilige Viertstaat '- hier also Ungarn -ledig­
lich de facta Schutz vor Rückführung in den 
Verfolgerstaat gewährt.(5) 

All diese Beispielsfälle belegen deutlich, 
daß die Anwendung eines Systems sicherer 
Drittstaaten zumindest dann, wenn nicht im 
Einzelfall die Vermutung des Schutzes vor 
Refoulement widerlegt werden kann, zu ei­
ner deutlichen Aufweichung des Flüchtlings-

(5)JZ S. 15. 

(6) Kälin, Grundriß, S. 216 f; so auch dievonJ. A. 

Frowein anläßlich der Expertenanhörung der Ge­

meinsamen Verfassungskommission und des Innen­

und Rechtsausschusses abgegebene (unveröffent­

lichte) Stellungnahme zu dem Entwurf zur Ände-
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schutzes führt. Vor diesem Hintergrund ist 
denn auch fraglich, ob nicht auch bei An­
wendung eines Systems "sicherer Drittstaa­
ten " ein Verfahren eingerich tet werden muß, 
im Rahmen dessen im Einzelfall dargelegt 
werden kann, daß in concreta trotz 
grundsätzlicher Sicherheit des Drittstaates 
gleichwohl ein Refoulement drohe. 

Die Notwendigkeit der individuellen 
Widerlegbarkeit 

Dem Wortlaut der Genfer Flüchtlingskon­
vention lassen sich keine Aussagen darüber 
entnehmen, ob die Sicherheit eines Drittstaa­
!es jeweils individuell zu prüfen. ist. Letztlich 
~ird man aber davon auszugehen haben, daß 
eine solche individuelle Widerlegungsmög­
lichkeit deshalb notwendig ist, um Verstöße 
gegen das Refoulement-Verbot des Art 33 
der Genfer Flüchtlingskonvention zu ver­
hindern. Daß eine solche Gefahr in der Tat 
besteht, belegen sowohl dokumentierte Ein­
zelfälle wie auch bestimmte strukturelle Vor­
gaben des Asylrechts einzelner "sicherer 
Drittstaaten" wie etwa Fristvorschriften oder 
Bestimmungen, welche die Gewährung von 
Asyl davon abhängig machen, daß der Asyl­
bewerber seinerseits direkt aus dem Verfol­
gerstaat kommend in den Drittstaat einge-

rung des Grundgesetzes (Art 16 und 18), S. 2; eben­

so Heinhold, Stellungnahme 1, S. 404 f; Henkel, 

Stellungnahme, S. 317 f; UNHCR, Stellungnahme 

des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten 

Nationen zum Entwurf eines Gesetzes zur Ände­

rung asylverfahrens-, ausländer- und staatsan-

reist ist. Darüber hinaus wird 
die Notwendigkeit einer indi­
viduellen Entkräftungsmög­
lichkeit aber auch durch den 
Umstand belegt, daß jedenfalls 
die nach Art 31 der Wiener 
Konvention über das Recht 
der Verträge für die Auslegung 
eines völkerrechtlichen Ab­
kommens relevante Staaten­
praxis bis zu Beginn der neun­
ziger Jahre eine solche stets 
vorgesehen hat. Allerdings 
weist die neu este Praxis einiger 
westeuropäischer Staaten 
mittlerweile in eine andere 
Richtung. 
Zudem ergibt sich die Not­
wendigkeit einer individuellen 
Entkräftungsmöglichkeit auch 
aus Art 3 in Ve~bindung mit 
Art 13 der EMRK für die Fäl­
le, in denen dem Flüchtling be­
achtliche und konkrete AiJ.-

,haltspunkte für die Behaup-
tung vorbringt, daß ihm ent­

weder in dem Drittstaat selbst eine un­
menschliche Behandlung oder Folter drohe 
oder daß er von dem Drittstaat ohne weitere 
Rechtsschutzmöglichkeit in eine solche Si­
tuation gebracht wird. 

Dies bedeutet andererseits allerdings 
nicht, daß wegen der bloßen Möglichkeit der 
Verletzung des Non-Refoulement-Prinzips 
durch den sicheren Drittstaat die Rückschie­
bung immer erst nach materieller Prüfung 
des Asylbegehrens stattfinden muß. Eine sol­
che Prüfung ist vielmehr im Lichte des Art 33 
der: Genfer Flüchtlingskonvention nur dann 
notwendig, wenn ernsthafte Gründe für die 
Annahme bestehen, der sichere Drittstaat 
werde seinerseits nicht seinen Verpflichtun­
gen aus Art 33 der Genfer Flüchtlingskon­
vention oder aber Art 3 der EMRK n~ch­
kommen.(6) Insbesondere muß eine Widerle­
gungsmöglichkeit zumindest für die Fall­
konstellationen gegeben sein, in denen eine 
ganze Gruppe von Asylbewerbern - sei es 
aufgrund der innerstaatlichen Gesetzesla­
ge (7), sei es aufgrund einer allgemeinen Pra­
xis (8) - in dem Drittstaat keinen Zugang zu 
einem Asylverfahren findet, sondern statt 
dessen Gefahr läuft, ohne Prüfung der 
Flüchtlingseigenschaft in den (behaupteten) 
Verfolgers ta at verbracht zu werden. 

gehärigkeitsrechtlicher Vorschriften, (inskünftig zi­

tiert als UNHCR, Stellungnahme 11), S. 209. 

(7) So im Falle Griechenlands, Belgiens und der 

Tschechischen Republik. 

(8) Dies gilt für das oben angeführte italienische 

Beispiel. 
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Daß eine solche Möglichkeit ausgehend 
von der Genfer Flüchtlingskonvention und 
den Vorgaben der EMRK eingeräumt wer­
den muß, hat nunmehr auch das deutsche 
Bundesverfassungsgericht - wenn auch nur 
im Grundsatz - in seinem Urteil zur Verfas­
sungsmäßigkeit des neuen deutschen Asyl­
rechts anerkannt. Insbesondere soll trotz der 
an sich entgegenstehenden gesetzlichen Re­
gelung eine Einzelfallprüfung dann notwen­
dig sein, wenn die dem Ausländer im Dritt­
staat drohenden Gefahren bereits strukturell 
vom Gesetzgeber nicht im Rahmen seiner 
normativen Vergewisserung über die Sicher­
heit des Drittstaates erfaßt werden konnten. 
Dies soll insbesondere dann der Fall sein, wo 
dem Individuum in dem Drittstaat die To­
desstrafe oder ein Verbrechen droht. 

Zum zweiten handelt es sich aber auch um 
asylrechtlich relevante Gründe, die aus zeit­
lichen Gründen von dem Konzept der nor­
mativen Vergewisserung nicht erfaßt werden 
konnten und die daher ebenfalls zu einer Ein­
zelfallprüfung führen müssen, etwa wenn es 
zu einer schlagartigen Veränderung der Ver­
hältnisse im Drittstaat gekommen ist, ohne 
daß dieser Staat von der Liste der sicheren 
Drittstaaten gestrichen worden wäre. 

Die dritte und zugleich wichtigste Fall­
gruppe einer notwendigen Einzelfallüber­
prüfung ist aus der Sicht des deutschen Bun­
desverfassungsgerichts schließlich dann noch 
gegeben, wenn der Drittstaat seinerseits zum 

(9) S. 72 des Umdrucks. 
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Verfolgerstaat mutiert oder dem Asylbewer­
ber dort unmenschliche Behandlung droht 
oder wenn offen zutage tritt, daß der Dritt­
staat gerade bestimmte Ausländer ohne Prü­
fung ihres Schutzersuchens in den behaupte­
ten Verfolgerstaat zurückschieben wird (9). 

Mit diesen Einschränkungen hat das Bun­
desverfassungsgericht, ohne es freilich aus­
drücklich zu sagen, die Verpflichtungen aus 
Art 3 EMRK und der Genfer Flüchtlings­
konvention zumindest berücksichtigt und ei­
ne Einzelfallprüfung für den Fall als notwen­
dig anerkannt, daß die Sicherheit im Dri"rt­
staat auf Grund von besonderen Umständen, 
die für den Einzelfall gelten, nicht als ge­
währleistet angesehen werden könne. Die da­
mit anerkannten Ausnahmen können unter 
Berücksichtigung von Art 13 EMRK völker­

rechtskonform dahin zu ver­
stehen sein, daß in allen Fäl­
len, in denen der einzelne ei­
nen arguable claim einer Ver-
1etzung von Art 3EMRK im 
Drittstaat gelten machen 
kann, auch eine Art 13 EM­
RK entsprechende Einzel­
fallprüfung erfolgt. Aller­
dings legt das Gericht für den 
Eintritt in eine Einzelfallprü­
fung strenge Maßstäbe an. Sie 
soll von dem Betroffenen nur 
ausgelöst werden, wenn es 
sich aufgrund bestimmter 
Tatsachen "aufdrängt", daß 
einer der genannten Sonder­
fälle vorliegt. Insoweit sind 
aus der Sicht des Gerichts an 
die Darlegungen des Asylbe­
werbers strenge Anforderun­
gen zu stellen. Alles wird­
darauf ankommen, wie die 
Praxis die Formulierung ver­
steht, daß es sich aufgrund 
bestimmter Tatsachen "auf­
drängt", daß der einzelne von 

einem der im normativen Vergewisserungs­
konzept nicht aufgefangenen Sonderfälle be­
troffen ist; Die Formulierungen des Gerichts 
rufen allerdings hier die Gefahr hervor, daß 
die unter Umständen die Verpflichtungen der 
Bundesrepublik Deutschland aus Art 3 
EMRK und der Genfer Flüchtlingskonventi­
on verletzt werden könnten. 

Erstasylabkommen 
von Dublin und Schengen 

De lege lata verfügt die Europäische Ge­
meinschaft derzeit (noch) nicht über eigene 
Kompetenzen im Bereich des Asylrechts. 
Vor diesem Hintergrund hatten denn auch 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Ge­
meinschaften im Jahre 1990 das bereits er-
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wähnte Dubliner Abkommen abgeschlossen. 
Praktisch zeitgleich wurde auch zwischen ei­
nigen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft das 
Schengener Abkommen abgeschlossen; was 
im Asylbereich praktisch identische Rege­
lungen enthält und welches auf absehbare 
Zeit für die gesamte Europäische Union, 
außer Großbritannien und Irland, gelten 
wird. 

Beiden Abkommen liegt der Gedanke zu­
grunde, daß ein Asylbewerber im gesamten 
Vertragsbereich nur einen Asylantrag stellen 
kann, und daß der zur Behandlung des Ge­
suchs zuständige Vertragsstaat nach be­
stimmten objektiven Kriterien festgelegt 
werden solL Dementsprechend sollen die an­
deren Vertrags staaten denn auch grundsätz­
lich einen Asylbewerber an den nach dem 
Vertrag jeweils zuständigen Vertragsstaat 
überstellen, der aus der Sicht der anderen 
Staaten daher automatisch als "sicherer Dritt­
staat" zu qualifizieren ist. Dreh- und Angel­
punkt beider Abko~men ist demnach des ge­
genseitige Vertrauen der Vertragsstaaten, daß 
sie in vollem Umfang ihren Verpflichtungen 
aus der Genfer Flüchtlingskonvention nach­
kommen und daß sie insbesondere Flüchtlin­
ge weder direkt noch indirekt in eine Verfol­
gungssituation abschieben, daß sie also in 
vollem Umfange "sichere Drittstaaten" im 
hier verstandenen Sinne sind. Damit stellt 
sich auch hier, ähnlich wie bei sonstigen 
Drittstaatsklauseln, die bereits bejahte Frage, 
ob nicht stets die Möglichkeit vorhanden sein 
muß, im Einzelfall doch vorzutragen, der an­
dere Vertragsstaat komme seinen völker­
rechtlichen Verpflichtungen nicht nach. 

Darüber hinaus enthalten aber beide Ab­
kommen zusätzlich noch Öffnungsklauseln 
zugunsten sonstiger sicherer Drittstaaten. 
Dies Bestimmungen ermächtigen die Ver­
tragsparteien jeweils, statt einer inhaltlichen 
Behandlung des Asylgesuchs den Bewerber 
unter Beachtung der Genfer Flüchtlingskon­
vention in eigener Verantwortung in einen 
außerhalb der Vertragsbereichs gelegenen 
Drittstaat auszuweisen. Damit wird prak­
tisch von allen Vertragsparteien auch die Ver­
antwortung dafür übernommen, daß die je­
weils anderen Vertragsparteien nur in solche 
außerhalb des Systems gelegene Drittstaaten 
abschieben, die ebenfalls in vollem Umfange 
ihren Verpflichtungen aus der Genfer Flüchr­
lingskonvention nachkommen. 

Angesichts des Umstands, daß beide Ab­
kommen aber keinerlei Vorgaben darüber 
machten, welche Kriterien ein solcher Dritt­
staat zu erfüllen hat und unter welchen Vor­
aussetzungen eine Rückführung in einen sol­
chen Staat erfolgen kann, kam es im Jahre. 
1992 zur Annahme der sogenannten Londo-
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ner Beschlüsse der für Asylfragen zuständi­
gen Minister der Mitgliedsstaaten der Ge­
meinschaft. 

Londoner Beschlüsse 1992 

Diese noch vor Inkrafttreten des Maastrich­
ter Vertragswerkes verabschiedeten - recht­
lich allerdings nicht bindenden - Londoner 
Beschlü~se hatten erstmals versucht, ein ein­
heitliches Konzept in Bezug auf sichere 
Drittstaaten zu entwickeln. Insbesondere soll 
nach den Vorgaben der Beschlüsse gewähr­
leistet sein, daß dem Asylbewerber im siche­
ren Drittstaat kein Refoulement im Sinne der 
Genfer Flüchtlingskonvention droht. Be­
deutsam ist auch, daß es dort heißt, daß "in 
jedem Einzelfall von dem Mitgliedstaat zu 
beurteilen [sei]", ob in dem jeweiligen Dritt­
sta.<tt Sicherheit gemäß den Bestimmungen 
der Genfer Flüchtlingskonvention besteht. 
Dabei blieb jedoch - wohl bewußt - offen, ob 
diese vorgesehene Einzelfallprüfung sich auf 
jeden individuellen Flüchtling oder aber nur 
auf jeden einzelnen sicheren Drittstaat bezie­
hen sollte. 

Vertrag von Maastricht 

Im Maastrichter Vertrag war zwar vorgese­
hen, daß im Bereich der Asylpolitik auch die 
Frage einer möglichen Vergemeinschaftung 
im Wege der vereinfachten Vertragsändei:ung 
nach Art K. 9 EU-Vertrag zu prüfen sein 
werde, doch ist es letztlich nie dazu gekom­
men (10). Allerdings hat der Rat mittlerweile 
im Rahmen der Zusammenarbeit in den Be­
reichen Inneres und Justiz gemäß Art K. EU-

Vertrag verschiedentlich Entschließungen 
angenommen, die sich auch mit dem Rege­
lungskomplex "sichere Drittstaaten " be­
schäftigen. 

So sieht etwa die Entschließung des Rates 
vom 20. Juni 1995 über Mindestgarantien für 
Asylverfahren (11) vor, daß im Falle einer be­
absichtigten Rückführung in einen sicheren 
Drittstaat dem Betroffenen diese Entschei­
dung auch bloß mündlich mitgeteilt werden 
kann. Ferner kann eine Rückführung auch 
bereits dann stattfinden, wenn zuvor noch 
nicht über etwaige Rechtsmittel entschieden 
worden ist. Außerdem soll die Entscheidung. 
über einen Asylantrag auch bereits von den 
jeweils zuständigen Grenz.b.ehörden erfol­
gen können, ohne daß die ansonsteri für asyl­
rechtliche Fragen zuständige nationale 
Behörde zu informieren ist.(12) 
" Diese Entschließung belegt, daß sich die 
Mitgliedstaaten im Bereich der "sicheren 
Drittstaaten" zunehmend auf eine restriktive 
Handhabung hinsichtlich etwaiger Rechts­
schutzmöglichkeiten geeinigt haben. 

Regierungskonferenz 1996 

Angesichts des Umstands, daß es ungeachtet 
der rechtlich nicht bindenden Beschlüsse im 
Rahmender Zusammenarbeit im Bereich In­
neres und Justiz bislang (noch) kaum zu einer 
effektiven Angleichung der nationalen 
Rechtsvorschriften im Bereich des Asyl­
rechts gekommen ist, hat die Europäische 
Kommission im Zusammenhang mit der Re­
gierungskonferenz 1996 vorgeschlagen, un­
ter anderem im Bereich der Asyl- und Ein-

(10) Vgl. dazu die Schlußfolgerungen des Rates tember 1996, S. 34. 

vom 20. Juni 1994 über die eventuelle Anwendung (11) AbI. Nr. C/274 vom 19. September 1996, S. 13; 

des Artikels K.9 des Vertrgas über die Europäische vgl. hierzu auch de.n kritischen Bericht des Aus-

Union auf die Asylpolitik, Abl. CI274 vom 19. Sep- schusses für Grundfreiheiten und innere Angele-
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wanderungspolitik zugunsten der Gemein­
schaft neue Kompetenzen zu begründen. Ins­
besondere soll der Rat ermächtigt werden, 
unter Beachtung der Genfer Flüchtlingskon­
vention nicht nur festzulegen, welcher Mit­
gliedsstaat für die Prüfung eines Asylantrags 
zuständig ist, sondern auch die materiell­
rechtlichen Vorschriften des Asylrechts und 
die Verfahren zur Zuerkennung oder Aber­
kennung der Flüchtlingseigenschaft zu erlas­
sen. Insbesondere soll die Gemeinschaft da­
bei neben der Festlegung sicherer Her­
kunftsstaaten auch eine Liste sicherer Dritt­
staaten festlegen dürfen. 

Es bleibt abzuwarten, ob und inwieweit 
dieser Vorschlag, der immerhin offenbar von 
zahlreichen Delegationen befürwortet wird, 
wirklich umgesetzt wird. Dies gilt um so 
mehr, als einzelne Mitgliedstaaten statt des­
sen ein Modell befürworten, bei dem der Rat 
auch im Kontext des dritten Pfeilers, also im 
Bereich der Zusammenarbeit betreffend In­
neres und Justiz, ermächtigt werden soll, 
Richtlinien im Sinne von Art 189 EGV zu er­
lassen. 

Außerhalb des EU-Bereichs 

Angesichts des Umstands, daß ein hoher 
Prozentsatz der Asylbewerber, die in West­
europa um Schutz vor Verfolgung ansuchen 
letztlich über Staaten, die nicht zum Kreis 
der EU-Staaten gehören, insbesondere aber 
aus Staaten Ost- und Südosteuropas einrei­
sen, kommt der Umsetzung des Konzepts 
der "sicheren Drittstaaten" im Hinblick auf 
diese Staaten eine besondere praktische Be­
deutung zu. 

Dementsprechend ist es denn auch mitt­
lerweile fast flächendeckend zum Abschluß 
von Rücknahmeabkommen, insbesonder~ 
mit den Transitstaaten Osteuropas gekom­
men, in denen sich diese betroffenen "siche­
ren Drittstaaten" nicht nur zur Rücknahme 
ihrer eigenen Staatsangehörigen, sondern zu­
gleich auch zur Rücknahme von Asylbewer­
bern aus anderen Staaten, die über ihr Terri­
torium nach Westeuropa weitergereist wa­
ren, verpflichtet haben. Insbesondere gilt dies 
für Rücknahmeabkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Polen und 
der Tschechischen Republik. Gleiches gilt 
aber auch etwa für Österreich, welches so­
wohl mit Ungarn wie auch mit den beiden 
Nachfolgestaaten der CSFR und mit Slowe­
nien entsprechende Abkommen abgeschlos­
sen hat. Um diese Rücknahmepraxis weiter 
zu vereinheitlichen, hat der Rat der Europä-

genheiten des Europäischen Parlaments vom 10. 

Oktober 1996, A 4-0315196, dort v.a. unter Nr. 20. 

(12) Vgl. im einzelnen die Nr. 7, 15, 17, 22 und 25 

der Entschließung: 
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ischen Union im November 1994 ferner den 
Musterentwurf für solche bilaterale Rück­
nah me ab kommen verabschiedet. 

Nun er'gibt sich aber das weitere Problem, 
daß die meisten der betroffenen Drittstaaten 
ihrerseits mit weiter östlich liegenden Nach­
barstaaten solche Schubabkommen abge­
schlossen haben, um Asylbewerber, die sie 
etwa von Österreich oder der Bundesrepu­
blik Deutschland zurückzunehmen haben in 
noch weiter östlich liegende Nachbarstaaten 
zurückzuverbringen. So unterzeichnete etwa 
Polen Schubabkommen mit Bulgarien, 
Rumänien, der Slowakei und der Ukraine. In 
ähnlicher Weise hat Ungarn, als einer der 
Staaten, welcher von Österreich als "sicherer 
Drittstaat" angesehen wird, ähnliche Schub­
abkommen mit Kroatien, Rumänien, Slowe­
nien und der Ukraine abgeschlossen. 

Diese Entwicklung hat mehrere Konse­
quenzen. Zum einen wird damit versucht, die 
sozialen und wirtschaftlichen Belastungen, 
die si~h aus der Aufnahme von Flüchtlingen 
ergeben, an die Peripherie Westeuropas zu 
verlagern, obwohl diese Gesellschaften vor 
dem Hintergrund des nach wie vor andau­
ernden wirtschaftlichen Umbruchprozesses 
hierzu derzeit noch kaum in der Lage sein 
dürften. Außerdem mag man zweifeln, ob in 
den zuletzt genannten Staaten zum heutigen 

\ Zeitpunkt schon in vollem Umfange die Ein­
haltung der Standards der Genfer Flücht­
lingskonvention wie auch der EMRK gesi­
chert sind, so daß die Rückschiebung von 
Asylbewerbern etwa durch Polen oder die 
Tschechische Republik in die Ukraine oder 
nach Slowenien bedenklich erscheinen mag. 
Ferner befindet sich dort auch die Schaffung 
einer funktionierenden und rechtsstaatlich 
organisierten Flüchtlingsverwaltung - wenn 
überhaupt vorhanden - noch im Aufbau. 
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Schließlich ist auch die Betreuung durch 
UNHCR in diesen Staaten tendenziell nur 
schwerer möglich als in den Staaten Westeu­
ropas, wo UNHCR über langjährige Erfah­
rungen verfügt. 

Mag man vor dem Hintergrund der oben 
geschilderten Koordinierungsbestrebungen 
auch davon ausgehen, daß sich in Westeuro­
pa und insbesondere innerhalb der Europä­
ischen Union zunehmend ein einheitlicher 
europäischer Asylraum herausbildet, so er­
geben sich doch im Zusammenhang mit der 
Problematik "sicherer Drittstaaten" spezi­
fische Fragestellungen: 

Zum einen stellt sich die Situation für je­
den Mitgliedstaat aufgrund seiner spezi­
fischen geographischen Situation verschieden 
dar. Während es für die Bundesrepublik 
Deutschland entscheidend daraufankommt, 
ob ihre östlichen Nachbarstaaten als "sichere 
Drittstaaten" angesehen werden können, sind 
Schweden und Finnland eher an der ebensol­
chen Qualifikation der baltischen Staaten in­
teressiert, während Österreich eher nach Süd­
osteuropa blickt. Vor diesem Hintergrund 
besteht die Gefahr, daß es im Falle einer zu­
nehmenden Harmonisierung des Drittstaa­
tenkonzepts innerhalb der Europäische Uni­
on zu einer immer stärkeren Ausdehnung der 
Liste "sicherer Drittstaaten" kommt. Glei­
ches gilt auch für den Fall, daß einige der ost­
europäischen Reformstaaten in die Europä­
ische Union aufgenommen werden und sie 
dementsprechend darauf drängen werden, 
auch ihre östlichen und südlichen Nachbar­
staaten zu sicheren Drittstaaten zu erklären. 

Zum zweiten setzt jedes ernst gemeinte 
Drittstaatenkonzept voraus, daß auch die 
materiellen Kriterien für die Gewährung po­
litischen Asyls und die Verfahren zur Flücht-
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lingsfeststellung harmonisiert werden. Denn 
nur so kann erreicht werden, daß dem um 
Schutz nachsuchenden Flüchtling, gleichgül­
tig in welchem Staat letztlich das Asylverfah­
ren durchgeführt wird, die gleiche faire 
Chance eingeräumt wird, seine (behauptete) 
Verfolgung schlüssig darzulegen und den 
ihm zustehenden Status zu erlangen. Diese 
Voraussetzung mag in dem Kontext der Mit­
gliedstaaten der Europäischen Union unge­
achtet des Umstandes, daß es nach wie vor an 
auch rechtlich bindenden Vorgaben fehlt, zu­
nehmend als gesichert angesehen werden 
können. Letztlich gilt es aber, aus meiner 
Sicht auch insoweit, eine echte Vergemein­
schaftung mit der damit einhergehenden 
richterlichen Kontrolle durch den EuGH an­
zustreben. 

Umgekehrt bilden aber die außer halb der 
Union liegenden sonstigen sicheren Dritt­
staaten nach wie vor und strukturell bedingt 
die offene Flanke eines gemeinsamen euro­
päischen Asylraums; da diese Staaten regel­
mäßig auch ohne eine solche Harmonisie­
rung in zunehmenden Maße als sichere Dritt­
staaten angesehen werden· dürften. • 

Dr. Andreas Zimmermann, LL.M. 
(Harvard), ist wissenschaftlicher Referent 
am Max-Planck-Institut für ausländisches 
öffentliches Recht und Völkerrecht, 
Heidelberg. 
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kommen 

• Titel VI des Vertrages über did Eu­
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• Schlußfolgerungen der für Einwande­
rungsfragen zuständigen Minister der 
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Neues zum "kleinen Asyl" nach der EMRK 

Das. falsche Spiel 
mit fremdem Risiko 

VON RALF ALLEWELDT 

Die Möglichkeit eines Schutzes vor Abschiebung nach Art 3 EMRK gewinnt an 
praktischer Bedeutung. Mit seinen Urteilen in den Sachen Ahmed und Chahal 

hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte unlängst 
wichtige Klarstellungen getroffen. 

Der Fall Ahmed (I) 

Im Herbst 1990 reiste Sharif Hussein Ahmed, 
ein somalischer Staatsangehöriger, über den 
Wiener Flughafen nach Österreich ein und 
beantragte Asyl. Er befürchtete, wegen seiner 
Aktivitäten für eine Oppositionsgruppe und 
aufgrund der allgemeinen Situation in Soma­
lia verfolgt zu werden. Sein Antrag hatte in 
zweiter Instanz Erfolg; der Innenminister er-

. kannte ihn 1992 als Flüchtling im Sinne der 
Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) an. 

In den Jahren 1991 und 1992 wurde Ah­
med wegen Sachbeschädigung und wegen 
"ungestümen Benehmens" in einer Polizei­
station zu geringfügigen GelQstrafen verur­
teilt. Im August 1993 verurteilte ihn das Gra­
zer Landesgericht wegen versuchten Raubes 
zu einer zweieinhalbjährigen Freiheitsstrafe. 
Nach den Feststellungen des Gerichts hatte 
er gemeinsam mit einem Komplizen einen 
Passanten ins Gesicht geschlagen und ver­
sucht, seine Brieftasche zu stehlen. 

Das Bundesasylamt beurteilte diese Tat als 
"particularly serious crime" im Sinne des Art 
33 Abs 2 GFK und stellte im Juli 1994 fest, 
daß Ahmed seine Flüchtlingseigenschaft 
nach § S Abs 1 des Asylgesetzes verloren ha­
be. Rechtsmittel gegen diese Entscheidung 
blieben im Ergebnis ohne Erfolg. Im No­
vember 1994 erließ die Grazer Bundespoli­
zeidirektion ein Aufenthaltsverbot gegen 
Ahmed und ordnete die Schubhaft an. Ah­
med erhob hiergegen Beschwerde und bean­
tragte zudem die Feststellung, daß seine Ab-

(1) Der Beitrag bespricht die Urteile des EGMR in 

den Fällen Ahmed gegen Österreich (Urteil vom 

17.12.1996, Nr. 711199515771663) und Chahal ge­

gen Vereinigtes Königreich (Urteil vom 15.11.1996, 

Nr. 701199515761662). -Artikel ohne nähere Be­

zeichnung beziehen sich auf die Europäische Men-

schiebung unzulässig sei, weil ihm in Somalia 
unmenschliche Behandlung drohe (§§ 37, S4 
des Fremdengesetzes). Am 10. Dezember 
1994 wies die Grazer Sicherheitsdirektion 
seine Beschwerde zurück, weil nach einer 
Abwägung der beiderseitigen Interessen die 
Abschiebung Ahmeds aus Gründen der öf­
fentlichen Sicherheit vorzuziehen sei. 

In dieser Situation wandte sich Ahmed am 
13. Dezember 1994 mit einer Beschwerde an 
die Europäische Kommission für Menschen­
rechte in Straßburg. Einen Tag später wurde 
er in Schubhaft genommen. 

Die Rechtsprechung zu Art 3 EMRK 

Artikel 3 der Konvention lautet schlicht: 
"Niemand darf der Folter oder unmenschli­
cher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe unterworfen werden. " 

Diese Formulierung bezieht sich selbst­
verständlich zunächst auf das Verbot von 
Halter und andersartiger Mißhandlung in­
nerhalb der Konventionsstaaten. Bereits seit 
Anfang der sechziger Jahre äußerte die Kom­
mission jedoch in einer Vielzahl von Fällen 
die Ansicht, daß auch die Abschiebung einer 
von Mißhandlung bedrohten Person gegen 
Art 3 verstoßen kann. 

Der Gerichtshof hatte erst 1989 Gelegen­
heit, sich mit dieser Frage zu befassen. In dem 
aufsehenerregenden Soering-Urteil erklärte 
er einstimmig die Auslieferung eines Mord­
verdächtigen für unvereinbar mit Art 3, weil 
er in den USA möglicherweise zum Tode ver-

örterung der angesprochenen Fragen wird verwie­

sen auf Alleweldt, Schutz vor Abschiebung bei dro­

hender Folter oder unmenschlicher oder ernied­

rigender Behandlung oder Strafe, 1996. 

(2) Urteil vom 7.7.1989, Series A Vol. 161, EuGRZ 

1989,314. 

schenrechtskonvention. Für eine eingehende Er- (3) Urteil vom 20.3.1991, Series A Vol. 201, Eu-

urteilt werden könne und sodann das "To­
deszellensyndrom" erleiden würde.(2) 1991 
folgten zwei Abschiebungsfälle, in denen der 
Gerichtshof im Ergebnis allerdings nicht auf 
Verletzung von Art 3 erkannte. Im Falle 
Cruz Varas hatte der Beschwerdeführer erst­
mals nach Abschluß seines mehrjährigen 
Asylverfahrens - dann allerdings durch me­
dizinische Gutachten belegt - vorgebracht, 
daß er in Chile gefoltert worden sei; der Ge­
richtshof zog seine Glaubwürdigkeit in 
Zweifel und verwies auch auf die inzwischen 
verbesserte Menschenrechtssituation in sei­
nem Heimatland,(3) Im Vilvarajah-Fall ging 
es um die Abschiebung von fünf Tamilen 
nach Sri Lanka; hier war der Gerichtshof der 
Ansicht, daß die den Beschwerdeführern 
drohende Mißhandlungsgefahr - die sich spä­
ter in drei Fällen tatsächlich realisierte - für 
die britische Regierung im Zeitp~nkt der Ab­
schiebung nicht hinreichend deutlich erkenn­
bar war, zumal der UN -Hochkommissar für 
Flüchtlinge gleichzeitig ein Programm zur 
freiwilligen Rückkehr durchgeführt hatte.(4) 

1992 folgte ein weiterer Abschiebungsfall, 
der in der Sache allerdings nicht entschieden 
-WUrde, da gegen die Beschwerdeführer zwar 
eine Ausreiseaufforderung und Abschie­
bungsankündigung, nicht aber eine formelle 
Abschiebungsentscheidung ergangen war. 
Ihnen fehlte daher nach Ansicht des Ge­
richtshofs die Eigenschaft eines "Opfers" im 
Sinne des Art 2S (5), er beurteilte die Be­
schwerde als verfrüht: 

Die geschilderte Auslegung von Art 3 
durch di~ Konventionsorgane - deren Be­
rechtigung heute nicht mehr ernsthaft um­
stritten ist - hat zur Folge, daß man sich Ge­
danken machen muß, nach welchem Maßstab 
und auf welcher Basis die Gefahrprognose 
vorgenommen werden soll. Eine eventuell 
bevorstehende Mißhandlung ist ein künftiges 
Ereignis, welches sich naturgemäß nicht be­
weisen, sondern nur prognostizieren läßt. 
Der Gerichtshof verlangt nicht, daß die Miß­
handlung mit Sicherheit zu erwarten ist. Eine 
Abschiebung verstößt seiner Ansicht nach 
gegen Art 3, wenn "stichhaltige Gründe" 
(substantial grounds ) für die Annahme aufge­
zeigt werden, daß für die betroffene Person 
ein "reales Risiko" (a real risk) besteht, miß­
handelt zu werden. Ein "reales Risiko" 
braucht nicht besonders groß zu sein; dies 
zeigt schon der Soering-Ff.ll, indem es der 

GRZ 1991,203, insbes. Ziff77-82. 

(4) Urteil vom 30.10.1991, Series A Val. 215, teil­

weise abgedruckt in NVwZ 1992, 869, insbes. 

Ziff 109-116. 

(5) Urteil vom 27.8.1992 (Vijayanathan & Puspa­

rajah gegen Frankreich), Series A Vol. 241-B. 

38 Juridikum 1/97 



Gerichtshof als "nicht sicher und nicht ein­
mal wahrscheinlich" bezeichnete, daß der Be­
schwerdeführer zum Tode verurteilt werden 
würde (Ziff 94). Für eine weite Auslegung 
sprechen auch Effektivitätsgesichtspunkte: 
Folter ist eine so schwerwiegende Menschen­
rechtsverletzung, daß schon ein kleines Risi­
ko, ihr unterworfen zu werden, die Abschie­
bung ausschließen muß, solange es nur deut­
lieh erkennbar (und damit "real") ist. 

Als Basis für seine Prognose am Maßstab 
"reales Risiko" braucht der Gerichtshof 
"stichhaltige Gründe". Diese können ver­
schiedenster Art sein. Jedenfalls muß der Be­
schwerdeführer sowohl sein persönliches 
Schicksal als auch die allgemeine Situation im 
Zielstaat detailliert und substantiiert darle­
gen, damit die Konventionsorgane sich ein ei­
genes Bild von der Gefahrenlage machen 
können. "Stichhaltige Gründe" werden ins­
besondere dann vorliegen, wenn die betrof­
fene Person bereits in der Vergangenheit Ziel 
von Verfolgungs maßnahmen war. In den 
Fällen Cruz Varas und Vilvarajah genügte 
dies dem Gerichtshof allerdings nicht, was 
sich bei der Lektüre der Urteile teilweise 
schwer nachvollziehen läßt. 

Je gefährlicher die allgemeine Situation im 
Herkunftsstaat ist, desto leichter wird es der 
betroffenen Person fallen, zu zeigen, daß sie 
persönlich bedroht ist. Im Extremfall kann 
das Vorliegen einer allgemeinen Gefahrensi­
tuation für jede ihr ausgesetzte Person ein 
"reales Risiko" von Mißhandlung bedeuten. 
Dementsprechend hat die Kommission 
schon häufig geprüft, ob die Bedingungen in 

(6) Vgl. nur die Nachweise im Digest ofStrasbourg 

Case Law, Vol. 1,1984, S. 119 f 
(7) Zur Frage, was" Folter oder unmenschliche oder 

einem Land derartig sind, daß eine Abschie­
bung dorthin generell als unvereinbar mit 
Art 3 beurteilt werden muß.(6) Allerdings war 
für den Gerichtshof im Vilvarajah-Urteil ein 
wichtiger Gesichtspunkt, daß die persönliche 
Lage der Beschwerdeführer nicht "in irgend­
einer Hinsicht ungünstiger" gewesen sei als 
die der anderen jungen männlichen Tamilen 
(Ziff 111). Dies wird teilweise so interpre­
tiert, daß eine allgemeine Gefahrenlage eben 
doch niemals für das Bestehen eines "realen" 
Risikos ausreichen könne; vorzuziehen ist al­
lerdings die - fallbezogene - Interpretation, 
daß lediglich das in Sri Lanka zum maßgeb­
lichen Zeitpunkt bestehende allgemeine Risi­
ko als zu gering für die Anwendung von 
Art 3 eingeschätzt wurde. 

Die bis 1992 entschiedenen Fälle konnten 
eine Reihe von Fragen offen lassen.(7) Nicht 
entschieden war etwa, ob Art 3 auch vor Ge­
fahren schützt, die nicht vom Staat, sondern 
von nichtstaatlichen Gruppierungen oder 
privaten Einzelpersonen ausgehen. Auch die 
Anwendbarkeit von Art 3 in Bürgerkriegssi­
tuationen war nicht restlos geklärt; dasselbe 
galt für die Relevanz einer Zusicherung men­
schenwürdiger Behandlung durch den Ziel­
staat und für die Anforderungen an eine "in­
terne Fluchtalternative" . Schließlich war 
noch die sehr bedeutsame Frage offen, ob der 
Schutz vor Abschiebung aus Art 3 durch Ge­
sichtspunkte des Staatsschutzes oder des All­
gemeininteresses eingeschränkt werden 
kann. 

Im Sommer 1995 wurden zwei weitere 
Verfahren von der Kommission an den Ge­
richtshof abgegeben. Es handelte sich um den 
oben beschriebenen Fall Ahmed und die Sa­
che Chahal gegen das Vereinigte Königreich. 

Karamjit Singh Chahal, ein indischer 
Staatsangehöriger, lebt seit 1973 in Großbri­
tannien. Er ist ein bekannter Sikh-Führer, der 
für die Abspaltung des indischen Bundes­
staates Punjab und die Gründung eines un­
abhängigen Sikh-Staates Khalistan eintritt. 
Die Regierung des Vereinigten Königreiches 
wirft ihm vor, in den achtziger Jahren in ter-

, roristische Aktivitäten verwickelt gewesen 
zu sein. Chahal bestreitet dies; zu einem da­
rauf bezogenen Strafgerichtsverfahren ist es 
nicht gekommen. Im Jahre 1990 beschloß die 
britische Regierung, ihn aus Gründen der na­
tionalen Sicherheit auszuweisen und nach In­
dien abzuschieben. 1993 rief Chahal die 
Kommission an, weil er befürchtete, nach sei­
ner Rückkehr in Indien inhaftiert und gefol­
tert zu werden. 

auf die vorhandene Literatur verwiesen werden; in 

den bisher vom Gerichtshof entschiedenen Ab­

schiebungsfällen sind hierzu noch keine Abgren-

erniedrigende Behandlung oder Strafe" ist, muß zungsfragen aufgeworfen worden. Siehe etwa Fro-
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Die Kommission ersuchte die Regierun­
gen in beiden Fällen nach Art 36 ihrer Ver­
fahrensordnung, die betroffenen Personen 
vorläufig nicht abzuschieben. Sie erklärte die 
Beschwerden für zulässig und vertrat in ihren 
Berichten vom 27. Juni 1995 (Chahal) und 5. 
Juli 1995 (Ahmed) einstimmig die Auffas­
sung, daß die Abschiebung der Beschwerde­
führer gegen Art 3 verstoßen würde. Sie 
brachte beide Fälle vor den Gerichtshof. 

Die Entscheidungen 

Der Gerichtshof behandelte zuerst den Fall 
Chahal. Hier hatte er zunächst zu klären, ob 
und inwieweit Erwägungen der nationalen 
Sicherheit eine Rolle spielen können, wenn 
die Unvereinbarkeit einer Abschiebung mit 
Art 3 geltend gemacht wird. Dabei war zu 
beachten, daß das Menschenrecht aus Art 3 
nach dem Text der Konvention nicht ein­
schränkbar ist und auch im Notstandsfalle 
nicht von ihm abgewichen werden darf (Art 
15 Abs 2). 

Die britische Regierung äußerte die An­
sicht, daß gleichwohl die Garantie des Art 3 
nicht absolut sei, 'soweit es um Abschie­
bungsfälle gehe. Sie enthalte eine implizite 
Begrenzung, die dem Staat auch bei Bestehen 
eines realen MIßhandlungsrisikos die Ab­
schiebung erlaube, wenn dies durch Gründe 
der nationalen Sicherheit gerechtfertigt sei. 
Hierbei bezog sie sich insbesondere auf die 
Begrenzung des flüchtlingsrechtlichen Re­
Joulement-Schutzes durch Art 33 Abs 2 
GFK. Alternativ dazu trug die Regierung 
vor, die Gefährdung der nationalen Sicher­
heit sollte zumindest als ein Faktor angese­
hen werden, der gegen die Größe des 
MIßhandlungsrisikos abgewogen werden 
könne (Ziff 79). 

Der Gerichtshof wies diese Argumenta­
tion mit klaren Worten zurück: Das Verbot 
der Mißhandlung aus Art 3 gelte gleicher­
maßen absolut in Abschiebungsfällen. Wenn 
für eine Person ein reales Mißhandlungsrisi­
ko besteht, dann müsse die Abschiebung un­
terbleiben. Das Verhalten der Person, s,ei es 
auch unerwünscht oder gefährlich, könne 
dann keine relevante Erwägung sein. Der 
Schutz nach der EMRK gehe in dieser Hin­
sicht über den Schutz nach der GFK hinaus 
(Ziff 80). In der Tat: Wenn man akzeptiert, 
daß sich der von Art 3 garantierte Schutz auf 
Abschiebungsfälle erstreckt, dann muß not­
wendigerweise auch dieser Schutz an der 
Sonderstellung des Art 3 teilhaben, also un­
einschränkbar und notstandsfest sein. 

weinlPeukert, Europäische Menschenrechtskon­

vention, 2. Auf!. (im Erscheinen begriffen), Kom­

mentierung zu Art 3. 
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Somit hatte der Gerichtshof das Mißhand­
lungsrisiko zu beurteilen. Aufgrund von Ma­
terialien unterschiedlicher Stellen überzeugte 
er sich davon, daß bis Mitte 1994 Angehörige 
der Polizei des Punjab Sikh-Aktivisten ohne 
Rücksicht auf die. Menschenrechte innerhalb 
und außerhalb des Punjab verfolgten. Von 
großer Bedeutung war für ihn, daß bis heute 
keinerlei konkrete Bestrebungen für eine Re­
form oder U mstrukturierung der Polizei er­
kennbar sind. Trotz einiger Verbesserungen 
in der jüngeren Vergangenheit schätzte er die 
Menschenrechtslage in ganz Indien als pro­
bl~matisch ein. Vor diesem Hintergrund er­
schienen ihm die Zusicherungen menschen­
würdiger Behandlung, die Indien der briti­
schen Regierung gegeben hatte, als nicht hin­
reichend, ein reales MIßhandlungsrisiko für 
den Beschwerdeführer. auszuschließen. Sein 
besonderer Bekanntheitsgrad würde ihn nach 
Auffassung des Gerichtshofs wahrscheinlich 
zum Ziel von hard line elements in den Si­
cherheitskräften machen. Er erklärte daher 
die beabsichtigte Abschiebung Chahals für 
unyereinbar mit Art 3 (Ziff 87-107) .. 

Der Gerichtshof hat damit der Zusiche­
rung des Zielstaates, die betroffene Person 
menschlich zu behandeln, keine direkte 
rechtliche Relevanz beigemessen für die Be­
urteilung der Frage, ob der abschiebende 
Staat Art 3 verletze. Vielmehr sieht er eine 
Zusicherung als ein Faktum unter vielen, die 
im Vorgang der Gefahrenprognose zu 
berücksichtigen sind. Ob sie geeignet ist, das 
Bestehen eines realen MIßhandlungsrisikos 

l auszuschließen, ist eine Frage des Einzelfal­
les. In der Sache Chahal hatte der Gerichts­
hof Zweifel daran, ob die indische Regierung, 
an deren Gutwilligkeit er nicht zweifelte, 
überhaupt institutionell in der Lage gewesen 
wäre, die Einhaltung ihrer Zusicherungen im 
gesamten Staatsapparat durchzusetzen. Sie 
hatte nach seiner Einschätzung die Kontrol­
le über diejenigen Angehörigen der Sicher­
heitskräfte, die außerhalb ihrer Zus~ändig­
keitsbereiche menschenrechtswidrig agierten 
und von denen eine Bedrohung für den Be­
schwerdeführer ausging, noch nicht wieder­
gewonnen. Deshalb maß er den Zusicherun­
gen zu Recht nur begrenzten Wert bei. 

Der Chahal-Fall zeigt zudem erneut, daß 
der Gerichtshof bei der Beurteilung, ob ein 
"reales Risiko" bestehe, eine eigene volle 
Sach- und Rechtsprüfung vornimmt. Seine 
Überprüfungsbefugnis geht damit weiter als 

(8) Die österreichische Regierung beantragte des­

halb erfolglos beim Gerichtshof, den Fall aus dem 

Register zu streichen. Vgl. Ziff 6 des Urteils. 

(9) So auch die Europäische Kommission für Menc 

schenrechte im Ahmed-Bericht vom 5.7.1995 (Nr. 

24964/94), siehe auch bereits Entsch. v. 3.5.1983, 
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die der höchsten innerstaatlichen Gerichte. 
Den Staaten steht insoweit kein Beurtei­
lungsspielraum zu." 

Auch Sharif Hussein Ahmed blieb in 
Straßburg gegen die österreichische Regie­
rung erfolgreich. Sein Fall hatte jedoch eine 
überraschende Wendung genommen: 
Während im April und Mai 1995 seine Ab­
schiebung für zulässig erklärt worden war, 
stellte die Bundespolizeidirektion Graz im 
Oktober 1995 fest, daß er Verfolgung im Sin­
ne des § 37 des'Fremdengesetzes zu befürch­
ten habe. Seine Abschiebung wurde deshalb 
für ein Jahr ausgesetzt.(8) 

Der Gerichtshof hatte damit keinen wirk­
lich streitigen Fall mehr vor sich. Er brauch­
te in seinem der Beschwerde stattgebenden 
Urteil lediglich darauf zu verweisen, daß der 
österreichische Staat die Existenz eines 
MIßhandlungsrisikos bereits in der Flücht­
lingsanerkennungsentscheidung 1992 zuge­
standen und auch später nie bestritten habe. 
Keinerlei abw~ichende Informationen lagen 
dem Gerichtshof vor, so daß er sich den 
ubereinstimmenden Bewertungen der Partei­
en anschloß. Diese Schlußfolgerung wurde 
seiner Auffassung nach wegen der absoluten 
Natur des Art 3 - wie im Falle Chahal -
durch ein etwa unerwünschtes oder gefährli­
ches Verhalten des Beschwerdeführers nicht 
berührt; auch das Fehlen jeglicher Staatsge­
walt in Somalia beeinträchtigte sie nicht. 

Mit. der letzten Aussage hat der Gerichts­
hof beiläufig die Anwendbarkeit von Art 3 
auch dann bejaht, w~nn die Mißhandlungs­
gefahr von einer nichtstaatlichen Gruppie­
rung ausgeht. Dies erscheint folgerichtig; 
schließlich kommt es auf die Verantwortlich­
keit des Konventionsstaates und nicht auf 

Decisions and Reports 36,209,232. 

(10) Bericht vom 7.12.1995, Nr. 24573/94. 

(11) Siehe auch die Berichte der Kommission vom 

13.9.1996 (Bahaddar gegen Niederlande, Nr. 

25894/94 -Abschiebung nach Bangladesch), vom. 

15.10.1996 (D. gegen Vereinigtes Königreich, Nr. 

diejenige des (in der Regel gar nicht an die 
Konvention gebundenen) Zielstaates der Ab­
schiebung an.(9) Mit dieser Frage wird sich 
der Gerichthof nochmals in Kürze .in einem 
streitigen, anders gelagerten Fall zu befassen 
haben; in der Sache H. L. R. gegen Frank­
reich befürchtet der Beschwerdeführer, nach 
seiner Abschiebung von kolumbianischen 
Verbrecherbanden verfolgt zu werden. Die 
Kommission hat mehrheitlich eine (potenti­
elle) Verletzung von Art 3 bejaht.(IO) 

Ausblick 

Mit seinen Urteilen in den Sachen Chahal 
und Ahmed hat der Gerichtshof geklärt, daß 
Erwägungen der öffentlichen Sicherheit das 
aus Art 3 EMRK fließende Recht auf Schutz 
vor Abschiebung bei drohender Mißhand­
lung nicht einschränken können; der Schutz 
dieser Vorschrift gilt ausnahmslos. Im Hinc 
blick auf Zusicherungen menschenwürdiger 
Beh~ndlung durch den Zielstaat der Ab-. 
schiebung hat er zu Recht einen zurückhal­
tenden Kurs eingeschlagen. Das Urteil Ah­
med zeigt, daß der Schutz nach Art 3 EMRK 
auch bei der Abschiebung in eine Bürger­
kriegssituation bestehen kann; es deutet an, 
daß der Gerichtshof auch nichtstaatliche 
MIßhandlungsgefahren als beachtlich ein­
schätzt. In Kürze zu erwartende Entschei­
dungen werden weitere Klärungen für die 
Auslegung dieser immer bedeutsamer wer­
denden Vorschrift des menschenrechtlichen 
ReJoulement-Schutzes bringen.(1I) • 

Dr. Ralf Alleweldt, LL.M., ist wissenschaft­
licher Assistent an der Europa-Universität 
Viadrina Frankfurt (Oder). 

30240/96 - Abschiebung einer an Aids erkrankten 

Person in ein Land ohne ausreichende medizini­

sche Versorgung) und vom 6. Dezember 1996 (Pa­

ez gegen Schweden, Nr. 29482/95 -Abschiebung 

eines Mitgliedes von "Sendero Luminoso" nach 

Peru). 
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A syl in Not", das Un-

" terstützungskomitee 
für politisch verfolgte Auslän­
derinnen und Ausländer, ist seit 
1985 für die Rechte und Inter­
essen der Flüchtlinge tätig. Tau­
sende Menschen fanden mit un­
serer Hilfe in Österreich 
Schutz, fanden Arbeit und 
Wohnung, wurden Mitbürge­
rInnen der Gesellschaft dieses 
Landes. In Anerkennung dieses 
Engagements wurden wir 1991 
mit dem Bruno Kreisky-Preis 
für Menschenrechte ausge­
zeichnet. 

Wir sind Tag für Tag mit 
Entscheidungen der Behörden 
konfrontiert, die die Men­
schenrechte brechen, Familien 
auseinanderreißen und mit dem 
Schicksal der AusländerInnen 
ein zynisches Spiel treiben. 
Asylverfahren finden oft in der 
Schubhaft statt. Schutzsuchen­
den droht die Abschiebung ins 
Verfolgerland. Wegen Lappali­
en werden Menschen, die seit 
Jahren hier integriert sind, des 
Landes verwiesen. 

Gegen diese Zustände käm­
pfen wir für unsere KlientIn­
nen. Wir verhindern Abschie­
bungen, schreiben Berufungen 
gegen rechtswidrige Bescheide 
und informieren die Öf­
fentlichkeit von den ständigen 
Übergriffen der Behörden ... 

Unser harter Stil war oft die 
einzige Möglichkeit, Verfolgte 
zu schützen. Wir nennen die 
Schuldigen beim Namen. Der 
Erfolg gab uns recht. In man­
chen, spektakulären Einzelfäl­
len gelang es uns, die Behörden 
zum Nachgeben zu zwingen: 
Wir befreiten unsere KlientIn­
nen aus der Schubhaft und setz­
ten durch, daß sie wenigstens 
geduldet werden ("Abschie­
bungsaufschub"); einige, viel zu 
wenige, wurden sogar als 
Flüchtlinge anerkannt. 

Ein Flüchtling aus Zaire et­
wa, der drei Jahre im Gefängnis 
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gesessen und gefoltert worden 
war, wurde im Asylamt in Wien 
verhaftet, als er versuchte, einen· 
Asylantrag zu stellen. Wir star­
,teten für ihn, gemeinsam mit 
SOS-Mitmensch, eine Aktion 
"Notruf Asyl": zweitausend 
Protesttelegramme und -faxe 
(und ein Bescheid des Unab­
hängigen Verwaltungssenats, 
der die Haft für rechtswidrig 
erklärte) überzeugten das In­
nenministerium; er erhielt in 
Rekordzeit, drei Wochen nach 

. der Einreise, Asyl. Ein Erfolg, 
nur: was für· ein Kampf, was für 
ein Aufwand an Zeit und Kraft, 
damit ein einziger Mensch zu 
seinem selbstverständlichen 
Recht gelangt! 

Zusammen mit zehn ande­
ren NGOs gründeten wir die 
"Gemeinsame Flüchtlingskom­
mission" (GFK), die in Fällen 
abgewiesener, von der Abschie­
bung bedrohter Flüchtlinge ei­
genständige, nichtstaatliche 
Asylverfahren führt. 

Frau S. aus dem Iran, die un­
ter. dem Schah und unter den 
Mullahs im Gefängnis gesessen 
und gefoltert worden war, 
flüchtete 1985 nach Österreich. 
Ihr Asylantrag wurde in beiden 
Instanzen abgelehnt; 1994 ge­
riet sie in Schubhaft; durch po­
litischen Protest und eine ge­
wonnene Beschwerde an den 
Unabhängigen Verwaltungsse­
nat bekamen wir sie frei und 
stellten für sie einen neuen, auf 
ihre politische Arbeit im Exil 
gegründeten Asylantrag. 1995 
wurde sie von unserer Gemein­
samen Kommission als flücht­
ling anerkannt. In der Fölge 
stellte ihr das UNO-Hoch­
kommissariat einen "Schutz­
brief" aus, den sie in Ermange­
lung staatlicher Dokumente bei 
sich trug. 

. Viel politischer Druck von 
uns, von der Kommission, vom 
UNHCR war nötig, damit sie 

endlich, 1996, nach elf Jahren 
Aufenthalt in Österreich, Asyl 
erhielt. Elf Jahre Ungewißheit 
und Angst - ein trauriger Re­
kord, und bezeichnend für die 
Zustände in diesem Land. 

Vielen anderen können wir 
nicht helfen. Bestenfalls: Ver­
fahren verzögern. Ein Rechts­
mittel ergreifen nach dem ande­
ren - bis vielleicht, eines Tages, 
die Gesetze geändert werden, 
die Beamten, die die Menschen­
rechte brechen, ausgetauscht 
werden; bis es besser wird, viel­
leicht, irgendwann ... 

Wir sind unbequem - und 
bekommen das zu spüren: Man 
versuchte, uns finanziell zu rui­
nieren. Das Innenministerium 
stellte 1994 alle Zahlungen an 
uns ein. Kein Wunder, denn wir 

. hatten Franz Löschnak und 
Manfred Matzka oft genug an­
gegriffen. Löschnaks Sturz im 
folgenden Jahr war ein Tri­
umph der Menschenrechtsbe­
wegung; sein Nachfolger, Cas­
par Einem, gewährte uns 1996 
eine neuerliche Subvention. 

Dafür hat das Arbeitsmarkt­
service Wien (der andere tradi­
tionelle Hauptgeldgeber) mit 
31. März 1996 unsere Förde-; 
rung gestrichen. Wir sind, heißt 
es, "arbeitsmarktpolitisch nicht 
relevant". Weil unsere Klien­
tlnnen großteils AsylwerberIn­
nen sind und nicht arbeiten 
dürfen. Nur das Arbeitsmarkt­
service Niederösterreich finan­
ziert uns auch 1997 noch einen 

. Arbeitsplatz. Welche Linie das 
Innenministerium (politisch 
und finanziell) nach Einems 
Rücktritt einschlagen wird, ist 
heute noch nicht vorhersehbar. 

Tatsächlich helfen wir jenen, 
die als Flüchtlinge anerkannt 
sind, bei der Arbeits- und Woh­
nungsuche, vermitteln 
Deutschkurse und begleiten 
unsere Klientinnen auf ihrem 
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schwierigen Weg durch die Ge­
sellschaft dieses Landes. Hilfe 
bei der Integration ist also ne­
ben dem Kampf ums Recht auf 
Asyl das zweite Standbein un­
serer Arbeit. 

Wir versuchen, uns durch 
private Spenden über Wasser zu 
halten, hier vor allem durch un­
sere täglichen Spendensamm­
lungen in der "Kulisse" und im 
"Orpheum". 

Diese Sammlungen sind für 
uns überlebenswichtig. Wir 
wollen die öffentli~he Hand 
zwar nicht,aus ihrer Pflicht ent­
lassen, soziale Projekte zu för­
dern. Aber wir wollen auch 
nicht erpreßbar sein. Wir wol­
len, so weit es nur geht, unab­
hängig werden von Förderun­
gen durch den Staat. • 

Michael Genner 

Helfen Sie uns helfen! 

Wir brauchen Ihr politisches 
Engagement im Kampf um eine 
Änderung der Gesetze. 

Wir brauchen aber auch: 
möglichst viele, verläßliche eh­
renamtliche Mitarbeiterinnen, 
die bereit sind, abends nach der 
Vorstellung (ab etwa 2230 Uhr) 

in der "Kulisse" oderim "Or­
pheum" für uns zu sammeln. 
Preis für Eintrittskarte und 
Heimfahrt rriit dem Taxi wer­
den von uns retourniert. 

Bitte melden Sie sich bei uns 
unter der Telefonnummer 

4084210113 
oder schriftlich: 

Asyl in Not, Währingerstraße 
59,1090 Wien. 

Wir freuen uns natürlich auch, 
wenn Sie zwar keine Zeit ha­
ben, für uns zu sammeln, "bel' 
uns dafür selbst eine ~I'Men! 
oder kleinere Sptmdt! ~,i\hlcn 
wollen. 
Spendenkonto: /I,ttlk limit/ti 
698035 557, Unln\lIil'#liIliJ;~h! 
mitee für pullt/Rb ~},iJ,/ldJl((' 

Ausländer {WH'/l, 

I"" 
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Nachpositivistisches Rechtsdenken 

... die festen Gedanken 
in Flüssigkeit bringen ... 

. um "der Rechtswissenschaft ein neues 
Ansehen zu verschaffen", wollen die 

Autoren eine Rekonstruktion der juristischen 
Arbeit mit Hilfe zeitgemäßen theoretischen 
Werkzeugs versuchen. Jenseits der Unter­
scheidung von Rechtspositivismus und 
Rechtsethik sollen aus dem Blickwinkel der 
postanalytischen Sprachtheorie und der Theo­
rie sozialer Systeme die Vorgänge im Rechts­
betrieb ins Auge gefaßt werden. Die dabei ge­
wonnenen Einsichten verwenden sie unter ei­
nem zu dogmatischen Analysen, die gleich­
zeitig Kritik an der geläufigen Praxis und 
Werbung für eine demokratisch legitime 
Rechtsanwendung aussprechen. 

1. Alexander Somek, Dozent am Institut 
für Rechtsphilosophie der Universität Wien, 
und Nikolaus Forg6, Assistent am Institut 
für Römisches Recht im selben Haus, be­
schreiben in "Nachpositivistisches Rechts­
denken" eine Übersicht und eigene Weiter­
entWicklungen der Rechtstheorie, wie sie sich 
vom Standpunkt der gegenwärtigen interna­
tionalen Diskussion aus darstellt. Sie haben 
dabei die von der heimischen Lehre so ge­
pflegte Auseinandersetzung Positivismus vs 
Naturrecht hinter sich gelassen und unter­
nehmen es, einen neuen Zugang ins Rechts­
system zu erschließen. 

In jeweils vier Aufsätzen und einer ge­
meinsamen "Einführung" stellen sie ihr Pro­
jekt eines Umgangs mit Normen vor, der 
Recht nicht in den Gesetzestexten erkennen 
will oder von Rechtsnormen die Stiftung von 
Frieden und Ordnung erwartet, sondern der 
die "Dogmatik der Unbestimmtheit" (S. 30) 
erlernt hat und aushält: Unbestimmt (und 
daher bei ihrer Anwendung zu bestimmen, 
dh zu erzeugen) sind die Rechtstexte, und 
unbestimmt (und daher kommunikativ im­
mer wieder erst herzustellen) sind die Vor­
aussetzungen sozialer Integration, des gesell­
schaftlichen Zusammenhalts. 

2. Aus den Geleisen der traditionellen 
Jurisprudenz wirft schon die einfache Tatsa­
che, daß Recht kein irgendwie sinnlich gege­
bener Gegenstand, sondern ein sprachliches 
Gebilde, eine Summe von Sprechakten ist, die 
erst im Kontext, im Sprachspiel verständlich 
werden. Und die Regeln dieses Spiels sind 
wiederum nicht den Texten zu entnehmen, 
die ja erst durch die Kenntnis der Regeln 
ihren Sinn erlangen. Das juristische Sprach­
spiel wird nun durch eine spezifisch juristi­
sche Sozialisation (an den Universitäten) er-
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lernt, wo die Studentinnen darauf abgerichtet 
werden, gewisse "Sachverhalte" nur mit ge­
wissen "Tatbeständen" in Verbindung zu 
bringen: "Die Bedeutung eines sprachlichen 
Ausdrucks wird durch paradigmatische Ver­
wendungsweisen [ ... ] etabliert und gelernt" 
(Forg6, S. 133, 134). Mit diesem gemeinsa­
men Vorverständnis erzeugt der juristische 
Stand aus an sich unbestimmten, für ver­
schiedene Interpretationen "offenen" Geset­
zestexten die für seine ergebnisorientierte 
Arbeit nötigen Bestimmtheiten und bildet 
sich dabei ein, die korrekten Modalitäten der 
staatlichen Gewaltausübung wie Äpfel vom 
Baum des Rechts pflücken zu konnen. 

3. Jedoch: "Die Ausbildung von Systemen 
rechtlichen Wissens erfüllt eine politische 
Funktion. Aus dieser muß sie auch verstan­
den werden" (Somek, S. 107). Recht ist nur 
für Juristinnen Recht, für alle anderen geht es 
um Macht. Für das soziale Prestige und die 
daraus resultierende Einkommenshöhe von 
Juristinnen würde sich diese Gleichsetzung 
von Rechtsanwendung und Machtausübung 
als ungünstig erweisen und wird folglich un­
terdrückt. In Kapitel 3 faßt Somek dieses 
Phänomen als "Interne Vermachtung" des 
Rechtssystems, das seine Selbstreflexion be­
grenzt und eine Fachsprache entwickelt hat, 
die das juristische Gutachten" von der Bürde 
entlastet [ ... ], vollständig und hinreichend zu 
begründen" (Somek, S. 149). 

Forg6 zeigt in den Kapiteln 4 und 5 dann 
anhand der Interpretationen, die der Begriff 
"Gewalt" im Nötigungsparagraphen bzw der 
Tatbestand "Werben für eine terroristische 
Vereinigung" durch deutsche Gerichte erfah­
ren hat, sehr genau auf, wie die aus dem "ge­
richtlichen Bedeutungsmonopol entstehende 
~eliebigkeit ... unendlich ist" (Forg6, S. 257). 

.~. Unbestimmtheit ist in unserer Gesell­

schaft also ungleich verteilt. 

4. Diesem Befund schließen sich zweI 
"Versionen" nachpositivistischen Rechts­
denkens an. Seine erste, von den amerikani­
schen Critical Legal Studies in den siebziger 
Jahren entwickelte, beansprucht, "den Lega­
litätsglauben einer Profession zu rekonstru­
ieren, die ihr soziale~ Handeln unter Rekurs 
auf das Projekt der Rechtserkenntnis legiti­
miert" (Somek, S. 159). Daß die "Blindheit" 
dieses Projekts "gegenüber alternativen For­
men der Argumentation zu den konstitutiven 
Elementen funktionierenden rechtlichen 
Wissens gehört" (Somek, S. 168) und daß sie 
"Produkt der kollektiven Abrichtung auf den 
Vollzug interpretativer Strategien" (Somek, 
S. 169) ist, wurde schon beschrieben. 

Die zweite, insbesondere von Stanley 
Fish, Pierre Schlag und den Autoren dieses 
Buches vorgetragene Version will darüber 

hinaus deutlich machen, daß der Einbildung 
von der "Erkenntnis des geltenden Rechts" 
auch keine "Einheit präreflexiver Deutungs­
prozesse" (Somek, S. 169) entspricht, die für 
das Funktionieren der ganzen Maschinerie 
sorgen würde. Das Recht kann auch von in­
nen betrachtet nicht kohärent, nicht als Sy­
stem gefaßt werden. Die Unbestimmtheit so­
zialer Integration drückt sich auch in der Un­
möglichkeit aus, einZentrum anzugeben, um 
das sich das juristische Spiel dreht. In Kapitel 
7 kann Somek deshalb zeigen, wie schon ein 
bloßer, nach herkömmlicher Sicht "vertret~ 
barer" Perspektivenwechsel in der Interpre­
tation des B-VG durch die Bundespräsiden­
tin eine Neuordnung des politischen Gefüges 
in unserem Land herbeiführen könnte. 

5. Wie aber ist mit Unbestimmtheit in der 
juristischen Arbeit umzugehen? ..:.. Sicher 
nicht so, wie es Carl Schmitt propagiert hat, 
dessen "antiindividualistischen Dezisionis­
mus" Forg6 in Kapitel 6 nachhaltig destru­
iert. Nach der theologischen Auffassung der 
Gesetze als Offenbarung des Rechts kann die 
mythologische vom "anderen Richter" im 
Sinne Schmitts kein Ausweg sein. 

Dagegen zieht nachpositivistische Rechts­
theorie die Existenz einer normsetzenden 
Autorität nicht in Zweifel. In Kapitel 8 wird 
Somek daher mit Rücksicht auf die Unter­
scheidung von Begründungs- und Anwen­
dungsdiskurs argumentieren: "Der Anspruch 
legitimer Gesetzgebung läßt sich erst in Pro­
zessen der Rechtsanwendung einlösen" 
(S. 362), nur sei das Verhältnis von Gesetzge­
bung und Anwendung nicht so beschaffen, 
daß "sich nunmehr alle juristischen Argu­
mente für beliebige politische Zwecke ver­
wenden (ließen). [ ... ] Ob ein juristisches Ar­
gument zur Täuschung eines Gegenspielers, 
zur nachträglichen Rationalisierung eines 
vorgefaßten Ergebnisses oder zur verständi­
gungsorientierten Artikulation von rechtli­
chen Überzeugungen verwendet wird, ist im 
juristischen Diskurs selbst zu beurteilen" 
(S. 354). Die dabei auftretende Unbestimmt­
heit sei als "Relations begriff" zu verstehen, 
"der die Rechtsanwender auf die sachliche 
Durchführung von Verfahren der Rechtsge­
winnung verweist" (S. 358). "Es sieht so aus, 
als sei die Unbestimmtheit von rechtlichen 
Regeln und Formen der juristischen Argu­
mentation das Medium sozialer Integration, 
gerade so, als ob sich soziale Solidität deswe­
gen einstellte, weil sie durch die Unbe­
stimmtheit normativ gehaltvoller Überein­
stimmung vermittelt würde" ("Einführung", 
S.33). 

Dieser Punkt, die Folgen der Theorie filr 
die juristische Praxis, scheint mir hier nicht 
genug ausgeführt zu sein. Wenn die Funkti-

Juridikum 1/97 



on von "Recht" allgemein als Stabilisieruhg 
angesprochen werden kann, so wird es durch 
seine Verflüssigung in der "Dogmatik der 
Unbestimmtheit" eventuell seines Sinnes be­
raubt. Es wäre {nteressant, das nachpositivi­
stische Rechtsdenken einmal in Schriftsatz­
form a~ftreten zu sehen. 

6. Ein schwieriges Buch, ohne Zweifel. 
Aber das soll kein Grund sein, es sich entge­
hen zu lassen. Wer mit der aktuellen philoso­
phischen Diskussion nicht so vertraut ist, 
mag die Kapitel 2, 4 und 5 zu Beginn und die 
"Einführung" am Schluß lesen. 

Ich bin davon überzeugt, daß die Beschäf­
tigung mit nachpositivistischem Rechtsden­
ken unser Selbstverständnis als Juristinnen 
grundlegend verändernwird. • 

Florian OPPitz 

Alexander Somek I Nikolaus Forgo, 
Nachpositivistisches Rechtsdenken, Inhalt 
und Form des positiven Rechts; WUV­
Universitätsverlag, Wien 1996, 372 Seiten, 
398,- öS. 

Ulrike Davys Habilitationsschrift 

Asyl und internationales 
Flüchtlingsrecht 

U lrike Davy beweist mit der vorliegen­
den Untersuchung nicht nur hervorra­

gende fachliche Kompetenz sondern auch die 
Gabe, komplexe juristische Sachverhalte les­
bar auf den Punkt zu bringen. In ihrem 
zweibändigen, im Rahmen ihrer Habilit~tion 
entstandenen Werk gibt sie einen umfassen­
den Überblick über das Flüchtlingsrecht. 

Umschreibt der erste Band den völker­
rechtlichen Rahmen, so analysiert der vor 
ku~zem erschienene zweite Band die inner­
staatliche Ausgestaltung von Asyl und 
Flüchtlingsrecht in Österreich. 

Band I befaßt sich im ersten Teil zunächst 
mit dem Verhältnis zwischen Asyl und inter­
nationalem Flüchtlingsrecht vor allem aus 
entwicklungsgeschichtlicher Perspektive. 
Der zweite Teil beleu~htet die jüngsten west­
europäischen Asylrechtsreformen und ihre 
Berührungspunkte mit den spezifisch asyl­
rechtlichen Pflichten der Genfer Flüchtlings­
konvention. Eine Darstellung der völker­
rechtlichen Rahmenbedingungen der staatli­
chen Schutzgewährung schließt den ersten 
Band ab. 

In Band II, konzentriert sich Davy 
zunächst auf den materiell-rechtlichen An­
gelpunkt der österreichischen Asylrechts­
reform, die strenge Ausrichtung der staatli­
chen Schutzgewährung am Konzept der 
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"Drittstaatssicherheit" . Sie stellt im dritten 
Teil ihrer Untersuchung dar, welche Ausge­
staltung dieses Konzept durch den öster­
reichischen Gesetzgeber erfahren hat, und 
zeigt auf, daß die österreichischen Regelun­
gen in diesem Bereich unter dem Blickwinkel 
der Genfer Flüchtlingskonvention in mehr­
facher Hinsicht problematisch sind. So haben 
etwa die besonderen einreise- und aufentc 
haltsbezogenen Pflichten, die die GFK statu­
iert, bei der Neugestaltung des Asylrechts 
nicht ausreichend Beachtung gefunden. 

Der letzte Teil der Untersuchung widmet 
sich dann den verfahrensrechtlichen Kompo­
nenten ebendieser einreise- und aufenthalts­
bezogenen Pflichten und ihrer Umsetzung 
im österreichischen Recht. 

Davy macht hier deutlich, daß die öster­
reichische Rechtslage auch den verfahrens­
rechtlichen Anforderungen nicht gerecht 
wird, und zwar weder mit Blick auf einen eu­
ropäischen Rechtsschutzstandard noch ~it 
Blick auf das österreichische Verfassungs-
recht. . 

SEHEN/HÖREN/LESEN 

menhängen, einer Betrachtung unterzogen 
werden. In dieser findet sich nicht nur eine 
Darstellung der Rechtssprechung der 
Höchstg~richte sondern auch der Behörden­
praxis und der persönlichen Meinung des 
Autors wieder. 

Etwas störend an diesem Buch ist, daß bis­
weilen nicht klar herausgearbeitet ist, ob der 
Autor nun die Spruchpraxis der Behörden 
oder seine eigene Meinung zum Ausdruck 
bringt. Zu beachten ist weiters die in Teilbe­
reichen mittlerweile geänderte Judikatur. 

Nichtsdestotrotz ist dieses Buch ein wert­
voller Ratgeber bei Problemen mit dem Auf­
enthaltsgesetz. • 

Matthias Blume 

Rudolf Rieser, Das Aufenthaltsgesetz, 
Rechtsgrundlagen - Verwaltungspraxis; 
Verlag Orac, Wien 1996, 224 Seiten, 
brosch., 590,- öS. 

Empfehlenswert! • Das Aufenthaltsgesetz 
Katharina Echsel 

Ulrike Davy, Asyl und intern'ationales 
Flüchtlingsrecht, Band I: Völkerrechtliche 
Rahmenbedingungen, 276 Seiten, Band 11: 
Innerstaatliche Ausgestaltung, 435 Seiten; 
Verlag Österreich, Wien 1996. 

qas Aufenthaltsgesetz 

Rechtsgrundlagen und 
Verwaltungspraxis 

Der Autor, Dr. Rudolf Rieser, ist mehr­
jähriger Leiter des fremdenpolizeili­

chen Referats der Bezirkshauptmannschaft 
Schwaz. Der Stand des Buches ist 1. 9. 1995. 
Das Buch ist dem fünf jährigen Sohn des Au­
tors, Andreas, in der Hoffnung gewidmet, 
daß es seine Generation einmal besser verste­
hen werde, mit den Besonderheiten und Pro­
blemen im Umgang mit AusländerInnen und 
Randgruppen der Gesellschaft fertig zu wer­
den als unsere jetzige, von Ausländer- und 
Minderheitenfeindlichkeit geprägte Gesell­
schaft. 

Der Autor hat sein Buch im wesentlichen 
in zwei Teile gegliedert. Der erste ist einer all­
gemeinen Darstellung der Systematik der 
sonstigen Gesetze, die Fremde betreffen, und 
den verfassungrechtlichen Grundlagen ge­
widmet. Der andere Teil ist derart aufgebaut, 
daß zuerst die betreffende Norm abgedruckt 
ist und hernach die verschiedensten Pro­
blemstellungen, die mit dieser Norm zusam-

Aktuelle 
Rechtsprechung 

D ieses Buch ist ein Kommentar zum Auf­
enthaltsgesetz, in den sowohl die Ge­

setzesmaterialien, Verordnungen als auch die 
Judikatur der Höchstgerichte nahezu lücken­
los eingearbeitet wurde. Der Stand ist 1. März' 
1996, womit dieses Werk das meines Wissens 
nach jüngste zum Aufenthaltsgesetz ist. 

Der Aufbau des Buches ist praktisch ident 
mit dem des Handbuches zum Fremdenge­
setz. Der Grund hierfür dürfte darin liegen, 
daß der Autor des vorliegenden Buches auch 
am Handbuch zum Fremdengesetz mitgear­
beitet hat. Daher sind die Schwächen auch die 
selben. Die Informationsflut, die auf einen 
hereinstürzt, wird nicht gefiltert. Das Auf­
finden eines relevanten Judikates, insbeson­
dere unter Zeitdruck, ist schlicht nicht mög­
lich. Es fehlen Hyperlinks, mit denen 
manIfrau sich in Sekl.indenbruchteilsschnel­
le in das betreffende Judikat einklinken kann 
- wir leben nunmal in einer schnellen Zeit, 
tja. Hier wird eindeutig zu viel Information 
zu unstrukturiert präsentiert. Trotzdem dürf­
te es nicht ganz wertlos sein - vorausgesetzt 
manIfrau hat Zeit in Hülle und Fülle um alle 
Judikate zu einer Norm durchzulesen - habe 
ich mir berichten lassen. • 

Matthias Blume 

Rudolf Keplinger,Aufenthaltsgesetz, Linde 
Verlag, Wien 1996, 244 Seiten, kart., 
390,- öS. 
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E rkenntniswilligkeit und 
-fähigkeit sind Glücks­

sache und keineswegs automa­
tische Folge stringenter sachli­
cher Argumentation. Je mehr 
alle anderen Ebenen geleugnet 
werden, auf denen Überzeu­
gungsarbeit nun einmal auch 
passiert, umso irrationaler wer­
den die Widerstände. So 
kommt es, daß an sich intelli­
gente Personen in geistiger Ere­
mitage verweilen, nur um nicht 
zu sehen, was nicht sein darf. 

Fast läßt sich eine naturwis­
senschaftliche Hypothese da­
raus ableiten, denn die Verhal­
tensweisen lassen sich beliebig 
wiederholbar im Feldversuch 
nachweisen. 

Ja, ja, die Blümels 

Es sei an dieser Stelle an das 
"Orchideenthema" Namens­
recht (O-Ton NA-Abgeordne­
ter Khol) erinnert, wo im Er­
gebnis, so unwichtig es laut 
obiger Ansicht auch sein mag, 
nach wie vor, im Falle der 
Nichteinigung der Verlobten, 
deriName des Mannes Ehena­
mewird. 

Gut, wenn nun die eine 
Gruppe, die sich gegen eviden­
te und bewiesene Wahrheiten 
sperrt, die Macht hat, diese 
auch um jeden Preis halten will, 
und die andere Gruppe, die sie 
nicht hat, aber dafür diese 
Wahrheiten täglich am eigenen 
Leib erfährt, aufeinandertref­
fen, wird jede Auseinanderset­
zung auf geistiger Ebene gro­
tesk. 

Orchideenkombo 

Es sei hier nur an die rührend 
verzweifelten und hilflosen 
Wortmeldungen der Philhar­
moniker erinnert, die nur der 
Arterhaltung indigener Chau­
vinisten dienten. Ein weiterer 
Wesenszug und gleichzeitig 

Orchideenstaat 
IRIS KUGLER 

Waffe neben oben dargestellter 
Ignoranz und Arroganz, der ei­
ne Spezies peinigt, die nie am 
eigenen Leib die selbst aus­
geübte Diskriminierung erfah­
ren hat, ist Blindheit. Als "Pal­
mers"-Plakate in diesem Land 
noch zu Protesten führten, gab 
es die" Trau Dich doch" -Serie. 
Zu sehen waren, ja was schon, 
wie immer Frauen in Dessous. 

Wache Geister tauschten ei­
nes Tages den einen Menscheri­
kopf auf den Plakaten mit ei­
nem anderen Menschenkopf 
aus und siehe da, obwohl es 
sich beide Male um Wesen der­
selben Gattung handelte, führ­
te diese Aktion zu einem Pro­
teststurm. Der ausgetauschte 
Kopf war das Haupte Staberls 
und plötzlich, so wurde sich er" 
eifert, war diese Darstellung 
zutiefst diskriminierend und 
die menschliche Würde ver­
letzt. 

Und genau hier war die Dis­
kussion dann auch zu Ende. 
Wie so häufig bei Vertretern 
und Vertreterinnen nicht-dis­
kriminierter Gruppen hörte 
das Denkerifan einem bestimm­
ten Punkt einfach auf, als ob bis 
dahin vorhandenes Licht ohne 
Vorwarnung erloschen wäre. 
Natürlich wurde durch diese 
Aktion sichtbar, wie honorig es 
ist, in aller Öffentlichkeit in 
Unterhosen zur Schau gestellt 
zu werden. Der nächste Denk­
schritt jedoch, daß ~s nicht nur 
schmerzend für Journalisten 
ist, einschlägig als Ver­
packungsmaterial dargestellt zu 
werden, sondern auch für 
Frauen, die sich den Modedik­
taten unterzuordnen haben, 
war nicht möglich. Bis heute 
nicht, oder vielleicht sogar 
noch weniger als damals. Es 
dürfte sich um einen automati­
schen Abwehrmechanismus 

handeln, der Machtträger davor 
schützt, irgendetwas zu begrei­
fen oder erkennen zu kÖf)nen, 
was ihre Macht ins Wanken 
bringt. Denn obwohl Bücher 
über Frauenforschung, Macht 
und Geschlechterverhältnisse, 
geschlechtsspezifischen U m­
gang mit Wissenschaften be­
reits ganze Bibliotheken füllen, 
hält sich jeder und jede, die ei­
ne andere Frau auch nur vom 
Hörensagen kennt, für eine Ex­
pertin bzw. Experten in Frau­
enfragen. Ähnlich ist die Sach­
lage bei der Schutzalterdiskus­
sion männlicher Homosexuel­
ler. 

Tatü, tatü, tatü 

Es sei an jene Diskussion erin­
nert, als Ulrike Lunatschek 
namhafte WissenschafterInnen 
anführen konnte, die sich alle­
samt gegen die Beibehaltung 
des Schutzalters aussprachen 
und bereits erwähnter Andreas 
Khol auf der Sachebene nicht 
zu überzeugen war, während in 
ihm alle homophoben Alarmsi­
renen heulten. Diese Art der 
Nichtauseinandersetzung oder 
besser Ignoranz führt zu kurio­
sen Subgesetzlichkeiten, die 
dann im schlimmsten Falle 
normativen Charakter erhal­
ten, wenn mehrere Protagoni­
sten und Protagonistinnen ei­
nes einseitigen Weltbildes auf­
einandertreffen und in der La­
ge sind, ihre Macht (für sich) zu 
nutzen. 

Hiebei ist nicht von der Ma­
terialität eines miesen Megama­
chos auszugehen, sondern von 
Durchschnittsmenschen 
nicht zwingend, doch häufiger 
männlichen Geschlechts - die 
ganz instinktiv und vorbewußt 
funktionieren, sodaß jede Un­
terstellung von Bösartigkeit 
oder einseitiger Parteinahme, 
einerseits eine glatte Über-

schätzung darstellt und ande-
. rerseits einen Sturm der Entrü­

stung hervorruft, denn selbstc 
verständlich ist man für Gleich­
behandlung und Gleichberech­
tigung. 

Gorillas im Nebel 

Selbstverständlich helfen alle 
braven Männer ihren Frauen 
im Haushalt, deshalb braucht 
man auch kein Gesetz. Insbe­
sondere dann nicht, wenn sich 
im Falle einer Scheidung für die 
Ehefrau em Unterhalts an­

,spruch aus dem Fehlverhalten 
ableiten könnte. Und auch die 
Schwulen sind Menschen, nur 
muß man halt leider die "klei­
nen Buben" vor ihnen schüt­
zen. Daß die immer geschützt 
waren und es um sexuelle 
Selbstbestimmung männlicher 
Jugendlicher ohne gesetzliches 
Einspruchsrecht der Eltern 
ging, wurde viel zu selten klar- ; 
gestellt. Freilich läßt sich nicht 
mehr ganz so ungehemmt pole­
misieren, wenn voJlkommen 
exakt formuliert wird, worum 
es geht und wogegen man sich 
wendet. Auch setzt dies ein ge­
wisses intellektuelles Bemühen 
voraus, das von satten Mächti­
gen geleistet, sofern überhaupt 
möglich, eher einen Gnadenakt 
darstellt; also schlicht verwei­
gert wird, da nächster Schritt 
folgerichtig die Überzeugung 
wäre und dieses Risiko zu groß 
ist. 

Und dennoch, so wie die 
Erde rund ist und Galileo Gali­
lei mittlerweile rehabilitiert, 
zeichnet sich ab, daß auch jetzt 
eine kopernikanische Wende, 
ein Paradigmenwechsel über­
fällig ist. Die Gründung einer 
Frauenpartei steht als Rute im 
Fenster und schon bald wird 
dumpfe Ignoranz als Antwort 
auf unbequeme Fragen nicht 
mehr ausreichen. • 
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• Bezugsbedingungen 

Einzelbestellungen gegen Vorauszahlung auf 

das Konto CA-BV (BLZ 11000) Kto.Nr. 

0223/05882-00 (plus Porto) oder per 

Nachnahme (plus Porto und öS 15,- NN-Ge­

bühr). Geneigte Leserinnen und Leser, die das 

Juridikum unaufgefordert 'zugesendet bekom­

men, erhalten damit unverbindlich ein ko­

stenlosesProbeexemplar. 

Wenn Sie das Juridikum regelmäßig beziehen 

möchten, bitten wir Sie, den Bestellschein auf 

dieser Seite zu verwenden. Für Probeheft­

Empfehlungen, das heißt für Hinweise auf 

Personen, denen wir sinnvollerweise ein Pro­

beheft zusenden könnten, sind wir stets dank­

bar. Die Preise für das Ermäßigungsabo gelten 

für StudentInnen Schülerlnnen, Lese?Innen 

ohne Einkommen, Zivil- und Präsenzdiener 

(bitte Nachweis!). Das Abo für Leserlnnen, 

die sich im Strafvollzug befinden, ist kosten­

los. Das Abo verlängert sich automatisch um 4 

Ausgaben, wenn nicht vor Ablauf der Abo­

Periode schriftlich gekündigt wird. Das Abo 

ist gegen Rechnung im voraus zahlbar. 

Gerichtsstand ist A -1140 Wien. 

• Lieferbare Hefte 
ÖS/DM/SFr 

1/89: Frauen und Recht 

2/89: Medien und Recht 

10,-/1,50/1,-

10,-/1,50/1,-

3/89: Strafen - oder leben lassenl0,-/1,50/1,-

4/89: Umweltrecht 10,-/1,50/1,-

5/89: Sozialismus und Recht 10,-/1,50/1,-

1190: Schreie der Freiheit 10,-/1,50/1,-

2/90:-Verwaltung der Armut 10,-/1,50/1,-

3/90: Freiheit und Demokratie 10,-/1,50/1,-

4/90: Sexualität und Sittlichkeit 10,-/1,50/1,-

5/90: Das Gesicht der Macht 10,-/1,50/1,-

1/91: Schöner Wohnen 20,-/3,-/2,50 

2/91: Die Freiheit von Inhalt 20,-/3,-/2,50 

4/91: Verspielter Staat 20,-/3,-/2,50 

5/91: Macht spielt Staat 20,-/3,-/2,50 

1/92: Die Fremden 20,-/3,-/2,50 

2/92: Ver(r)ächtlich(t)es Kind 20,-/3,-/2,50 

3/92: Gestellte Aufnahme 20,-/3,-/2,50 

5/92: Weitaus besserung 20,-/3,-/2,50 

2/93: Subsidiarität 20,-/3,-/2,50 

5/93: Der Traum von Sicherheit20,-/3,-/2,50 

1/94: Föderalismus in Europa .30,,../4,50/4,-

2/94: Wider den Notstand 

3/94: Risiko Ges.m.b.H. 

5/94: Neue Weltordnung 

2/95: Desintegration 

3/95: Republik: Ö3? 

5/95: Biotechnologien 

1196: Intellectual Property 

30,-/4,50/4,-

30,-/4,50/4,-

30,-/4,50/4,-

30,-/4;50/4,-

30,-/4,50/4,-

30,-/4,50/4,-

30,-/4,50/4,':' 

2/96: Wohlerworbene Rechte 30,_/4,50/4,-

3/96: Das Kartell der Sparefrohs 30,-/4,50/4,-

4/96: Sprache & Recht 30,-/4,50/4,-

1197: Asyl in Europa 30,-/4,50/4,-

zuzüglich Porto 
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SERVICE 

• im Context-Vertrieb 

Benjamin Davy, Barbara Steiner, Dr. Arno Pilgram, 
;,Kriminalität in Österreich-"Menschen Rechte Polizei­

Eine Information über das neue 
Sicherheitspolizeigesetz" , 
Broschüre, 66 Seiten, A6, 
15,- öS zzgl. Porto 

"Datenspiegel der österreichische~ 
und deutschen Rechtsgeschichte", 
Skriptum, 2. Auflage, 52 Seiten, A5, 
geheftet, 
80,- öS zzgl. Porto 

Studien zur Soziologie der 
Kriminalitätsentwicklung" (1980), 
Verlag für Gesellschaftskritik, 280 Seiten, 
20,- öS zzgl. Porto 

Context-Vertrieb 
}uridikum-Einzelbestellungen" 

Ich bestelle hiemit ' 

o Juridikum-tinzelheft(e) Nr. 

o .......... Stück "Menschen - Rechte - Polizei" 

o .......... Stück "Datenspiegel Rechtsgeschichte" 

o .......... Stück "Kriminalität in Österreich" 

o gegen Vorauszahlung (zzgl. Porto) 

Senden Sie ein kostenloses 
Probeexemplar an: 

o per Nachnahme (zzgl. Porto und Nachnahmegebühr) Gerichtsstand ist 1140 Wien 

Datum: Unterschrift: 

}uridikum~Abonnement 

Ich bestelle hiemit 

o einJuridikum-Abo 

(120,- ÖS / 26,- DM / 23,- SFr) 

o einJuridikum-Förderabo 

(200,- öS / 40,- DM / 37,- SFr) 

Dein J uridikum-Ermäßigungsabo 

(90,- öS / 22,- DM /19,- SFr) 

Senden Sie ein kostenloses 
Probeexemplar an: 

Das Abo gilt für 4 Ausgaben (1 Jahr) - es verlängert sich jeweils um eine Periode, wenn es nicht 
innerhalb der laufenden Periode gekündigt wird. Gerichtsstand ist 1140 Wien 

Datum: Unterschrift: 
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Das nächste Juridikum erscheint am 12.05.1997 mit dem Schwerpunkt-THEMA 

Österreich und die 
Informationsgesellschaft 

(Manuskriptschluß: 18.04.1997) 
Interessierte laden wir zu den Redaktionssitzungen (jeden Dienstag) ein: jeweils 20 00, 

Amerlinghaus (Teestube), Stiftgasse 8, 1070 Wien. 

Brauchbare Information 

Absenderln: 

Alles, was Recht ist. 

Absenderln: 

An 

bitte 
ausreichend 
frankieren 

( Österreich: 
5,50 öS) 

Context - Vertrieb 

Breitenseerstraße 60/16 
A-1140 Wien 

An 

bitte 
ausreichend 
frankieren 

(Österreich: 
5,50 ÖS) 

}uridikum- Vertrieb 

Breitenseerstraße 60/16 
A-1140 Wien 

Breitenseerstraße 60/16, 
A-1140Wien 

Tel: 0222/985 3740 

e-mail: Juridikum@blackbox.at 

Redaktion: Wien: Wolfgang Beran, 
Mag. Matthias Blume, Maga. Kat­
harina Echsel, Maga. Iris Kugler, 
Andreas Schlitzer, Barbara Steiner, 
Andreas Walch, Matthäus Zinner; 
Graz: Dr. Martin Fill; Salzburg: 
DDr. Nikolaus Diminel, Veronika 
Sengmüller; Innsbruck: Michael 
Wimmer; Ständige Mitarbei­
terinnen: Univ. Prof. Dr. Nikolaus 
Benke, Maga. Susanne Jaquemar, 
Maga. Susanna Speckmayer, Mar­
tina Thomasberger; Chefredakti­
on: Mag. Thomas Sperlich, Valen­
tin Wedl, Maga. Maria Windhager; 
Vertrieb: Mag. Matthias Blume; 
Anzeigen: Valentin Wedl; Thema: 
Mag. Matthias Blume, Maga. Kat­
harina Echsel; Sehen/Hören/Lesen: 
Barbara Steiner; Bildredaktion: 
Wolfgang Beran, Werner Wendt; 
Produktionsleitung: Maga. Ka­
tharina Echsel; Satz & Korrektur: 
Redaktion 
Autorinnen dieser Ausgabe: Dr. 
Ralf Alleweldt, Dr. Herbert Be­
ran, Mag. Georg Bürstmayr, Mag. 
Wilfried Embacher, Univ. Doz. 
Dr. Michael Geistlinger, Michael 
Genner, Sandrine G:renier, 
Michael Köcher, Stefan Lintl, 
Dr. Wolfgang Neugebauer, Mag. 
Florian Oppitz, Veronika 
Schmidt, Dr. Walter Suntinger, 
Dr. Andreas Zimmermann 

Offenlegung 

Herausgeberin: Context - Initiati­
ve für freie Studien und brauch­
bare Information, Medieninhaber: 
Context '- Verein für freie Studien 
und brauchbare Information 
(= Unternehmensgegenstand), 
Breitenseerstraße 60/16, 1140 
Wien (=Sitz und Niederlassung).· 
Der Medieninhaber ist zu 100% 
Eigentümer des Juridikum. 
Grundlegende Richtung des Juri­
dikum: ergibt sich aus den Con­
text-Statuten und aus dem Inhalt 
der veröffentlichten Texte. Ge­
schäftsführung: Wolfgang Beran, 
Valentin Wedl; Stellvertretung: 
Mag. Thomas Sperlich, Maga. 
Katharina Echsel; Generalsekreta­
riat: Maga. Maria Windhager 
DVR-Nr.0650871 

Herstellung & Versand: Brücke,· 
Wipplingerstr. 23, 1010 Wien -. 

Context ist Mitglied der VAl. 
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: httpl/www.blackbox.at/blackbox/ 

1080 Wien 

Benjamin Davy 

Menschen - Rechte - Polizei 
Eine Information über das Sicherheitspolizeigesetz 

• Sagt Ihnen "SPG" etwas? 
• Kennen Sie das Sicherheitspolizeigesetz? 
• Ist Ihnen bekannt, was die Polizei darf? 
• Was die Polizei nicht darf? 
• Kennen Sie Ihre Rechte? 
• Wissen Sie, wann eine Beschwerde an einen 

Unabhängigen Verwaltungssenat Aussicht 
auf Erfolg hat? 

Einundneunzig Fragen. 
Einundneunzig Antworten. 

Herausgeberin: 
Grüne Bildungswerkstatt Wien 

Vertrieb: 
Context, Breitenseerstraße 60/16, 
A-1170 Wien 

Preis: 15,- öSjStk. zzgl. Porto (ab 50 Stk. portofrei) 
Beachten Sie bitte des Bestellschein auf Seite 45! 

Da\') 

Asyl und internationales Flüchtlingsrecht 
Band I: Viilkcrrechtliche Rahmcnbedingungen 

• Internationales Asyl- und Flüchtlingsrecht 
• Flüchtlingskonvention und staatliche Zuwanderungskontrolle 
• Vorübergehende Duldung des Aufenthalts 
• Duldung des Aufenthalts u. Zuerkennung des Flüchtlingsstatus 
• Expulsion, Return, Refoulement 
• Grenzen der staatlichen Zuwanderungskontrolle 
ISBN 3-7046-0868-8, 296 Seiten, br., ÖS 498,-

Davy 

Asyl und internationales Flüchtlingsrecht 
Band 11: Innerstaatliche Ausgestaltung 

• Das Konzept der anderweitigen Sicherheit im österr. Recht 
• Einreise und anderweitige Sicherheit 
• Vorläufige Aufenthaltsberechtigung u. anderweitige Sicherheit 
• Asyl und anderweitige Sicherheit 
• Schwachstellen im Konzept der anderweitigen Sicherheit 
• "Expulsion" und "Return" - Rechtsschutzfragen 
• Sicherung des Verbots des "Return" bei der Grenzkontrolle 
• Sicherung des Verbots der ,,Expulsion" bei der Aufenthaltsbeendigung 
• "Expulsion" und "Return" - Rechtsschutzlücken 
ISBN 3-7046-0869-6, 470 Seiten, br., ÖS 598,-

[7J J;J. A-1037 Wien 
lYDl Verla sterreich Rennweg 12a 

Tel.: (0222) 797 89-295 
Juristische Literatur Fax: (0222) 797 89-589 

Barbara Steiner 

Datenspiegel 
der österreichischen 

und deutschen 
Rechtsgeschichte 

Detaillierter Überblick über alle relevanten Daten 
der Rechtsgeschichte (inclusive Privatrecht und 

österreich ische Verfassungs- und 
Verwaltungsgeschichte) von der Völkerwanderung 

375 n.Chr. 
bis zur Gegenwart 

Erhältlich zum Preis von 

80,- öS (zzgl. Porto) 

direkt beim Verlag: 

CONTEXT • 1140 WIEN 

BREITENSEERSTRASSE 60/16 




